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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 


über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 21. bis 25. Juni 1999 in Straßburg 


Während des dritten Teils der Sitzungsperiode 1999 vom 
21. - 25. Juni 1999 erörterte die Parlamentarische Versammlung des 
Europarates Berichte, handelte eine Reihe von Routinevorgängen ab und 
beschloss die im Folgenden hervorgehobenen Entschließungen, Richtli- 
nien und Empfehlungen. 

Bericht des Präsidiums und des Ständigen Ausschusses 
Bericht des Ministerkomitees 

- Vorlage durch den amtierenden Vorsitzenden des Ministerkomitees, 
den isländischen Außenminister, Halldor Asgrimsson 


Politische Fragen 

- Die Beziehungen zu den Vereinten Nationen 
{Empfehlung 141 1 - S. 11, Richtlinie 553 - S. 12) 

Rede des Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Homhues (CDU/CSU) (S. 10) 

- Ansprache der Präsidentin der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE, Helle Degn 

- Ansprache des Vorsitzenden des Rates der Interparlamentarischen 
Union, Miguel Angel Martinez 

- Die Krise im Kosovo und die Lage in der Bundesrepublik Jugoslawien 
(Dringlichkeitsdebatte) {Empfehlung 1414 - S. 23) 

Rede des Abg. Klaus Bühler (S. 20) 

- Ansprache des Sonderbeauftragten des Präsidenten der Russischen Fö- 
deration für die Beilegung der Balkankrise, Viktor Tschernomyrdin 

- Ansprache des Präsidenten der Vereinigten Demokratischen Bewegung 
des Kosovo, Rexhep Qosja 
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- Ansprache des Präsidenten der ehemaligen jugoslawischen Republik 
Mazedonien, Ljubco Georgievski 

Frage des Abg. Wolfgang Behrendt (S. 23) 

- Die Einhaltung der Pflichten und Verpflichtungen durch die Ukraine 
{Empfehlung 1416 - S. 29, Entschließung 1 194 - S. 30) 

Rede des Abg. Dieter Schloten (S. 28) 

- Informationsbericht über die Einhaltung der Pflichten und Verpflich- 
tungen durch Lettland (Dok. 8426) 

Rechts- und Menschenrechtsfragen 

- Die illegalen Aktivitäten von Sekten 
{Empfehlung 1412 - S. 13) 

Wirtschafts- und Entwicklungsfragen 

- Die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung und der 
Übergang in Mittel- und Osteuropa {Entschließung 1 192 - S. 15) 

Rede des Abg. Wolfgang Behrendt (S. 14) 

- Ansprache des Präsidenten der Europäischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung, Horst Köhler 

Fragen der Sozialordnung, Gesundheit und Familie 

- Die sozialen Funktionen von Genossenschaften, Versicherungsgesell- 
schaften auf Gegenseitigkeit und Verbänden als Basis der europäischen 
Sozialwirtschaft {Entschließung 1 195 - S. 39) 

- Der Schutz der Menschenrechte und der Würde todkranker und ster- 
bender Menschen {Empfehlung 1418 - S. 34) 

Rede des Abg. Dr. Wolfgang Wodarg (S. 33) 

- Das Zusatzprotokoll zur Europäischen Menschenrechtskonvention 
über soziale Grundrechte {Empfehlung 1415 - S. 25) 

Fragen der Landwirtschaft und der Entwicklung des ländli- 
chen Raums 

- Die Emährungssicherheit und das Dioxin-Problem {Empfeh- 
lung 1417 -S. 33) 

Rede der Abg. Wolfgang Behrendt und Dr. Wolfgang Wodarg (S. 31, 
S. 32) 

Kultur- und Erziehungsfragen 

- Die Schulen der zweiten Chance - oder wie man Arbeitslosigkeit und 
Ausgrenzung durch Bildung und Ausbildung bekämpft {Entschließung 
1193-S. 17) 

Fragen der Gleichstellung von Frauen und Männern 

- Die Gleichstellung im politischen Leben {Entschließung 1413 - S. 18) 

Der Anhang zu diesem Bericht enthält die verabschiedeten Erschließungen 
und Empfehlungen. 
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Zum Ablauf der Tagung 

Die Parlamentarische Versammlung befasste sich in einer ersten Dring- 
lichkeitsdebatte mit der Krise im Kosovo und der Lage in der Bundesre- 
publik Jugoslawien und in einer zweiten mit der Emährungssicherheit und 
dem Dioxin-Problem. 

Den Bericht des Ministerkomitees trug der amtierende Vorsitzende des 
Ministerkomitees, Halldor Asgrimsson, isländischer Außenminister, vor. 
Es sprachen vor der Versammlung: der russische Jugoslawien-Beauftragte, 
Viktor Tschernomyrdin, der Präsident der ehemaligen jugoslawischen Re- 
publik Mazedonien, Ljubco Georgievski, die Präsidentin der Parlamen- 
tarischen Versammlung der OSZE, Helle Degn, der Vorsitzende des Rates 
der Interparlamentarischen Union, Miguel Angel Martinez, der Präsident 
der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, Horst Köhler. 

Die Beschlusstexte der Versammlung sowie die Reden und Fragen der 
Mitglieder der deutschen Delegation sind wörtlich, die Antworten auf die- 
se Fragen zum Teil zusammengefasst wiedergegeben. 

Schwerpunkte der Beratungen 

a) Personalien 

Mit knapper Mehrheit wählte die Parlamentarische Versammlung am 
22. Juni 1999 den österreichischen ÖVP/EP -Abgeordneten, Walter 
Schwimmer, zum neuen Generalsekretär des Europarates. Beim zweiten 
und entscheidenden Wahlgang stimmten 138 Mitglieder der Parlamentari- 
schen Versammlung für Walter Schwimmer gegenüber 136 für seinen Ge- 
genkandidaten, den britischen Abgeordneten Terry Davis, Mitglied der 
britischen Labour Party und der Sozialistischen Gruppe im Europarat. 

Die ehemalige Ministerpräsidentin und jetzige Justizministerin Polens, 
Hanna Suchocka, war nicht mehr angetreten, nachdem sie am Vortag beim 
ersten Wahlgang nur 21 Stimmen erhalten hatte. 

Walter Schwimmer wird damit die Nachfolge des schwedischen Liberalen 
Daniel Tarschys antreten. Sein Mandat beginnt am 1. September 1999 und 
gilt für fünf Jahre. 

ln einer ersten Stellungnahme sagte Schwimmer, der Europarat sei poli- 
tisch „zu wenig sichtbar“. Er sei mit dem Gewicht des Europarates im in- 
ternationalen Geflecht „nicht zufrieden“. Das wolle er als Generalsekretär 
durch eine „aktive Rolle“ ändern. Schwimmer kündigte an, er werde sich 
bei den Mitgliedsländern des Europarates für mehr Finanzmittel für die 
Organisation einsetzen. 

Einen Schwerpunkt seiner Arbeit wolle Schwimmer auf dem Balkan und 
konkret im Kosovo setzen, wo der Europarat bisher eher am Rande mitlau- 
fe. Er forderte gegenüber EU, OSZE und UNO offen die Einbeziehung des 
Europarates in den Stabilitätspakt für Südosteuropa, vor allem beim Auf- 
bau einer unabhängigen Justiz, demokratischer Medien, eines politischen 
Parteiensystems sowie der Kommunalverwaltung. 

b) Beratungen 

Im Zentrum des Interesses des Europarates stand am 21. Juni 1999 die 
Dringlichkeitsdebatte über die Krise im Kosovo und die Lage in der 
Bundesrepublik Jugoslawien. 
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In ihrer Debatte beschloss die Parlamentarische Versammlung des Europa- 
rates die Einberufung einer Konferenz über die Rolle des Europarates so- 
wie nationaler Parlamente bei der Umsetzung des Stabilitätspakts für den 
Balkan, die in den nächsten Monaten in der Region stattfinden solle. Die 
Parlamentarier forderten außerdem das Ministerkomitee auf, zur Frage der 
Lage im Kosovo eine angemessene Vertretung des Europarates in den 
UN-Gremien zu gewährleisten, und zwar auf der Ebene eines stellvertre- 
tenden Sonderbeauftragten. Vor allem aber beanspruchte die Parlamentari- 
sche Versammlung für sich eine führende Rolle insbesondere bei der 
Überwachung der Menschenrechtslage, bei der Schaffung des Amtes eines 
Ombudsmannes sowie bei Unterstützungsmaßnahmen zur Entwicklung 
politischer Parteien und bei der Ausbildung von Richtern. In Pristina soll 
ein Büro des Europarates eröffnet werden. 

Bei der Beurteilung der Situation der Serben im Kosovo und der Lage in 
der Bundesrepublik Jugoslawien waren sich die Parlamentarier weitge- 
hend darüber einig, dass es in der Region erst dann Stabilität geben werde, 
wenn in Jugoslawien demokratische Reformen durchgeführt würden. Dies 
werde jedoch nicht möglich sein, solange Slobodan Milosevic und andere 
unter Anklage stehende Kriegsverbrecher an der Macht seien. Die Ver- 
sammlung rief daher die jugoslawische Bevölkerung auf, Reformen öf- 
fentlich zu unterstützen. Über den massiven Exodus der Serben aus dem 
Kosovo zeigten sich die Parlamentarier sehr besorgt und forderten die Ko- 
sovo-Befreiungsarmee eindringlich auf, ihren Vergeltungsmaßnahmen ein 
Ende zu setzen und das am 21. Juni mit der NATO Unterzeichnete Ab- 
kommen buchstabengenau einzuhalten. Die Parlamentarier betonten, dass 
die Sicherheit der Serben im Kosovo gewährleistet werden müsse, und 
verlangten von der UCK, dass sie binnen 90 Tagen alle Waffen niederlege. 

In diesem Zusammenhang sprach vor der Parlamentarischen Versamm- 
lung als Gastredner der russische Sonderbeauftragte für den Balkan, 
Viktor Tschernomyrdin. In seiner Rede warnte er vor einer zu starken Iso- 
lierung Jugoslawiens. Wenn von außen weiter Druck auf Milosevic ausge- 
übt werde, würde das dazu führen, dass sich das serbische Volk nur noch 
stärker mit dem Präsidenten solidarisiere, wie dies bereits während der 
Bombardierungen durch die NATO geschehen sei. Genauso falsch sei es, 
die Serben von der humanitären Soforthilfe auszuschließen. Angesichts 
der weitgehenden Zerstörung der Energie- und Wasserversorgung würde 
dies zu einer humanitären Katastrophe führen. 

Mit Blick auf das Ende der NATO-Luftschläge gegen die Bundesrepublik 
Jugoslawien rief er die Parlamentarische Versammlung dazu auf, das An- 
sehen der Vereinten Nationen wieder herzustellen und ihrer Tätigkeit bei 
der Gewährleistung der internationalen Sicherheit größere Effizienz und 
Dynamik zu verleihen. Er betonte, dass die UN reformbedürftig sei, denn 
der Verzicht auf das Prinzip der gemeinsamen Beschlussfassung und Ver- 
antwortung könne die Aufsplitterung der Staaten in zwei Klassen bedeu- 
ten- d. h. in Staaten, die Befehle erteilten, und jene, die sich unterordnen 
müssten. 

Tschernomyrdin bezeichnete das Ende des Krieges auf dem Balkan als ei- 
ne immense Leistung der Staatengemeinschaft. Es sei jedoch noch nicht 
die rechte Zeit zum Jubeln gekommen, warnte er. Er schlug zugleich eine 
„paneuropäische Konferenz“ vor, die über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa diskutieren solle. 

Vor der Parlamentarischen Versammlung sprach dazu außerdem der Prä- 
sident der Ehemaligen Jugoslawischen Republik Mazedonien, Ljubco 
Georgievski. Er nutzte seine Einladung, um auf die schwierige Lage in 
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seinem Land hinzuweisen. Mazedonien habe 360 000 Flüchtlinge aufge- 
nommen - dies entspreche rund 1 8 % der Gesamtbevölkerung von de- 
nen sich noch 250 000 in Mazedonien aufhielten. Trotz der Hilfen, die 
sein Land bereits von der internationalen Gemeinschaft erhalten habe, sei- 
en durch die Auswirkungen des Krieges und den wirtschaftlichen Nieder- 
gang der Region Verluste in Höhe von 660 Millionen US-Dollar entstan- 
den. Die Arbeitslosenrate habe 40 % erreicht. Deshalb, so Georgievski, 
setze sein Land nun große Hoffnungen auf den in Köln beschlossenen Sta- 
bilitätspakt für den Balkan. 

Zum Thema Kosovo führte Abg. Klaus Bühler (CDU/CSU) ergänzend 
aus, dass die Unterzeichnung des Vertrages von Rambouillet durch die 
Kriegsparteien den Menschen viel Leid erspart habe. Die durchgeführte 
militärische Aktion habe drei Ziele gehabt: die Missachtung der Men- 
schenrechte zu beenden, eine moralische Werteordnung wieder herzustel- 
len und eine politische Lösung zu erzwingen. Er dankte Tschernomyrdin 
ausdrücklich für die Mitwirkung Russlands an einer politischen Lösung 
und erinnerte an die historische Rede Gorbatschows vor zehn Jahren, als 
dieser die russische Bereitschaft signalisiert habe, seinen Platz im europä- 
ischen Haus einzunehmen. Für die Missachtung der Menschenrechte im 
Kosovo müssten nun die Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen 
werden. Den Flüchtlingen müsse die Rückkehr in ihre Heimat ermöglicht 
werden. 

ln Bezug auf die Umsetzung des Stabilitätspakts forderte Abg. Bühler eine 
stärkere Beteiligung des Europarates. Bei aller Wertschätzung der UNO, 
der Europäischen Union oder der OSZE habe der Europarat im Bereich 
der Menschenrechte, der Rechtsprechung und des Minderheitenschutzes 
die größte Kompetenz und die größte Erfahrung. 

Im Rahmen eines Berichts des Monitoringausschusses befasste sich die 
Parlamentarische Versammlung ausführlich mit der Einhaltung der 
Pflichten und Verpflichtungen durch die Ukraine und stellte fest, dass 
das Land auch mehr als zwei Jahre nach seiner Aufnahme weit davon ent- 
fernt sei, seine Mitgliedschaflsverpflichtungen im Europarat zu erfüllen. 
Trotz der mangelnden substanziellen Fortschritte bei der Anpassung der 
Gesetzgebung an Europaratsnormen verzichtete die Parlamentarische Ver- 
sammlung darauf, die Mitglieder der ukrainischen Delegation von der 
Mitarbeit in Straßburg auszuschließen. 

Im Januar 1999 noch hat die Parlamentarische Versammlung der Ukraine 
mit Ausschluss gedroht, wenn sie nicht innerhalb von fünf Monaten we- 
sentliche Fortschritte bei der Erfüllung ihrer 1995 schriftlich eingegange- 
nen Verpflichtungen mache. Die Parlamentarier verlangten von der 
Ukraine die Abschaffung der Todesstrafe, eine Gesetzgebung zum Schutz 
der Menschenrechte, eine Rechtsreform, ein neues Strafgesetzbuch und ei- 
ne neue Strafprozessordnung sowie eine Reform des Zivilrechts und der 
Zivilprozessordnung. Weiter verlangte die Parlamentarische Versammlung 
ein neues Parteien- und Wahlgesetz, um die Entwicklung eines pluralisti- 
schen Parteiensystems zu ermöglichen. 

Die Berichterstatter der Parlamentarischen Versammlung hatten im Mai 
dieses Jahres erneut die Ukraine besucht. Sie stellten fest, dass keine we- 
sentlichen Fortschritte erkennbar seien, ln ihrem Entschließungsantrag 
schlugen sie vor, der ukrainischen Delegation das Recht auf volle Mitar- 
beit in der Versammlung sofort zu entziehen. Sie wiesen allerdings darauf 
hin, dass der Präsident des ukrainischen Parlaments noch während ihres 
Besuches die zuständigen Ausschüsse angewiesen habe, die Maßnahmen 
zur Verwirklichung der verlangten Reformen einzuleiten. 
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Während der Debatte nahm die Parlamentarische Versammlung diesen 
Hinweis zum Anlass, der Ukraine zumindest einen positiven Willen zur 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen zu bescheinigen. Zusammen mit einer von 
der ukrainische Delegation vorgelegten ausführlichen Auflistung der von 
der Ukraine bereits übernommenen Europaratskonventionen und Regel- 
werke, wie z. B. der Menschenrechtskonvention und mehrerer ihrer Zu- 
satzprotokolle sowie der Antifolterkonvention und der Charta der kommu- 
nalen Selbstverwaltung, wurde dies als ausreichende Begründung angese- 
hen, eine neue Fristsetzung zu gewähren. So beschloss die Parlamentari- 
sche Versammlung, im Januar 2000 ein Ausschlussverfahren gegen die 
ukrainische Delegation einzuleiten, falls die Ukraine bis dahin keine sub- 
stanziellen Fortschritte bei der Verwirklichung von Demokratie und Men- 
schenrechten gemacht habe. 

In diesem Zusammenhang warnte Abg. Wolfgang Behrendt (SPD) vor 
einem frühzeitigen Ausschluss der Ukraine aus dem Europarat, auch wenn 
diese ihre anlässlich des Beitritts eingegangenen Verpflichtungen entspre- 
chend der Aufforderung des Europarates noch nicht erfüllt habe. Ein Aus- 
schluss der Ukraine aus dem Europarat würde eine Ermunterung für alle 
europafeindlichen Kräften in diesem Land bedeuten. Angesichts der be- 
vorstehenden Präsidentschaftswahlen in der Ukraine sei es nicht angemes- 
sen, eine solch rigorose Maßnahme zu treffen. Er verwies auf einige posi- 
tive Entwicklungen in der Ukraine. So habe die Ukraine freiwillig auf 
Atomwaffen verzichtet und wichtige Schritte unternommen, um ihre bila- 
teralen Probleme mit Russland, Rumänien und Polen zu lösen. Dennoch 
appellierte er an die Ukraine, diese letzten Ermahnungen des Europarates 
ernst zu nehmen und alle ihre Verpflichtungen, insbesondere die Abschaf- 
fung der Todesstrafe, zu erfüllen. 

Kern der Ausführungen zum Bericht des Ministerkomitees durch den 
amtierenden Vorsitzenden und isländischen Außenminister, Halldor 
Asgrimsson, war zum einen die Entwicklung des Europarates nach außen 
und zum anderen die Fortsetzung der internen Reformen des Europarates. 

Als Erstes hob Asgrimsson die Rolle des Europarates bei der Umsetzung 
des Stabilitätspaktes für Südosteuropa hervor. Der Europarat solle sich auf 
seine komparativen Vorteile konzentrieren und mit den anderen internati- 
onalen Organisationen Zusammenarbeiten. Der Stabilitätspakt sei eines der 
wichtigsten Vorhaben Europas in den letzten Jahren. Er setze sich zum 
Ziel, die wirtschaftliche und demokratische Entwicklung dieser Region zu 
fordern. 

Seit Beginn der Krise im Kosovo bemühe sich der Europarat, den Flücht- 
lingen in den Nachbarregionen und Ländern zu helfen. Diverse Program- 
me seien aufgestellt worden: 

Erteilung von Ausweisen für Flüchtlinge, Aufstellung eines Stabilitätspro- 
gramms für Südosteuropa, Hilfsprogramme für Opfer von Vergewaltigung 
und sexueller Ausbeutung, Nothilfe durch den Sozialentwicklungsfonds. 

Bosnien-Herzegowina komme in dieser Region eine Schlüsselrolle zu. In 
seinem Stabilitätsprogramm für Südosteuropa habe der Europarat Bos- 
nien-Herzegowina aufgefordert, seine Bemühungen im Hinblick auf einen 
künftigen Beitritt zum Europarat fortzusetzen. Er erinnere an den Besuch, 
den er zusammen mit dem Generalsekretär des Europarates vom 19. bis 
2 1 . Juni in Bosnien-Herzegowina abgestattet habe. Nach Meinung der po- 
litisch Verantwortlichen könne der Beitritt Bosnien-Herzegowinas die 
Grundlage sein, um einen demokratischen Staat aufzubauen. Die Regie- 
rung und die staatlichen Institutionen Bosnien-Herzegowinas seien 
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aufgefordert, die grundlegenden demokratischen Reformen der Gesell- 
schaft einzuleiten: Verabschiedung eines neuen Wahlgesetzes, eines Ge- 
setzes über Grund und Boden und eines Gesetzes zur Rückkehr der Flücht- 
linge. 

Zwei weitere Länder würden sicherlich auch ihren Platz im Europarat fin- 
den: Armenien und Aserbaidschan. Der Europarat verfolge mit großem In- 
teresse die Bemühungen beider Länder, den Konflikt in Berg-Karabach zu 
lösen. Der Europarat beobachte auch mit großer Aufmerksamkeit die Ar- 
beit der Versammlung bezüglich des Beitritts von Monaco. Schließlich 
würden auch Belarus und die Bundesrepublik Jugoslawien eines Tages 
den Weg zum Europarat finden, ln Bezug auf die Bundesrepublik Jugo- 
slawien hoffe er, dass die Beilegung der Krise im Kosovo den Prozess des 
demokratischen Übergangs in Serbien einleiten werde. 

Der Vorsitzende erwähnte auch die Frage der Zusammenarbeit des Euro- 
parates mit der OSZE, der Europäischen Union sowie anderen internatio- 
nalen Organisationen. Die Tatsache, dass der Vorsitz aller drei Organisati- 
onen in den Händen von nordischen Staaten sei, werde sicherlich die Su- 
che nach pragmatischen Lösungen zur Optimierung der Zusammenarbeit 
erleichtern. 

ln Bezug auf die internen Entwicklungen im Europarat erinnerte er an den 
Bericht des Ausschusses der Weisen und den vom Ministerkomitee in Bu- 
dapest verabschiedeten Folgebericht, der die Hauptziele des Europarates 
wie folgt festlege: Menschenrechte, demokratische Stabilität, Rechtsstaat, 
Kultur und Bildung, soziale Kohäsion. Unter isländischem Vorsitz sei au- 
ßerdem der Haushalt 2000 festgelegt worden. Sollte der Europarat auf- 
grund des engen Haushalts seine Aktivitäten rationalisieren oder neu orga- 
nisieren müssen, werde er immer mehr Schwierigkeiten haben, seine Auf- 
gaben sachgerecht zu erfüllen. 

Die Parlamentarische Versammlung des Europarates befasste sich weiter- 
hin mit den Aktivitäten der Europäischen Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (EBWE) und dem Übergang in Mittel- und Osteuropa. 

Die Versammlung würdigte die Anstrengungen der Bank zur Unterstüt- 
zung der Staaten in Mittel- und Osteuropa bei der schwierigen Moderni- 
sierung ihrer Volkswirtschaften und bei ihrem Streben nach noch mehr 
Demokratie zur Untermauerung dieser Entwicklung. Für die EBWE sei 
das Jahr 1998 das schwierigste seit ihrer Gründung gewesen. Die Wirt- 
schafls- und Finanzkrise in Russland und die schwierige Wirtschaftslage 
in den meisten anderen Ländern ihres Geschäftsbereiches hätten dazu ge- 
führt, dass sie zum ersten Mal einen Nettoverlust habe verzeichnen müs- 
sen. Die Versammlung begrüßte die Entschlossenheit der EBWE, trotz 
dieser Schwierigkeiten ihre Tätigkeit in den betroffenen Ländern verstärkt 
fortzusetzen, dabei aber erhöhte Vorsicht bei der Auswahl ihrer Projekt- 
partner walten zu lassen. Die Parlamentarier teilten die Auffassung der 
Bank, dass die Fördermaßnahmen der Bank nur dann wirklich erfolgreich 
sein könnten, wenn die staatliche Politik für einen soliden makroökonomi- 
schen und sozialen Rahmen sorge. 

Der Präsident der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, 
Horst Köhler, warnte vor der Versammlung die internationale Gemein- 
schaft vor zu großen Versprechungen im Zusammenhang mit den geplan- 
ten Hilfen auf dem Balkan. Es dürften keine Erwartungen geweckt wer- 
den, die anschließend nicht erfüllt werden könnten, ln Bezug auf die Bun- 
desrepublik Jugoslawien wolle sich die Bank selbst aktiv in die Hilfe ein- 
schalten, auch wenn dieses Land nicht zu ihren Mitgliedern gehöre, kün- 
digte Köhler an. Die EBWE habe sich sehr gut vorbereitet, um die 
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Umsetzung des von den G8-Staaten beschlossenen Stabilitätspakts für 
Südosteuropa zu unterstützen. Dies gelte für das Kosovo selbst, wo aller- 
dings eine ausreichend effiziente administrative Struktur als Vorausset- 
zung geschaffen werden müsse. Gleichzeitig werde die Bank die vorgese- 
henen internationalen Anstrengungen zum Wiederaufbau und zur Bele- 
bung der wirtschaftlichen Entwicklung in den am meisten von der Koso- 
vo-Krise betroffenen Ländern Albanien, Mazedonien, Bosnien-Herze- 
gowina sowie Bulgarien, Kroatien und Rumänien unterstützen. Umfang- 
reiche Planungen seien bereits von der EBWE entwickelt worden und um- 
fassten mehr als 100 Einzelprojekte mit einer Finanzausstattung von mehr 
als 2,5 Milliarden Euro. Bei allen Vorhaben könne die Bank auf ihre in 
Bosnien-Herzegowina gemachten Erfahrungen zurückgreifen, wo sie ne- 
ben einzelnen Unternehmen auch den Wiederaufbau von Brücken, Flughä- 
fen und Telekommunikationseinrichtungen finanziell unterstützt habe. 

Abg. Wolfgang Behrendt erinnerte in diesem Zusammenhang an den 
Beitrag der EBWE zum wirtschaftlichen Aufbau und zur marktwirtschaft- 
lichen Umgestaltung in den ehemaligen Ostblockstaaten. Der angelaufene 
Prozess des Beitritts zur EU habe die wirtschaftliche Dynamik dieser Län- 
der erheblich beflügelt. So seien die fünf Staaten der ersten Beitrittsrunde 
willens und in der Lage, die meisten EU- Anforderungen im Hinblick auf 
die marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen und die ordnungspoliti- 
schen Grundprinzipien einer wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstruktur zu 
erfüllen. 

Als besondere Leistung der EBWE in den letzten Jahren auf dem Weg zur 
ökonomischen Umgestaltung hob er ihren Beitrag im Bereich der Energie- 
politik hervor. Neben der verbesserten Sicherheit von Atomkraftwerken 
habe sie sich insbesondere für die Förderung von Energieeinsparungsmaß- 
nahmen und emeuerbaren Energien eingesetzt. Als Herausforderungen der 
Zukunft betrachte er die Stärkung der kleineren und mittleren Unterneh- 
men und die Schaffung eines angemessenen Regulierungsrahmens für den 
sich ausbreitenden Markt an Finanzdienstleistungen. 

In Bezug auf die anstehenden Aufgaben im Kosovo verwies auch Abg. 
Behrendt auf den unter deutscher Ratspräsidentschaft am 10. Juni 1999 
initiierten Stabilitätspakt für Südosteuropa, der mit den wichtigsten Staa- 
ten und internationalen Organisationen abgestimmt worden sei. Dabei sei 
ausdrücklich auch die EBWE genannt worden. Er begrüßte, dass sich die 
EBWE verstärkt für den Wiederaufbau der Infrastruktur, aber auch für die 
Existenzgründung bei kleineren und mittleren Unternehmen, einsetzen 
werde. Wichtig sei in diesem Zusammenhang ein abgestimmtes Vorgehen 
mit anderen großen Geberorganisationen wie der Europäischen Investiti- 
onsbank und der Weltbank. 

Als Reaktion auf den Skandal um dioxinbelastete Lebensmittel beschloss 
die Parlamentarische Versammlung des Europarates eine Dringlichkeits- 
debatte über die Lebensmittelsicherheit und das Dioxin-Problem. Zu- 
sammenfassend forderten die Parlamentarier die Einrichtung einer „Euro- 
päische Lebensmittelagentur“, die durch strengere Kontrollen und ein bes- 
seres Warnsystem künftig Skandale wie den Rinderwahnsinn BSE oder 
die Dioxinvergiftung vermeiden helfen solle. In der von ihnen verabschie- 
deten Entschließung appellierten die Parlamentarier außerdem an die Eu- 
ropäische Union, ein EU-weites Verbot für Tiermehl zu prüfen, das aus 
Tierkadavem hergestellt und an Schlachttiere verfüttert werde. Sollte es 
den „geringsten Zweifel“ an der Sicherheit dieser Futtermittel geben, müs- 
se ihre Verfütterung sofort beendet werden. In diesem Zusammenhang for- 
derten die Parlamentarier die Mitgliedstaaten auf, die Kontrolle der 
Tieremährungskette und der für die Futterherstellung verwendeten 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 14/3230 


Rohstoffe zu verbessern, unabhängige Stellen für Lebensmittelsicherheit 
einzurichten und ein auf europäischer Ebene koordiniertes Frühwamungs- 
system zu schaffen. 

Abg. Dr. Wolfgang Wodarg appellierte an den Gesetzgeber, Risiken zu 
minimieren. Es gehe besonders darum, die Rahmenbedingungen für eine 
bessere Kooperation in der Forschung einerseits, aber auch für die Schaf- 
fung von Standards andererseits, wie z. B. Regelungen, die eine bessere 
Transparenz der Nahrungsmittelkette gewährleisteten, zu verbessern. Er 
unterstützte außerdem ausdrücklich den Vorschlag, eine europäische Ko- 
ordinationsstelle im Sinne einer „Food-and-Drug- Administration“ einzu- 
richten. Eine solche Behörde müsse die Aufgabe haben, die Vielzahl der 
unterschiedlichen mit diesem Thema beschäftigten Institutionen zu koor- 
dinieren und gemeinsame Bewertungsstandards zu entwickeln. 

Die Debatte habe, so Abg. Wolfgang Behrendt, gezeigt, dass dieses Pro- 
blem nicht auf die Europäische Union beschränkt sei, sondern auch alle 
Mitgliedstaaten des Europarates betreffe und sogar noch darüber hinaus 
gehe. 

Die Parlamentarische Versammlung des Europarates befasste sich auch 
mit dem Schutz der Menschenrechte und der Würde todkranker und ster- 
bender Menschen. Sie appellierte an alle Mitgliedstaaten, das Recht auf 
Leben, insbesondere in Bezug auf todkranke bzw. sterbende Personen, zu 
gewährleisten. Sie erinnerte an Art. 2 der Europäischen Menschenrechts- 
konvention, in dem es heiße, dass keine absichtliche Tötung vorgenom- 
men werden dürfte. 

Mit klarer Mehrheit sprach sie sich gegen eine Legalisierung der aktiven 
Sterbehilfe aus. Der ausdrückliche Todeswunsch eines unheilbar Kranken 
dürfe niemals als , juristische Rechtfertigung für die Tötung durch einen 
Dritten“ gelten, heißt es in der Entschließung, die nach einer sehr kontro- 
versen und teilweise emotional geführten Debatte von den Parlamentariern 
verabschiedet wurde. Die Versammlung sprach sich allerdings dafür aus, 
unheilbar Kranken und Sterbenden auf deren Wunsch ausreichende 
Schmerzmittel selbst dann zu verabreichen, wenn dies als Nebeneffekt das 
Leben der Betroffenen verkürzen könne. Die Abgeordneten forderten die 
Mitgliedstaaten außerdem auf, durch eine entsprechende Gesetzgebung si- 
cherzustellen, dass die Behandlung Schwerkranker oder Sterbender nicht 
aus wirtschaftlichen Erwägungen abgebrochen werde. Zugleich müsse 
aber sichergestellt werden, dass das Leben gegen den Willen der Betroffe- 
nen nicht verlängert werden könne. 

Nach Ansicht des Berichterstatters Abg. Wolfgang Wodarg müsse insbe- 
sondere dafür gesorgt werden, dass es bei kranken und todkranken Men- 
schen keine „hilflosen Helfer“ mehr gebe. Das Personal müsse entspre- 
chend ausgebildet werden, um die Leiden der Patienten zu verringern, ln 
der heutigen Zeit sei es nicht mehr nötig, dass Menschen Schmerzen hät- 
ten. Natürlich werde durch den Einsatz von Morphium nicht nur die 
Schmerzen gelindert, sondern der ganze Organismus geschwächt und da- 
durch die Risiken der Krankheit womöglich noch erhöht. Es könne daher 
sein, dass der Mensch früher an seiner Krankheit oder den Nebenwirkun- 
gen seiner Krankheit sterbe, aber er leide nicht und er werde nicht durch 
einen anderen Menschen „umgebracht“. Darauf komme es letztendlich an. 


Wolfgang Behrendt, MdB 

Leiter der Delegation 


Klaus Bühler, MdB 

Stellvertretender Leiter der Delegation 
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Montag, 21. Juni 1999 

Tagesordnungspunkt 

Bericht über die Aktivitäten des Präsidiums der 
Versammiung und des Ständigen Ausschusses 

(Dokument 8441 und Addenda I und II) 

Berichterstatter: 

Abg. Pierre Beaufays (Belgien) 

(Themen: 50 Jahre Europarat - Stabilitätspakt für Süd- 
osteuropa - Struktur der türkischen Gerichtshöfe und 
Todesstrafe in der Türkei - Rolle von Europarat und 
Vereinten Nationen im Kosovo-Konflikt - Beitritt Mona- 
cos zum Europarat) 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache von Heiie Degn, Präsidentin der Par- 
lamentarischen Versammlung der OSZE 

(Themen: Rolle der OSZE in der europäischen Sicher- 
heit - Zusammenarbeit der internationalen Organisatio- 
nen in Bosnien - Engagement der OSZE in Kosovo - 
Treffen zwischen den Präsidien des Europarates und der 
OSZE im März in Paris) 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache von Miguel Angel Martinez, Präsi- 
dent des Rates der Interparlamentarischen 
Union 

(Themen: Engere Zusammenarbeit zwischen IPU und 
Europarat - Frage der Gleichstellung von Mann und 
Frau in einer demokratischen Gesellschaft - Schutz der 
Menschenrechte der Parlamentarier - Technische Un- 
terstützung neuer Parlamente - Demokratisierung und 
Globalisierung) 

Tagesordnungspunkt 

Die Beziehungen zu den Vereinten Nationen 

(Dokument 8431) 

Berichterstatterin: 

Abg. Hanne Severinsen (Dänemark) 

(Themen: Unzureichende Beziehungen zwischen dem 
Europarat und den Vereinten Nationen - Sitz des Euro- 
parates in den Vereinten Nationen - Vorschläge für eine 
engere Zusammenarbeit durch den Austausch von In- 
formationen) 

Rede des Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues 

(CDU/CSU): Herzlichen Dank, Herr Präsident! - Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der Berichterstatterin 
zu danken ist eine normale Pflicht. Sie hat hier aber ein 
Thema für uns aufgearbeitet, von dem ich glaube, es 


lohnt sich aus vielerlei Sicht, sich damit zu beschäftigen. 
Viele Aspekte sind schon genannt worden; ich will sie 
nicht wiederholen oder erneut unterstreichen. Ich habe 
nichts Wesentliches erkennen können, was mir falsch 
erschiene. 

Einen Wunsch habe ich allerdings an Sie, Herr Gross: 
Wenn Sie Ihr Land noch in die UNO brächten, wäre ich 
der Schweiz sehr dankbar. Dann könnten wir noch viel 
besser Zusammenarbeiten. (Beifall) - Dies als kleine 
Anmerkung am Rande. 

Lassen Sie mich die folgenden Punkte herausgreifen: 

Erstens. Es ist viel Kritik am Europarat selbst in Form 
des Ministerrates geübt worden. Ich kann diese Kritik 
nur teilen. Wenn wir uns mit dem, was wir wollen, ernst 
nehmen, wenn das, was wir gleich beschließen, wirklich 
Auswirkungen haben soll, dann, Herr Präsident, ist es 
notwendig, dass uns unsere jeweilige Präsidentschaft - 
die von gestern, die von heute und die von morgen - 
ernster nimmt und hier auch präsent ist. Ich halte es 
grundsätzlich für nicht mehr akzeptabel - und habe es 
nie für akzeptabel gehalten -, dass wir hier tagen, über 
vieles reden, und unser Adressat, nämlich der Minister- 
rat - und er ist wohl mindestens teilweise unser Haupt- 
adressat -, ist, wenn es gut geht, durch den jeweiligen 
Botschafter vertreten. Einmal im Halbjahr kommt ein 
Regierungsmitglied vorbei, hält eine schöne Rede und 
schleicht sich - Entschuldigung, geht wieder von hin- 
nen. 

Meine dringende Bitte an das Präsidium wäre, sicherzu- 
stellen, dass wir hier nicht nur schöne Reden von Staats- 
oberhäuptern, von Regierungschefs und von Außenmi- 
nistern gehalten bekommen, sondern dass wir den Mi- 
nisterrat als unseren Counterpart ernst nehmen; denn 
sonst dürfen wir uns nicht beklagen, dass das, was wir 
hier gesagt haben, von ihm nicht umgesetzt wird. Das ist 
ja einer der Hauptpunkte der Kritik im Bericht der Kol- 
legin, dass sie sagt: Die tun ja gar nicht, was wir hier 
empfohlen haben; sie reagieren nicht einmal darauf 

Wir müssen uns also in dem, was wir sagen und tun, 
selber ernst nehmen. Das ist der wichtigste Punkt, und 
ich erwarte von unserem Präsidium ab jetzt, dafür Sorge 
zu tragen, dass hier ständig, bei jeder Sitzung, die Präsi- 
dentschaft anwesend ist, damit wir einen direkten Ge- 
sprächspartner haben. 

Ein zweiter Punkt scheint mir in diesem Zusammen- 
hang von Bedeutung zu sein, nämlich dass wir uns dar- 
über klar werden, dass wir natürlich so, wie wir uns als 
Europarat mit unseren Grundvorstellungen verstehen, 
im Gesamtkontext der Vereinten Nationen vielleicht 
mit deren Grundgesetz in Übereinstimmung sind, aber 
nicht mit der Realität. Das heißt, unsere Forderungen, 
unsere Ziele, unsere Wünsche, präzise auf den Punkt 
gebracht, bedeuten, dass wir uns in einer Reihe von Fäl- 
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len ziemlich kontrovers mit einigen Ländern der Ver- 
einten Nationen werden beschäftigen müssen, und dies 
ist gut so - wenn wir es denn tun. Ich habe oft die Rolle 
der IPU als ein wenig problematisch empfunden, weil 
dort Parlament gleich Parlament ist. Das Ding muss nur 
so heißen; mit Demokratie hat das oft nichts zu tun. Wir 
haben da eine besondere Qualität einzubringen, und ich 
kenne viele Regionen in Afrika und anderswo, die auf 
der Suche danach sind, die Verbindungen, die sie regi- 
onal schaffen, auch parlamentarisch zu begleiten. Wir 
könnten also den Vereinten Nationen eine Art Modell 
anbieten, wie wir das gemacht haben, und wenn wir an 
einigen Punkten noch besser werden, ist das Modell, 
das wir zum Anschauen vielleicht anzubieten hätten, 
noch griffiger und glaubwürdiger und vielleicht auch 
akzeptabler. 

Dies verlangt von uns allerdings auch, dass wir uns, auf 
unsere Arbeit bezogen, nicht nur fragen, wie wir die 
Kontakte in Richtung New York hersteilen, sondern 
auch, wie es mit den Regionen aussieht, die versuchen, 
sich ähnlich wie wir zu organisieren. Welche Kontakte 
haben wir dort? Wie können wir die Zusammenarbeit 
ganz praktisch organisieren, im Austausch, im Lernen 
von Problemlösungen? - Dabei voranzukommen wäre 
die zweite Bitte, die ich hätte. 

Eine dritte: Im Bericht ist die Rede davon, was die UNO 
im Kosovo nicht geschafft hat. Ob wir es besser ge- 
schafft hätten? Wenn man es böse interpretieren will, 
Frau Berichterstatterin, klingt das am Rande ja ein biss- 
chen an. Ich wage das zu bezweifeln. Und wenn wir den 
einen Staat, Herr Kollege Gross, nicht hätten, der sich 
den Menschenrechten verbunden fühlt, weiß ich ja auch 
nicht, ob wir als Europäer alleine, ohne diesen Staat, 
überhaupt etwas zustande gebracht hätten. Auch darüber 
müsste man reden. 

Was ich damit meine, ist dies: Wir haben jetzt im Blick 
auf das Kosovo eine unglaublich wichtige Aufgabe, 
ln dem Papier über den Balkanpakt ist uns auch eine 
entsprechende Rolle zugewiesen worden. Einige 
Kollegen bei mir in Deutschland haben, weil wir 
zufälligerweise in einigen Fällen die Präsidentschaft 
hatten, kräftig daran mitgeschoben, dass der Europa- 
rat beim Balkanpakt eine bestimmte, ihm entsprechen- 
de Aufgabe auch wahrnimmt. Wir sollten dies tun. 
Dies verlangt aber auch - das wäre eine weitere Bitte, 
wiederum ans Präsidium -, dass wir uns überlegen, 
ob wir uns nicht für die Zeit der besonderen Situation 
in Südosteuropa - und die kann lange dauern - eine 
besondere Struktur in Form eines besonderen Aus- 
schusses schaffen, der sich ständig intensiv und mit 
Manpower ausgestattet den Problemen zuwendet, 
damit wir präsent sind und damit wir mit unseren 
Anliegen entsprechend dem, was wir können, auch 
ernst genommen werden. - Herzlichen Dank, Herr Prä- 
sident. (Beifall) 


Empfehlung 14 11 

betr.: Die Beziehungen zu den Vereinten 
Nationen 

(Dokument 8431) 

1. Die Versammlung verweist auf ihre Empfehlungen 
1252 (1994) über die Beziehungen zwischen dem 
Europarat und den Vereinten Nationen sowie 1367 
(1998) über die Reform der Vereinten Nationen, die 
insbesondere das Ziel verfolgen, die Zusammenar- 
beit zwischen den beiden Organisationen zu för- 
dern. 

2. Unter erneuter Bekräftigung der Gültigkeit der in 
diesen Empfehlungen enthaltenen Vorschläge be- 
dauert die Versammlung, dass das Ministerkomitee 
noch keinerlei substanzielle Folgemaßnahmen zu 
diesen Empfehlungen ergriffen hat, hauptsächlich 
in Bezug auf die Anerkennung des Status des Euro- 
parates als eine regionale Organisation im Sinne der 
Charta der Vereinten Nationen, welche eine ge- 
meinsame Position der Mitgliedstaaten des Europa- 
rates in der Generalversammlung der Vereinten Na- 
tionen zum Ausdruck bringt und die Vertretung des 
Europarates bei den Vereinten Nationen gewähr- 
leistet. 

3. Die Versammlung ist der Auffassung, dass die 
derzeitigen Entwicklungen im Kosovo und die feh- 
lenden Möglichkeiten des Sicherheitsrates der Ver- 
einten Nationen, die serbischen und jugoslawischen 
Behörden dazu zwingen, den einschlägigen Resolu- 
tionen Folge zu leisten, eindeutig zeigen, dass eine 
aktivere Rolle der regionalen Organisationen bei 
der Konfliktverhütung und -lösung notwendig ist. 

4. ln diesem Zusammenhang kann der Europarat - in- 
dem er einen rechtlichen Rahmen für den Schutz der 
Menschenrechte und zur Überwachung der Einhal- 
tung der Mitgliedschaft in der Organisation entstan- 
denen Verpflichtungen bietet - auf wirksame Weise 
zur Stärkung der demokratischen Sicherheit in Euro- 
pa beitragen. 

5. Die Versammlung unterstreicht, dass der Europarat 
auch substanzielle Beiträge zur Arbeit der Vereinten 
Nationen in Bereichen leisten kann, in denen sein 
Sachverstand allgemein anerkannt ist, insbesondere 
hinsichtlich des Aufbaus pluralistischer Demokra- 
tien, basierend auf der Rechts Staatlichkeit und der 
Achtung der Menschenrechte. 

6. Daher bekräftigt die Versammlung die Notwendig- 
keit, die Zusammenarbeit zwischen dem Europarat 
und den Vereinten Nationen weiter auszubauen mit 
dem Ziel, vorhandene Ressourcen besser zu nutzen 
und Überschneidungen zu vermeiden. 
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7. Die Versammlung hält es für sehr wichtig, dass eine 
Debatte über die Zusammenarbeit zwischen den 
Vereinten Nationen und dem Europarat auf die Ta- 
gesordnung der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen für das Jahr 1999 gesetzt wird. 

8. Die Versammlung betont die Notwendigkeit, eine 
verstärkte parlamentarische Beteiligung an der Ar- 
beit der Vereinten Nationen sicherzustellen und be- 
grüßt in diesem Zusammenhang die zunehmende Zu- 
sammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und 
der Interparlamentarischen Union. 

9. Die Parlamentarische Versammlung empfiehlt dem 
Ministerkomitee : 

i. über Fragen, die für den Europarat von großer 
Bedeutung sind, eine Debatte zu veranstalten, 
bevor sie als Tagesordnungspunkte der General- 
versammlung behandelt werden mit dem Ziel, ei- 
ne gemeinsame Position zu verabschieden, die in 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
und ihren Ausschüssen durch den Vertreter des 
Vorsitzenden des Ministerkomitees vorgebracht 
werden kann, möglichst von dem dem Europarat 
in der Generalversammlung zugewiesenen Beob- 
achterplatz aus; 

ii. die Präsenz eines Vertreters des Europarates auf 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
sicherzustellen, wenn Fragen von großer Bedeu- 
tung für den Europarat erörtert werden; 

iii. seinen Vorsitzenden aufzufordem: 

a) den Tagesordnungspunkt „Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinten Nationen und dem 
Europarat“ offiziell als Tagesordnungspunkt 
der Tagesordnung 1999 und für alle folgen- 
den Sifzungen der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen vorzuschlagen; 

b) seinen Vertreter bei den Vereinten Nationen 
anzuweisen: 

i. Koordinierung und Konsultation unter den Ver- 
tretern der Mitgliedstaaten des Europarates in 
New York über Fragen von großer Bedeutung für 
den Europarat, die auf der Tagesordnung der Ge- 
neralversammlung stehen, sicherzustellen mit 
dem Ziel, eine gemeinsame Position zu diesen 
Fragen vorzulegen; 

ii. Vertretern des Europarates, die sich an der Arbeit 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
beteiligen, materielle Unterstützung zur Verfü- 
gung zu stellen; 

iii. für die Verteilung ausgewählter Dokumente des 
Europarates, die in Form eines Dokumentes der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
vorgelegt werden, Unterstützung zur Verfügung 
zu stellen; 


iv. die Zusammenarbeit zwischen dem Europarat 
und verschiedenen Gremien und Sonderorganen 
der Vereinten Nationen zu ermutigen und weiter 
zu entwickeln; 

V. die Mitgliedstaaten aufzufordem, bei ihren 
nationalen Delegationen in der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen die 
Beteiligung von Parlamentariern zu erhöhen. 

Richtlinie 553 

betr.: Die Beziehungen zu den Vereinten 
Nationen 

1. Die Versammlung beschließt, an der weltweiten 
Konferenz der Präsidenten der Parlamente, die in 
New York im Jahre 2000 anlässlich des Gipfeltref- 
fens der Staats- und Regiemngschefs der Vereinten 
Nationen veranstaltet werden soll, teilzunehmen. 
Neben dieser Konferenz sollte ein Treffen aller teil- 
nehmenden Parlamentarier aus den Mitgliedstaaten 
des Europarates organisiert werden. 

2. Die Versammlung weist ihr Präsidium an, mit der In- 
terparlamentarischen Union die Möglichkeit einer 
Unterstützung durch die IPU zu erörtern bei: 

i. der Veranstaltung von Treffen von Parlamenta- 
riern der Mitgliedstaaten des Europarates in New 
York, die an der Arbeit der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen als Mitglieder ihrer nati- 
onalen Delegationen teilnehmen; 

ii. der Verteilung ausgewählter Versammlungsdo- 
kumente in den Vereinten Nationen: 

a) Unter Hinweis auf ihre Richtlinie Nr. 500 
(1994), in der die Versammlung ihren politi- 
schen Ausschuss an weist, ein Treffen ihres 
Unterausschusses für die Beziehungen zu den 
Vereinten Nationen grundsätzlich einmal 
jährlich in New York anlässlich der General- 
versammlung der Vereinten Nationen einzu- 
berufen, bekräftigt die Versammlung, dass 
diese Anweisung ab jetzt für den Unteraus- 
schuss für die Beziehungen zu den Nichtmit- 
gliedstaaten gilt. 

Dienstag, 22. Juni 1999 

Tagesordnungspunkt 

betr.: Die illegalen Aktivitäten von Sekten 

Berichterstatter: 

Abg. Adrian Nastase (Rumänien) 

Abg. Gyula Hegyi (Ungarn) 

Abg. Lluis Maria de Puig (Spanien) 

(Themen: Definitionsschwierigkeiten - Gefahr durch die 

Undurchsichtigkeit gewisser Gruppen - Hilfestellung 
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fiir ehemalige Sektenanhänger bei ihrer Wiedereinglie- 
derung in die Gesellsehaft) 

Empfehlung 14 12 

betr.: Die illegalen Aktivitäten von Sekten 

(Dokument 8373) 

1. Die Versammlung verweist auf ihre Empfeh- 
lung 1178 (1992) über Sekten und neue religiöse 
Bewegungen, in der sie die Auffassung vertrat, dass 
spezielle Gesetze über Sekten deshalb nicht erstre- 
benswert seien, weil solche Gesetze sowohl die Ge- 
wissens- und Religionsfreiheit, wie in Artikel 9 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention garantiert, 
als auch traditionelle Religionen beeinträchtigen 
könnten. 

2. Die Versammlung bekräftigt ihr Bekenntnis zur 
Gewissens- und Religionsfreiheit. Sie erkennt reli- 
giösen Pluralismus als natürliche Folge von Religi- 
onsfreiheit an. Sie sieht staatliche Neutralität und 
Gleichbehandlung für alle vor dem Gesetz als 
grundlegende Garantien gegenüber jeder Form von 
Diskriminierung an und fordert daher die staatlichen 
Behörden auf, von Maßnahmen Abstand zu nehmen, 
die auf einer Bewertung religiöser Auffassungen ba- 
sieren. 

3. ln der Empfehlung 1178 (1992) hat sie sich darauf 
beschränkt, dem Ministerkomitee zu empfehlen, 
Maßnahmen zu ergreifen zur Unterrichtung und 
Aufklärung junger Menschen und der Öffentlichkeit 
und hat gefordert, allen offiziell eingetragenen Sek- 
ten und neuen religiösen Bewegungen Rechtspersön- 
lichkeit zu übertragen. 

4. Seit der Verabschiedung dieser Empfehlung haben 
sich eine Reihe von Vorfällen ereignet, die die Ver- 
sammlung veranlasst haben, sich erneut mit dem 
Phänomen zu befassen. 

5. Die Versammlung ist zu der Schlussfolgerung ge- 
langt, dass eine Definition, was eine Sekte ist oder 
eine Entscheidung, ob sie eine Religion oder nicht 
ist, nicht notwendig ist. Es bestehen jedoch einige 
Besorgnisse in Bezug auf Gruppen, die als Sekten 
betrachtet werden, ungeachtet dessen, ob sie religiös, 
esoterisch oder spirituell ausgerichtet sind, und dies 
muss berücksichtigt werden. 

6. Andererseits ist die Versammlung der Auffassung, 
dass es ganz entscheidend ist sicherzustellen, dass 
die Aktivitäten dieser Gruppen, seien sie religiöser, 
esoterischer oder spiritueller Art, den Grundsätzen 
unserer demokratischen Gesellschaft und insbeson- 
dere den Bestimmungen von Artikel 9 der Europä- 
ischen Menschenrechtskonvention entsprechen und 
gesetzmäßig sind. 


7. Es ist äußerst wichtig, über diese Gruppen verlässli- 
che Informationen zu erhalten, die weder ausschließ- 
lich aus den Sekten selbst stammen noch aus Verei- 
nigungen, die zur Verteidigung von Opfern dieser 
Sekten eingerichtet wurden und diese Informationen 
der breiten Öffentlichkeit zur Kenntnis zu bringen, 
nachdem die betroffenen Personen die Möglichkeit 
hatten, in Bezug auf die Objektivität derartiger In- 
formationen gehört zu werden. 

8. Die Versammlung weist erneut auf die Notwendig- 
keit hin, spezielle Informationen über die Geschichte 
und die Philosophie von wichtigen Denkschulen und 
Religionen in Lehrpläne aufzunehmen, insbesondere 
in jene für Jugendliche. 

9. Die Versammlung legt große Bedeutung auf den 
Schutz derer, die ihn am meisten benötigen, insbe- 
sondere die Kinder der Mitglieder von religiösen, 
esoterischen und spirituellen Gruppen, vor allem, 
wenn es sich um Misshandlung, Vergewaltigung, 
Vernachlässigung, Indoktrinierung durch Gehirnwä- 
sche und Vernachlässigung der Schulpflicht handelt, 
die jede Kontrolle seitens der Sozialdienste unmög- 
lich machen. 

10. Daher fordert die Versammlung die Regierungen der 
Mitgliedstaaten auf: 

i. soweit notwendig, unabhängige nationale oder 
regionale Informationszentren über Gruppen reli- 
giöser, esoterischer oder spiritueller Art einzu- 
richten oder zu unterstützen; 

ii. Informationen über die Geschichte und Philoso- 
phie von wichtigen Denkschulen und Religionen 
in die allgemeinen Lehrpläne aufzunehmen; 

iii. die gewöhnlichen Straf- und Zivilrechtsverfahren 
bei illegalen Methoden von Gruppen religiöser, 
esoterischer und spiritueller Art anzuwenden; 

iv. sicherzustellen, dass die Gesetze betreffend die 
Schulpflicht strikt angewandt werden und die 
entsprechenden Behörden im Falle einer Nicht- 
einhaltung einschreiten; 

V. soweit notwendig, die Einrichtung von Nichtre- 
gierungsorganisationen für die Opfer oder Fami- 
lien von Opfern von religiösen, esoterischen o- 
der spirituellen Gruppen, insbesondere in den 
ost- und mitteleuropäischen Ländern zu ermuti- 
gen; 

vi. einen Ansatz gegenüber neuen religiösen Grup- 
pen zu ermutigen, der von Verständnis, Toleranz, 
Dialog und Konfliktlösung geprägt ist; 

vii. entschiedene Maßnahmen bei Handlungen zu er- 
greifen, die diskriminierender oder ausgrenzender 
Art gegenüber religiösen bzw. spirituellen Min- 
derheitengruppen sind; 
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11. Darüber hinaus empfiehlt die Versammlung dem 

Ministerkomitee : 

i. soweit notwendig, bei seinen Hilfsprogrammen 
für die Staaten Mittel- und Osteuropas spezielle 
Maßnahmen vorzusehen zur Einrichtung von In- 
formationszentren über Gruppen religiöser, esote- 
rischer oder spiritueller Art; 

ii. eine europäische Beobachtungsstelle für Gruppen 
religiöser, esoterischer oder spiritueller Art ein- 
zurichten, um den Informationsaustausch zwi- 
schen nationalen Zentren zu erleichtern. 

Tagesordnungspunkt 

betr.: Aktivitäten der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) in 1998 

(Dokument 8422 und Addendum) 

Berichterstatter: 

Abg. Käroly Lotz (Ungarn) 

(Themen: Rolle der EBWE im Wiederaußauprozess auf 
dem Balkan - Schwierige Entscheidungen für die EBWE 
bei Ländern, die sich in einer wirtschaftlichen und poli- 
tischen Übergangsphase befinden - Günstigere Angebo- 
te für die MOE-Staaten durch andere Einrichtungen) 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache von Horst Köhler, Präsident der Eu- 
ropäischen Bank für Wiederaufbau und Ent- 
wicklung 

(Themen: Die Auswirkungen der russischen Wirtschafts- 
krise von 1998 auf die ganze Region - Bilanzdefizit der 
EWBE - Fortsetzung der Hilfe an Russland - Dringende 
Notwendigkeit von wirtschaftlichen Reformen in Russ- 
land - EBWE-Hilfe ausschließlich an Mitgliedstaaten - 
Frage einer Hilfsaktion für das Kosovo) 

Rede des Abg. Wolfgang Behrendt (SPD): Herr Präsi- 
dent! Seit nunmehr etlichen Jahren hat sich die EBRD 
für den wirtschaftlichen Aufbau und die marktwirt- 
schaftliche Umgestaltung in den Staaten eingesetzt, die 
man vor dem Fall der Mauer pauschal den Ostblock 
nannte. Sie, Herr Präsident Köhler, haben in beeindru- 
ckender Weise dargelegt, welche Fortschritte die öko- 
nomisch am weitesten fortgeschrittenen Staaten aus Mit- 
tel- und Osteuropa bereits erreichen konnten. Es scheint 
deutlich zu werden, dass der angelaufene Prozess des 
Beitritts zur EU die wirtschaftliche Dynamik dieser 
Staaten erheblich beflügelt hat. So wurden während der 
deutschen Ratspräsidentschaft in der EU einige wichtige 
Kapitel im so genannten Screening-Prozess abgeschlos- 
sen. Wie es scheint, sind die fünf am meisten beitritts- 
willigen Staaten der ersten Reihe willens und in der La- 
ge, die meisten EU- Anforderungen im Hinblick auf die 
marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen und die 
ordnungspolitischen Grundprinzipien einer wettbe- 


werbsfähigen Wirtschaftsstruktur zu erfüllen. Von dem 
kommenden Gipfel der neuen Präsidentschaft in Helsin- 
ki erwarte ich ein deutliches Signal der Beschleunigung 
des Annäherungsprozesses der Staaten der so genannten 
zweiten Reihe an die EU. Einige von ihnen hatten durch 
die Kriegswirren auf dem Balkan in besonderem Maße 
zu leiden. 

Die EBRD hat in den zehn Jahren ihres Bestehens auf 
dem Weg zur ökonomischen Umgestaltung wichtige 
Beiträge geleistet. Ich möchte besonders Ihren Beitrag 
im Bereich der Energiepolitik hervorheben. Er hat sich 
nicht darin erschöpft, für eine bessere Sicherheit von 
Atomkraftwerken einzutreten; vielmehr sind Sie - das 
möchte ich besonders hervorheben - nicht zuletzt auch 
im Dialog mit uns dazu übergegangen, in stärkerem Ma- 
ße Energieeinsparungsmaßnahmen und emeuerbare 
Energien zu fordern. An dieser Stelle möchte ich nicht 
auf unsere Diskussion in London eingehen, wo es um 
die Fragen der Aufrüstung der Kernkraftwerke K2 und 
R4 in der Ukraine ging. Dieses Thema ist sicherlich 
auch unter den Kolleginnen und Kollegen hier etwas 
kontrovers. 

Der vorliegende ausgezeichnete Bericht unseres Be- 
richterstatters listet auf, in welchen Bereichen die He- 
rausforderungen der kommenden Jahre liegen. Beispiel- 
haft nenne ich die Stärkung der kleinen und mittleren 
Unternehmen, die Schaffung eines angemessenen Regu- 
lierungsrahmens für den sich ausbreitenden Markt an 
Finanzdienstleistungen und vor allem die Förderung der 
Grundprinzipien - weil es dafür kein deutsches Wort 
gibt, zitiere ich den englischen Ausdruck „good corpora- 
te govemance“ -, um die jeweiligen Wirtschaftsstandor- 
te auch für ausländische Investoren attraktiv zu machen. 
Ich denke. Sie, Herr Präsident Köhler, stimmen mir zu, 
dass die Schaffung eines rechtsstaatlichen Rahmens eine 
grundlegende Voraussetzung ist, um die in einigen Län- 
dern grassierende Korruption zu bekämpfen. Ich hoffe. 
Sie stimmen mir weiterhin zu, dass bei diesem wichtigen 
Anliegen auch dem Europarat in Zusammenarbeit mit 
anderen eine wichtige Rolle zukommen sollte. 

Lassen Sie mich abschließend noch auf eine der drän- 
gendsten Herausforderungen eingehen, mit der wir seit 
der Einstellung der Kampfhandlungen im Kosovo kon- 
frontiert sind: die Beseitigung der Kriegsschäden und 
der wirtschaftliche Wiederaufbau der Region. Die deut- 
sche Ratspräsidentschaft hat durch ihre Initiative für ei- 
nen Stabilitätspakt in Südosteuropa einen wesentlichen 
Beitrag geleistet, der am 10. Juni mit den wichtigsten 
Staaten und den internationalen Organisationen abge- 
stimmt wurde. Dabei ist ausdrücklich auch die EBRD 
genannt worden. Ich habe Ihren Ausführungen entnom- 
men, dass Sie im Rahmen Ihres „Balkan-Region-Action- 
Plan“ bereits konkrete Überlegungen für einzelne Pro- 
jekte angestellt haben. Ich begrüße es besonders, dass 
sich, wie Sie erläutert haben, die EBRD verstärkt für den 
Wiederaufbau der Infrastruktur - das ist sicherlich eine 
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ganz vorrangige Aufgabe -, aber auch für die Existenz- 
gründung bei kleineren und mittleren Unternehmen ein- 
setzen wird. Wir alle wissen, dass gerade in diesem Be- 
reich wichtige wirtschaftliche Fortschritte erzielt werden 
können. Wichtig scheint mir in der Tat ein abgestimmtes 
Vorgehen mit anderen großen Geberorganisationen, wie 
der Europäischen Investitionsbank und der Weltbank, zu 
sein. Sie haben hier deutlich gemacht, dass Sie gerade 
der Weltbank gemeinsam mit der EU eine Koordinati- 
onsrolle zuerkennen wollen. 

Sie haben bereits dargestellt, dass Sie wertvolle Erfah- 
rungen in dem Prozess des wirtschaftlichen Wiederauf- 
baus in Bosnien-Herzegowina gesammelt haben und 
dass Sie diese Erfahrungen hoffentlich auch im Hinblick 
auf Kontrollmechanismen bei der jetzt einsetzenden Hil- 
fe einbringen wollen. Das ist für die Öffentlichkeit sehr 
wichtig, um den Erfolg des Stabilitätspaktes zu garantie- 
ren und dafür zu sorgen, dass diese Region, der ge- 
schundene Kosovo, eine friedvolle Zukunft haben wird. 

Nach Ihren Worten bin ich überzeugt, dass Sie und die 
Bank hierzu einen wesentlichen Beitrag leisten können. 
Ich bin überzeugt, dass die EBRD diese gewaltigen He- 
rausforderungen meistern, in ähnlichem Maße aktiv wer- 
den und Erfolge erzielen wird, wie es ihr bereits in Mit- 
tel- und Osteuropa gelungen ist. 

Zu Protokoll gegebene Rede von Abg. Prof. Dr. Karl- 
Heinz Hornhues (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Verehrte Kollegen! Zunächst möchte ich 
den Berichterstattern und vor allem dem Präsidenten der 
EBRD für Ihre Ausführungen danken. 

Ich bin davon überzeugt, dass die EBRD eine unver- 
zichtbare Rolle für die Entwicklung in Mittelosteuropa, 
in Russland und auch in Zentralasien spielt. Ich möchte 
nachdrücklich die von Präsident Köhler hervorgehobe- 
nen Prioritäten unterstreichen. Die Unterstützung der 
Entwicklung des Untemehmergeistes und die konzent- 
rierte Entwicklung kleiner und mittlerer Unternehmen 
sind zweifelsfrei entscheidende Schritte. 

Mit Blick auf die Politik der Unterstützung von Unter- 
nehmensgründungen möchte ich auf das besondere 
Problem ausreichenden Eigenkapitals hinweisen. Viele 
junge Unternehmen entwickeln sich durchaus gut, so- 
lange sie Förderung und Unterstützung bekommen. Fällt 
diese dann weg, ist der Übergang mangels ausreichen- 
den Eigenkapitals oft so radikal, dass trotz gut gehender 
Geschäfte der Konkurs erfolgt. Hier wäre ein „gleiten- 
der“ Übergang oft die Rettung! Die Entwicklung ent- 
sprechender Finanzierungsstrukturen - vor allem durch 
Banken, denen die regionalen und lokalen Besonderhei- 
ten vertraut sind - wäre dringend geboten. 

Ein anderer wichtiger Punkt: Herr Köhler warnte vor zu 
hohen Erwartungen an den Balkanpakt. Sicher! Aber 
seit Jahren - seit Beginn der Sanktionen gegen die Bun- 


desrepublik Jugoslawien - haben die vielen Nachbar- 
staaten, wie etwa Bulgarien, Rumänien und Mazedo- 
nien, erhebliche Nachteile hingenommen. Die geleistete 
Hilfe für diese Länder hält meist nicht den Zusagen und 
Versprechungen die Waage. Diese Erfahrung sollte jetzt 
nicht dazu führen, dass weniger versprochen, sondern 
dazu, dass mehr getan wird! 

Einen dritten Punkt will ich noch ansprechen: Russland. 
Herr Köhler hat die zentrale Rolle Russlands für die 
Stabilität des gesamten europäischen Kontinents ange- 
sprochen. Und er hat die Rolle - genauer gesagt: die 
Blockadepolitik! - der Duma angesprochen. Die beiden 
Haupt-Blockadeführer gehören unserer Versammlung 
an: Herr Sjuganow und Herr Schirinowski. Leider sind 
sie nicht da, was ich sehr bedaure. Denn es liegt mit an 
ihnen, dass mancher Fortschritt in Russland nicht zu- 
stande kommt. Vielleicht hilft es ihnen und uns, wenn 
ihnen die Rede von Herrn Köhler zugeschickt wird - am 
besten in russischer Übersetzung. - Vielen Dank. 

Entschließung 1192 

betr.: Die Europäische Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung und der Übergang in Mittel- 
und Osteuropa 

(Dokument 8422) 

1. Die Versammlung hat den von ihrem Ausschuss für 
Wirtschaft und Entwicklung erarbeiteten Bericht 
über die Aktivitäten der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD) zur Kennt- 
nis genommen. Sie würdigt die nachdrücklichen, fast 
jahrzehntelangen Anstrengungen der Bank zur Un- 
terstützung der Staaten im Übergang in Mittel- und 
Osteuropa bei der schwierigen Modernisierung ihrer 
Volkswirtschaften und bei ihrem Streben nach noch 
mehr Demokratie zur Untermauerung dieser Ent- 
wicklung. Diese Unterstützung ist weiterhin von ent- 
scheidender Bedeutung, da einige der Länder bei ih- 
rer Geschäftstätigkeit unerwartete Rückschläge hin- 
nehmen mussten, während bei den schon weiter fort- 
geschrittenen Ländern jetzt neue und unbekannte 
Phasen des Übergangsprozesses eingetreten sind. 

2. Die Versammlung spricht der EBRD ihre Anerken- 
nung aus für ihr anhaltendes und nachdrückliches 
Eintreten für eine Förderung von Demokratie in allen 
ihren Geschäftsbereichen. Sie stellt die diesbezügli- 
che enge Zusammenarbeit der Bank mit dem Euro- 
parat fest, einschließlich der Tatsache, dass die Bank 
sich auf Berichte der Versammlung stützt, die der 
Ausschuss für die Einhaltung der von den Mitglied- 
staaten des Europarates eingegangenen Verpflich- 
tungen (Überwachungsausschuss) erarbeitet hat. ln 
diesem Zusammenhang begrüßt sie den Abschluss 
eines Übereinkommens zwischen der Bank und dem 
Sozialentwicklungsfonds des Europarates zur Koor- 
dinierung der Tätigkeiten. 
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3. Die Versammlung stellt fest, dass die EBRD zum 
ersten Mal im Jahre 1998 einen Nettoverlust nach 
Bereitstehung von 261 Millionen Euro zu verzeich- 
nen hatte, was weitgehend auf die Wirtschafts- und 
Finanzkrise in Russland zurückzufiihren ist. Die 
Versammlung begrüßt die Entschlossenheit der 
Bank, dessen ungeachtet ihre Geschäftstätigkeit in 
diesem von Krisen gebeutelten Land sowie in ande- 
ren Ländern, die unter ähnlichen Schwierigkeiten 
leiden, fortzusetzen, auch wenn sie zusätzliche Vor- 
sicht bei der Auswahl ihrer Projektpartner walten 
lässt. Die Versammlung ist gleichzeitig erfreut über 
die stetigen wirtschaftlichen Fortschritte, die in zahl- 
reichen anderen Übergangsstaaten festzustellen sind 
sowie über die nachdrückliche Verfolgung von Re- 
formen durch diese Länder. 

4. Die Versammlung begrüßt die von der EBRD 
aus den eingetretenen Schwierigkeiten gezogene 
Schlussfolgerung, nämlich, dass auch ein gutes Pro- 
jekt nicht erfolgreich sein oder den Übergang fordern 
kann, wenn es nicht im Rahmen staatlicher Struktu- 
ren mit entsprechender Autorität und innerhalb eines 
soliden institutioneilen makroökonomischen und so- 
zialen Rahmens durchgefuhrt wird. Die Geschäftstä- 
tigkeit der Bank muss daher im zunehmenden Maße 
eine Politik des Gastlandes unterstützten und ermuti- 
gen, die den Verhältnissen forderlich ist. Dazu gehö- 
ren eine eindeutige, nicht diskriminierende und stabi- 
le Gesetzgebung in Bezug auf wirtschaftliche Tätig- 
keiten, die Beseitigung von Korruptionen und Wirt- 
schaftsverbrechen, die Förderung eines verantwor- 
tungsbewussten staatlichen Handelns, die Umstruk- 
turierung von Unternehmen, eine Stärkung des Steu- 
ersystems und der Aufbau eines entsprechenden so- 
zialen Sicherheitsnetzes. 

5. Institutioneile Reformen sind ganz besonders wichtig 
für die ost- und mitteleuropäischen Staaten, die eine 
Mitgliedschaft in der Europäischen Union anstreben. 
Die Projekte der EBRD sollten daher das Ziel ver- 
folgen, die Staaten auf eine baldige EU-Mitglied- 
schaft vorzubereiten, insbesondere im Hinblick auf 
den Aufbau von Institutionen, die Steigerung der 
wirtschaftlichen Leistung und die Verbesserung von 
Infrastrukturen, insbesondere im Umweltschutz. 

6. Die Versammlung begrüßt es, dass die EBRD sich 
zunehmend auf die Förderung von Starthilfe für neue 
Gesellschaften und das Wachstum von kleinen und 
mittelständischen Unternehmen konzentriert in enger 
Zusammenarbeit mit lokalen und regionalen Partnern 
und durch den Aufbau von Bankbereichen, die sich 
klar für kleine und mittelständische Unternehmen 
einsetzen. 

7. Die Versammlung ermutigt die Bank, sich noch stär- 
ker für den Aufbau eines Geschäftsbereiches für 
Gleichstellungsffagen in Unternehmen und lokalen 


Banken einzusetzen, um verantwortungsbewusstes 
unternehmerisches Handeln zu fördern. 

8. Die Versammlung unterstützt ferner die zunehmen- 
den Anstrengungen der Bank zur Restrukturierung 
großer, eventuell lebensfähiger Unternehmen. Derar- 
tige Projekte können einen wichtigen „Demonstrati- 
onseffekt“ auf andere Gesellschaften und Investoren 
haben, insbesondere wenn sie in Verbindung stehen 
mit Projekten, die zugunsten von kleinen und mittel- 
ständischen Unternehmen und lokaler Infrastruktur- 
entwicklung durchgeführt werden und arbeitsfÖr- 
demde Maßnahmen für jene vorsehen, die von der 
Umstrukturierung betroffen sind. Die Bank sollte ein 
koordiniertes Vorgehen zusammen mit der Weltbank 
und anderen internationalen Finanzinstitutionen so- 
wie mit der Europäischen Union entwickeln, um die 
sozialen Auswirkungen der Umstrukturierung abzu- 
mildem. 

9. Die Versammlung ist sich zum einen bewusst, dass 
die EBRD aufgrund ihrer in der Satzung festgelegten 
Aufgaben 60 % ihrer Geschäftstätigkeit den privat- 
wirtschaftlichen Unternehmen widmen muss, ist je- 
doch auch der Auffassung, dass, damit dieser Sektor 
erfolgreich sein kann, die Aufmerksamkeit der Bank 
auch auf Projekte zu richten ist, die die oft veraltete 
und unzureichende Infrastruktur verbessern, ein- 
schließlich im öffentlichen Bereich, in Verbindung 
mit Umwelt-, Energie-, nuklearen Sicherheits-, 
Transport- und Kommunikationsfragen. 

10. Die Versammlung fordert die EBRD auf, ihre so ge- 
nannte traditionelle „einheitliche Preispolitik“ zu 
überprüfen, d. h. die Praxis, für Länder mit manch- 
mal ganz unterschiedlichen Risikoprofilen die glei- 
chen Darlehensbedingungen anzuwenden. Differen- 
ziertere Darlehensbedingungen sind nicht nur im 
Lichte der zunehmenden heterogenen Art von Län- 
dern ihrer Geschäftstätigkeit erwünscht, sondern 
auch deshalb, weil die Finanzierung der EBRD zu- 
nehmend von anderen Finanzierungsquellen in den 
weiter fortgeschrittenen Übergangsländem „ver- 
drängt“ wird. Diese Staaten brauchen jedoch noch 
die Unterstützung der EBRD in vielen Bereichen, 
wie z. B. beim Umweltschutz und im Energie- 
einsparungsbereich, insbesondere als Vorbereitung 
auf die Mitgliedschaft in der EU. 

11. Die Versammlung fordert die EBRD auf, sich bereit- 
zuhalten, beim Wiederaufbau in Südosteuropa unter- 
stützend zur Verfügung zu stehen, jetzt, da der Frie- 
den wieder hergestellt ist. 

12. Die Versammlung stellt fest, dass die Länder der Ge- 
schäftstätigkeit der EBRD sehr stark abhängig sind 
von einem starken Wirtschaftswachstum in den fort- 
geschrittenen Marktwirtschaften. Sie fordert daher 
diese Länder auf, die notwendigen Strukturreformen 
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fortzusetzen, um ein dauerhaftes Wachstum sicher- 
zustellen, das auch Mittel- und Osteuropa zugute 
kommen kann und Abstand zu nehmen von allen 
Maßnahmen, die den Handel mit Staaten im Über- 
gang beeinträchtigen, ln dieser Hinsicht wird die 
EBRD ermutigt, bei ihren Anstrengungen, Handels- 
und Infrastrukturinvestitionen anzuregen, die einzel- 
nen Regionen helfen oder ihnen hilft, mit anderen 
Regionen zusammenzuarbeiten, auch in grenzüber- 
schreitenden Bereichen. 

Tagesordnungspunkt 

Schulen der zweiten Chance 

(Dokument 8282) 

Berichterstatter: 

Abg. Rene Kollwelter (Luxemburg) 

(Themen: Hohe ,, Dur ehf aliquote“ - Gesellschaftliehe 
Benachteiligung unqualifizierter Arbeitnehmer - Vor- 
schlag der EU-Kommission, Schulen der zweiten Chan- 
ce einzurichten: Kooperation zwischen Jugendlichen, 
Schulen und Unternehmen) 

Entschließung 1193 

betr.: Schulen der zweiten Chance - oder wie 
man Arbeitslosigkeit und Ausgrenzung 
durch Bildung und Ausbildung bekämpft 

(Dokument 8282) 

1. Die Versammlung ist besorgt über das niedrige Leis- 
tungsniveau in den Schulen, was dazu führt, dass zu 
viele junge Europäer in den Sog des Scheitems gera- 
ten. Verlassen sie die Schule ohne einen Abschluss, 
sind sie vom Arbeitsmarkt praktisch ausgeschlossen. 

2. Hunderttausende Jugendliche und junge Erwachsene 
im Größeren Europa fallen aus dem Ausbildungs- 
system heraus und haben keinen Zugang zu Arbeits- 
plätzen. Die Kluft zwischen Qualifizierten und 
Nichtqualifizierten wird größer, wobei die Arbeitslo- 
senquote unter den Letztgenannten meist doppelt so 
hoch ist. 

3. Diese Situation ist für alle Politiker untragbar, da sie 
nicht nur eine Ungerechtigkeit gegenüber den betrof- 
fenen jungen Menschen, sondern auch eine Bedro- 
hung des sozialen Zusammenhalts darstellt. Sie ge- 
fährdet die Zukunft unseres Modells einer demokra- 
tischen Gesellschaft und führt zu einer enormen Ver- 
schwendung unseres wertvollsten Gutes: menschli- 
che Ressourcen. 

4. Der wirtschaftliche und soziale Fortschritt hängt 
immer stärker vom Ausbau des intellektuellen Kapi- 
tals ab, welches die Grundlage für Innovation und 
kreative Aktivität ist. Die Gesellschaft von morgen 
wird sich auf Information und Wissen stützen und 


größeren Wert auf die menschliche Intelligenz als 
auf natürliche Rohstoffe legen. 

5. Unsere Gesellschaft trägt die wichtige Verantwor- 
tung, allen ihren Mitgliedern die gleiche Chance zu 
geben, sich an ihrer Entwicklung zu beteiligen. Die- 
ses Prinzip bildet die Grundlage der Werte, die die 
Mitgliedstaaten des Europarates, der bei der Entste- 
hung der Menschrechte an vorderster Front stand 
und Solidarität und sozialen Zusammenhalt in Euro- 
pa fördert, verbindet. 

6. Investitionen in Bildung und Ausbildung werden der 
Schlüssel zu Wachstum und Fortschritt sein. Glei- 
cher Zugang zu Wissen und Bildung muss daher al- 
len zur Verfügung stehen, ungeachtet des Ge- 
schlechts, der ethnischen Herkunft oder des Ein- 
kommens. 

7. Die Europäische Kommission hat vorgeschlagen, die 
Eingliederungsaussichten für junge Menschen, die 
vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind, durch die 
Durchführung von Pilotprojekten über Schulen der 
zweiten Chance zu verbessern (Weißbuch Bildung 
und Ausbildung „Lehren und Lernen: auf dem Weg 
zur kognitiven Gesellschaft“, 1995). 

8. Die Versammlung vertritt die Auffassung, dass diese 
Projekte auf alle europäischen Staaten ausgedehnt 
werden sollten, indem Schulen gegründet werden, 
die folgende Ziele verfolgen: 

i. Mobilisierung aller lokalen Kräfte und Bereitstel- 
lung von qualitativ hochwertigen Bildungsres- 
sourcen für junge Menschen, zusätzlich zu den 
von den Mitgliedstaaten ergriffenen Maßnahmen; 

ii. Wiedereingliederung junger Menschen ohne be- 
rufliche Qualifikation, indem man ihnen eine 
zweite Chance bietet durch die Einrichtung neuer 
Bildungszentren, Schulen und höheren Lehran- 
stalten, die so lokal wie möglich angelegt sind; 

iii. das Angebot einer Qualitätsüberprüfung durch 
die Anstellung hoch qualifizierter Lehrer und 
Ausbilder; 

iv. Verbesserung der Motivation, der Lernfähigkeit, 
des Grundwissens und der sozialen Fähigkeiten 
der betroffenen jungen Menschen mit dem Ziel, 
ihre Vermittelbarkeit in Arbeitsstellen zu verbes- 
sern. 

9. Dieser neue Schultypus sollte von den herkömmli- 
chen Bildungssystemen rechtlich unabhängig sein, 
um ein Höchstmaß an Autonomie und Flexibilität si- 
cherzustellen. Folgende Methoden sollten angewandt 
werden: 

i. zwischen den jungen Menschen, den Schulen und 
Unternehmen sollte eine wirkliche, aktive drei- 
seitige Partnerschaft geschaffen werden, um den 
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jungen Menschen zu helfen, die Herausforderung 
einer erfolgreichen persönlichen, sozialen und 
beruflichen Eingliederung anzunehmen, indem 
man ihnen nach der Ausbildungszeit, die nicht 
länger als zwei Jahre dauern sollte, Arbeitsplätze 
in Aussicht stellt; 

ii. die Ausbildung sollte in einem angemessenen 
Tempo vonstatten gehen und Methoden auf der 
Grundlage neuer pädagogischer Ansätze und 
multimedialer Technologien anwenden, in enger 
Zusammenarbeit mit Partnerfirmen; 

iii. es sollte einen intensiven Austausch zwischen 
den Schulen der zweiten Chance in Bezug auf die 
pädagogischen Methoden geben; 

iv. Sport und kulturelle Aktivitäten sollten als Teil 
des Ausbildungsprogramms organisiert wer- 
den. 

10. Die Versammlung fordert daher die Regierungen und 
Parlamente der Mitgliedstaaten des Europarates und 
alle Staaten, die einen besonderen Gaststatus inneha- 
ben, auf, 

i. die sozialen und Bildungsziele des Systems der 
„Schulen der zweiten Chance“ zur Kenntnis zu 
nehmen; 

ii. für ein bestimmtes geographisches Gebiet - eine 
Nachbarschaft, eine Stadt oder einen Bereich - 
einen Bericht zu erstellen, der die demographi- 
schen Daten in Bezug auf die Schulstatistiken 
enthält sowie einen Überblick über ehrenamtliche 
Tätigkeiten; 

iii. auf dieser Grundlage die entsprechenden Erfor- 
dernisse der Bevölkerungsbereiche festzulegen, 
auf die das Schema der Schulen der zweiten 
Chance abzielt; 

iv. ein oder mehrere Pilotprojekte unter Berücksich- 
tigung der vorgenannten Überlegungen umzuset- 
zen; 

V. die Pilotprojekte zu evaluieren und gegebenen- 
falls ihre Umsetzung auf breiterer Ebene zu er- 
wägen; 

vi. dieses System in ihre generellen Mechanismen 
zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Aus- 
grenzung aufzunehmen. 

11. Die Versammlung fordert die Europäische Union 

auf, die Möglichkeit der Kofinanzierung von Projek- 
ten der Schulen der zweiten Chance in assoziierten 

Staaten Mittel- und Osteuropas zu erwägen. 

Tagesordnungspunkt 

Gleichstellung im politischen Leben 

(Dokument: 8423) 


Berichterstatter: 

Abg. Paul Staes (Belgien) 

(Themen: Chancengleichheit zwischen Frauen und Män- 
nern in der Politik - Vorschlag : 30 % Frauen unter ge- 
wählten Volksvertretern und Ministern — Rolle der Me- 
dien und der Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen - 
Stärkere Berücksichtigung von Frauen bei den Wahllis- 
ten) 

Empfehlung 14 13 

betr.: Gleichstellung im politischen Leben 

(Dokument 8423) 

1. Die Versammlung bekräftigt, dass die Verwirkli- 
chung der Chancengleichheit für Frauen und Männer 
eine notwendige Voraussetzung für das Funktionie- 
ren einer demokratischen Gesellschaft darstellt. 

2. Eine Untersuchung der derzeitigen politischen Land- 
schaft in den verschiedenen Mitgliedstaaten des Eu- 
roparates ergibt, dass Frauen in den politischen Ein- 
richtungen - den Parlamenten, den Regierungen, den 
lokalen und regionalen Gebietskörperschaften - 
deutlich unterrepräsentiert sind. Diese Unterreprä- 
sentierung wiegt besonders schwer angesichts der 
Tatsache, dass vor allem Frauen sich um die spezifi- 
schen Bedürfnisse der Gemeinschaft kümmern. 

3. Viele Faktoren wirken einer besseren Vertretung der 
Frauen im öffentlichen Leben entgegen. Kulturelle 
Praktiken, die Klischeevorstellungen und Vorurteile 
am Leben erhalten, eine einseitige politische und 
staatsbürgerliche Erziehung und die traditionellen 
Aufgaben im privaten Lebensbereich bilden allesamt 
Hindernisse für den Eintritt einer größeren Zahl von 
Frauen in das politische Leben. 

4. In bestimmten Mitgliedstaaten hat sich gezeigt, dass 
ein Frauenanteil von 30 % in politischen Gremien 
eine „kritische Masse“ bedeutet. Jenseits dieser 
Schwelle ist ein eindeutiger qualitativer Fortschritt 
zu erkennen und die Frauen können sich von dem 
männlichen Modell der Machtausübung befreien, 
um ihre eigenen Vorstellungen zur Geltung zu brin- 
gen. 

5. Das Mehrheitswahlrecht bei Parlamentswahlen hin- 
dert Frauen jedoch keineswegs daran, 30 % oder 
mehr der Sitze zu erlangen, und die Anwendung ei- 
nes Listensystems darf nicht als Entschuldigung da- 
für dienen, Frauen nicht in die vom Mehrheitssystem 
vorgesehenen Sitze zu wählen. Um das zu vermei- 
den, sollten Ziele gesetzt und gleichzeitig geprüft 
werden, wie Frauen es in Systemen, die entweder 
ganz oder größtenteils Mehrheitssysteme sind, ge- 
schafft haben, gewählt zu werden. 
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6. Der Europarat arbeitet seit einigen Jahren an größe- 
rer Gleichheit zwischen Männern und Frauen im po- 
litischen Leben. 

7. Das Übereinkommen der Vereinten Nationen zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau, das am 18. Dezember 1979 verabschiedet 
wurde und am 3. September 1981 in Kraft trat, sieht 
eine Beseitigung der Diskriminierung aufgrund der 
Geschlechtszugehörigkeit dadurch vor, dass Frauen 
das aktive und das passive Wahlrecht sowie das 
Recht gewährleistet wird, sich an der Ausformulie- 
rung und Umsetzung staatlicher Politik zu beteili- 
gen. 

8. Die Parlamentarische Versammlung empfahl dem 
Ministerkomitee in der Empfehlung 1008 (1985) 
über Frauen in der Politik, die Regierungen der 
Mitgliedstaaten aufzufordem, die Gleichstellung 
der Frauen über eine nationale Institution zu for- 
dern, die mit den erforderlichen Mitteln und Befug- 
nissen ausgestattet ist, um eine gleichberechtigte 
Teilnahme von Frauen am politischen Leben zu er- 
leichtern. 

9. Die Aktionsplattform der Weltfrauenkonferenz der 
Vereinten Nationen in Beijing (Peking) (September 
1995) empfahl den Regierungen, alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um den gleichen Zugang 
von Frauen zu den Machtstrukturen und ihre volle 
Beteiligung an der Entscheidungsfindung sicherzu- 
stellen. 

10. Die Europäische Ministerkonferenz zur Gleichstel- 
lung zwischen Frauen und Männern als demokrati- 
sche Grundbedingung (am 13./14. November 1997 in 
Istanbul) erinnerte daran, dass es Sache der Regie- 
rungen und der Parteien ist, zur Förderung der Rolle 
der Frauen in der Politik tätig zu werden. 

11. Die Parlamentarische Versammlung stellt jedoch 
fest, dass trotz alledem in den Mitgliedstaaten des 
Europarates nur geringe Fortschritte gemacht worden 
sind. 

12. Darum fordert die Versammlung ihre nationalen 
Delegationen auf, gegenüber ihren Parlamenten auf 
die Einführung spezifischer Maßnahmen zu drin- 
gen, um die Unterrepräsentation von Frauen im po- 
litischen Leben zu beheben, und zwar insbesondere 
durch 

i. Errichtung parlamentarischer Ausschüsse oder 
Delegationen für Frauenrechte und Chancen- 
gleichheit; 

ii. Einführung der paritätischen Vertretung in politi- 
schen Parteien und Verknüpfung der Parteienfi- 
nanzierung mit der Erreichung dieses Ziels; 


iii. Verabschiedung von Bestimmungen zur Verein- 
barmachung von Familienleben und öffentlichem 
Leben; 

iv. Annahme von Gesetzen zur Schaffung eines Sys- 
tems zur Gleichheitserziehung, welches in der 
Grundschule beginnt mit dem Ziel, gleiche Chan- 
cen in Bezug auf den Zugang zu allen Ausbil- 
dungsebenen sicherzustellen. 

13. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, 

i. eine Empfehlung an die Mitgliedstaaten auszuar- 
beiten in Bezug auf die Gleichstellung im politi- 
schen und öffentlichen Leben durch gezielte In- 
strumente; 

ii. eine Europäische Ombudsstelle einzurichten 
für die Wiederherstellung der Gleichstellung 
mit dem Ziel, den Zugang zu verantwortungs- 
vollen Posten (Empowerment) sowie einen 
integrierten Ansatz (Mainstreaming) zu för- 
dern und zu überwachen, wie es in der Akti- 
onsplattform von Beijing gefordert wurde, und 
alle nationalen Gleichstellungsgremien in 
den verschiedenen Mitgliedstaaten zu koordi- 
nieren; 

iii. die einschlägigen Lenkungsausschüsse anzuwei- 
sen, ein Bildungsprogramm im Bereich der 
Gleichstellung einzuführen; 

14. Darüber hinaus empfiehlt die Versammlung dem 

Ministerkomitee, die Mitgliedstaaten aufzufordem, 

i. den Gleichstellungsgmndsatz umzusetzen und 
besondere Maßnahmen zu verabschieden, wie sie 
in dem Übereinkommen der Vereinten Nationen 
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 
der Frau vorgesehen sind; 

ii. die Aktionsplattform der Konferenz von Beijing 
(4.-15. September 1995) umzusetzen; 

iii. eine öffentliche Struktur einzurichten, die für die 
Gleichsfellung zuständig ist, sowie ein statisti- 
sches System zur Überwachung der Fortschritte 
in Bezug auf die Gleichstellungspolitik in den 
Mitgliedstaaten; 

iv. Informationskampagnen zu fordern, die darauf 
abzielen, einen Meinungswandel herbeizuführen 
in Bezug auf die Bedeutung einer Teilnahme von 
Frauen am politischen Leben für eine wirkliche 
Demokratie, und gleichzeitig das Aufteilen der 
häuslichen Aufgaben zwischen den Partnern zu 
fördern. 
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Mittwoch, 23. Juni 1999 

Tagesordnungspunkt 

betr.: Die Krise im Kosovo und die Lage in der 
Bundesrepubiik Jugosiawien 

(Dokument 8449) 

Berichterstatter: 

Abg. Andräs Bärsony (Ungarn) 

Abg. Peter Bloetzer (Schweiz) 

Abg. Cevdet Akcali (Türkei) 

Abg. Tadeusz Iwinski (Polen) 

Abg. Charles-Ferdinand Nothomb (Belgien) 

(Themen: Ethnische Säuberung - Mandat der KFOR - 
Rückkehr der Flüchtlinge - Demokratische Bestrebun- 
gen als grundlegende Voraussetzung - Finanzhilfen für 
das Kosovo - Absetzung der Regierung Milosevic - 
Schutz der Zivilbevölkerung - Krisenprävention in Süd- 
osteuropa - Geplante Maßnahmen im Schul- und Erzie- 
hungswesen) 

Rede des Abg. Klaus Bühler (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst möch- 
te ich im Namen meiner Fraktion den Berichterstattern 
für ihre Arbeit danken und mitteilen, dass wir die vor- 
liegende Resolution unterstützen. 

Zur Sache möchte ich einige wenige Bemerkungen ma- 
chen. Bei aller Freude über das Ende der kriegerischen 
Auseinandersetzungen gilt unsere Anteilnahme und un- 
ser Mitgefühl den Opfern und den Angehörigen der Op- 
fer. All diese Leiden hätte es nicht gegeben, wenn der 
Vertrag von Rambouillet unterzeichnet worden wäre, 
wenn beide Seiten unterzeichnet hätten, wäre den Men- 
schen auf dem Balkan viel Leid erspart geblieben. 

Die durchgeführte militärische Aktion hatte drei Ziele: 
Das Ziel Nummer eins war, die Missachtung der Men- 
schenrechte zu stoppen; das Ziel Nummer zwei war die 
Wiederherstellung einer moralischen Wertordnung; das 
Ziel Nummer drei war die Erzwingung einer politischen 
Lösung. Deswegen war diese Aktion moralisch gerecht- 
fertigt. 

Jetzt geht es um eine politische Lösung. Mit Dank und 
Anerkennung, Herr Tschernomyrdin, haben wir ver- 
nommen, dass Russland wie in der jüngsten Vergangen- 
heit bereit ist, sich an dieser Lösung zu beteiligen. Ich 
erinnere mich noch gut daran, dass Gorbatschow vor 
zehn Jahren in diesem Plenarsaal gesagt hat: Auch die 
Sowjetunion will ihren Platz im europäischen Haus ein- 
nehmen. - Russland hat dies getan und arbeitet mit uns. 
Dafür sind wir dankbar. 

Eine politische Lösung umfasst sowohl das Kosovo als 
auch die gesamte Bundesrepublik Jugoslawien. Wir ha- 
ben aber Zweifel daran, ob mit der derzeitigen politi- 


schen Führung in Jugoslawien eine solche politische Lö- 
sung überhaupt möglich ist. Dort herrscht ein Mann, der 
drei Kriege auf dem Gewissen hat. Meine Vorredner ha- 
ben bereits darauf hingewiesen. Ich weise darauf hin, 
dass es der Rechtsfriede in Europa erfordert, die Ver- 
antwortlichen zur Verantwortung zu ziehen. Ich weise 
ferner darauf hin, dass die Rückkehr aller Flüchtlinge 
ermöglicht werden muss. Wir waren gegen die ethnische 
Säuberung unter den Albanern; wir sind jetzt genauso 
gegen eine ethnische Säuberung, von der die Serben be- 
troffen sind. Die Menschen müssen im Mittelpunkt der 
Überlegungen stehen. 

Die jugoslawische Armee ist abgezogen, worüber wir 
froh sind. Wir müssen aber auch zu einer Abrüstung der 
UCK kommen. Der UCK wird in der Zukunft wahr- 
scheinlich eine politische Aufgabe zugewiesen werden 
müssen. Wir haben in anderen Bereichen bereits ähnli- 
che Erfahrungen gemacht. 

Ich weise auf einen weiteren Punkt hin. Wir müssen an 
die Anrainerstaaten denken, die in einem erheblichen 
Umfang unter dieser Situation gelitten haben. Ich erin- 
nere in diesem Zusammenhang an Albanien und Maze- 
donien. Ich denke aber auch an Rumänien und Bulga- 
rien, die wirtschaftliche Verluste erlitten haben. Ich den- 
ke ebenfalls - wie schon in meiner letzten Rede an glei- 
cher Stelle vor wenigen Wochen - an Montenegro. 

Die Umsetzung des Stabilitätspaktes - die Berichterstat- 
ter haben bereits davon gesprochen - wird eine große 
Aufgabe sein, an der auch der Europarat beteiligt wer- 
den muss. Im Stabilitätspakt werden verschiedene Punk- 
te angesprochen. Ich glaube aber, dass bei der prakti- 
schen Umsetzung der Europarat eine wesentlich stärkere 
Rolle spielen muss, als dort festgelegt worden ist. Des- 
wegen begrüßen wir vor allem die in dem Punkt 14 der 
vorliegenden Resolution aufgenommenen Empfehlun- 
gen, in denen noch einmal ganz genau die Aufgaben des 
Europarates in Bezug auf die politische Erneuerung und 
die Stabilität in diesem geographischen Raum angespro- 
chen wurden. Bei aller Wertschätzung der UNO, der Eu- 
ropäischen Union oder der OSZE muss man trotzdem 
sagen: Der Europarat hat im Bereich der Menschenrech- 
te, der Rechtsprechung und des Minderheitenschutzes 
die größte Kompetenz und die größte Erfahrung. Dies 
sollte in den Prozess mit eingebracht werden. 

Wir alle sind aufgerufen, unseren Beitrag zu leisten, 
damit sich solche Tragödien wie im Kosovo nicht mehr 
wiederholen. Das sind wir uns allen schuldig. Ich danke 
Ihnen. 

Zu Protokoll gegebene Rede von Abg. Wolfgang 
Behrendt (SPD): 

Im Kosovo schweigen die Waffen. Die aus ihrer Heimat 
vertriebenen Menschen kehren in ein materiell zerstörtes 
und demoralisiertes Land zurück. 
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Nach der Beendigung der militärischen Handlungen 
müssen wir alles in unserer Macht Stehende tun, um auf 
der Grundlage des Beschlusses des Sicherheitsrates der 
UNO die Situation im Kosovo zu stabilisieren. Den 
Flüchtlingen muss eine sichere Rückkehr ermöglicht 
werden, die UCK muss demilitarisiert und alle begange- 
nen Kriegsverbrechen müssen dokumentiert und vor den 
zuständigen Gremien und Gerichten aufgearbeitet wer- 
den. Und um es ebenso deutlich zu sagen: Wir sollten es 
nicht hinnehmen, dass sich nun in die umgekehrte Rich- 
tung Elendstrecks mit serbischen Flüchtlingen auf den 
Weg machen, weil sie Racheakte befürchten. 

Aber um auch dies deutlich zu sagen: Wenn die mittler- 
weile sichtbare Blutspur des Grauens mit Massengräber 
und „killing-fields“ nicht juristisch geahndet würde, wä- 
re dies eine Bestätigung für all die anderen Kriegstrei- 
ber, dass sich Verbrechen in der Politik doch lohnen. Ei- 
ne Versöhnung zwischen Völkern im Kosovo wird lang- 
fristig nur dann möglich sein, wenn die Schuldigen be- 
straft werden. Und die im Kosovo lebenden Serben müs- 
sen erkennen, wer die Verantwortung für die Eskalation 
der Gewalt trägt. 

Trotz der Ungeheuerlichkeit der begangenen Verbrechen 
müssen wir den Völkern des Balkans eine Perspektive 
für ein friedliches Zusammenleben aufzeigen, wir müs- 
sen unsere europäischen Werte gegen Hass, nationalisti- 
sche Verblendung und atavistische Gewaltausbrüche 
setzen. Dies erfordert sicherlich eine Anstrengung, die 
über mehrere Generationen andauem wird und vielleicht 
derzeit als naiv erscheint. Aber hier in dieser Stadt, in 
Strassburg, haben sich Deutsche und Franzosen versöhnt 
und damit ein Beispiel gegeben, wie eine lange währen- 
de Erbfeindschaft überwunden werden kann. 

Ich bin mir sehr wohl bewusst, dass die militärischen 
Aktionen besonders in Russland Emotionen aufgewühlt 
haben. Vielleicht ist die Befürchtung geäußert worden, 
dass die Luftangriffe alte Gräben zwischen Ost und 
West aufreißen. All diejenigen, die Skepsis und Kritik 
äußern, bitte ich zu bedenken, dass das Völkerrecht 
massive Verletzungen der Menschenrechte unter Hin- 
weis auf das Prinzip der Staaten-Souveränität nicht 
mehr toleriert. Wer daran zweifelt, der möge einen 
Blick in das Statut des Internationalen Strafgerichtsho- 
fes werfen. Er wird für vier Arten von Verbrechen zu- 
ständig sein: Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und das Verbrechen 
der Aggression. 

Diese Entwicklung zeigt: Wenn grundlegende Werte des 
friedlichen Zusammenlebens systematisch verletzt wer- 
den, wenn es zu gravierenden und systematisch in Werk 
gesetzten Verletzungen der Menschen- und Minderheits- 
rechte kommt, müssen die völkerrechtlichen Prinzipien 
der Berufung auf Souveränität und die Nichteinmi- 
schung in die inneren Angelegenheiten zurücktreten. 
Kein anderer hat dies deutlicher zum Ausdruck gebracht 


als der von uns allen hochgeschätzte Generalsekretär der 
Vereinten Nationen, Kofi Annan, in seiner Rede vor der 
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen in 
Genf am 7. April 1999. 

Wir brauchen eine Vision für ein friedliches Zusam- 
menleben der Völker auf dem Balkan. Das hat zuletzt 
auch wieder der russische Präsident Jelzin auf dem G8- 
Gipfel in Köln unterstrichen. Und ich denke, ich spre- 
che im Namen der ganzen deutschen Delegation, wenn 
ich Herrn Tschernomyrdin für seinen unermüdlichen 
Einsatz auf dem Weg zu dem Beschluss des Sicher- 
heitsrates danke. Wir brauchen Russland, um den ge- 
schundenen Völkern auf dem Balkan zu zeigen: Der 
Wiederaufbau und die Befriedung der Region ist ein 
vorrangiges Ziel der gesamten internationalen Staaten- 
gemeinschaft. 

Auf Initiative der deutschen Präsidentschaft in der EU 
sind am 10. Juni 2000 30 Minister in Köln zusammen- 
gekommen, um für die Region eine Perspektive des 
Wiederaufbaus und des friedlichen Zusammenlebens 
durch einen Stabilitätspakt für Südosteuropa zu ent- 
wickeln. Ich kann nur hoffen, dass auch der Europarat 
seinen ihm zustehenden Platz einnehmen kann, im Auf- 
bau des Justizwesens, in der Durchsetzung der Men- 
schenrechte und in der Entwicklung der Zivilgesell- 
schaften. Mit dem Stabilitätsprogramm für Südosteuropa 
liegt uns bereits ein Schwerpunktprogramm für die Be- 
reiche Aufarbeitung der Menschenrechtsverletzungen, 
Flüchtlingsbetreuung und Stärkung unabhängiger Me- 
dien vor. Der Europarat kann aber in den vorgesehenen 
Runden Tischen zur Demokratisierung und zu den Men- 
schenrechten geradezu eine herausgehobene Rolle spie- 
len. Dies erscheint mir umso wichtiger, weil die Europä- 
ische Union durch ihr Angebot von Stabilisierungs- und 
Assoziierungsabkommen den Staaten auf dem westli- 
chen Balkan eine Annäherungsperspektive an die EU 
eröffnet hat. Je effektiver in der Region die Beachtung 
der Menschenrechte und der Rechte der Minderheiten 
durchgesetzt werden kann, desto mehr gewinnt die Per- 
spektive einer Mitgliedschaft in der EU an Glaubwür- 
digkeit. Auch deshalb brauchen wir den Europarat. 

Wahrscheinlich ist es noch zu früh, irgendwelche 
Schlussfolgerungen aus der Tragödie zu ziehen, die hin- 
ter uns liegt. Aber auf zwei mir besonders wichtige 
Punkte möchte ich hinweisen: 

Erstens: Die Bundesrepublik Jugoslawien kann an den 
Gremien des Stabilitätspaktes teilnehmen. Dies setzt al- 
lerdings eine grundlegende Demokratisierung des Lan- 
des voraus und ein Bekenntnis zu den Werten, die den 
Europarat prägen. Seit zehn Jahren haben wir auf dem 
Gebiet des ehemaligen Jugoslawien vier Kriege erlebt, 
und es ist alles andere als eine akademisch-historische 
Aufgabe, aufzuarbeiten, wer diese Region ins Verderben 
gestürzt hat und wer für die begangenen Verbrechen zur 
Rechenschaft gezogen werden muss. 
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Zweitens: Wir müssen uns gerade im Europarat Gedan- 
ken darüber machen, wie wir unsere Instrumente zur 
Krisenprävention ausbauen, verbessern und effektiver 
gestalten. Wir führen ja seit einiger Zeit ein Monitoring 
über die Einhaltung der grundlegenden Verpflichtungen 
aus der Mitgliedschaft des Europarates durch. 

Aber werden deren Ergebnisse auch in den Hauptstädten 
wahrgenommen und gewürdigt? Wäre es nicht sinnvol- 
ler, einen Bruchteil des Geldes, das wir für die Durch- 
führung der militärischen Aktionen ausgeben mussten, 
dafür zu verwenden, dass wir in allen Krisenregionen 
die Instrumente der Frühwarnung und friedlichen Streit- 
beilegung stärken? Wir bräuchten zum Beispiel Früh- 
wameinheiten, die uns rechtzeitig vor der Eskalation 
warnen. Und wir brauchen für den mühevollen Prozess 
der Friedenskonsolidierung eine Art Europäischen Frie- 
densdienst. Warum sollte der Europarat nicht hierfür die 
Verantwortung übernehmen? 

An den neu gewählten Generalsekretär und an uns alle 
appelliere ich: Die furchtbaren Geschehnisse im Koso- 
vo, aber auch unter den unschuldigen Opfern der serbi- 
schen Zivilbevölkerung dürfen sich niemals mehr wie- 
derholen. Und dazu können wir unseren Beitrag leisten, 
wenn wir uns effektiver und früher bei der Verhütung 
von Konflikten engagieren können. 

Zu Protokoll gegebene Rede von Abg. Prof. Dr. Karl- 
Heinz Hornhues (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Verehrte Kollegen! Der Europarat ist 
Vertragspartner des am 10. Juni in Köln verabschiedeten 
Stabilitätspaktes für Südosteuropa. Dies spiegelt sich er- 
freulicherweise darin wider, dass der Stabilitätspakt eine 
starke Mitwirkung des Europarates und seiner Gremien 
beim Friedensprozess in Südosteuropa vorsieht. Mehr 
noch: Einzelne Bestimmungen des Abkommens schei- 
nen dem Europarat auf den Leib geschneidert! 

Diese Tatsachen sind folgerichtig, wenn man sich die 
Ziele vor Augen führt, die schon in der Entstehungspha- 
se des Stabilitätspaktes in Bezug auf die Zukunft Süd- 
osteuropas propagiert wurden. Im Gegensatz zu den bis- 
herigen Versuchen, den Balkan zu befrieden, wollte und 
will man mit dem Stabilitätspakt über ein bloßes 
„Kriegsverhindem durch Präsenz von Sicherheitskräf- 
ten“ hinausgehen. Mit dem Stabilitätspakt liegt endlich 
ein Konzept für die Krisenregion vor, das die Ursachen 
möglicher Konflikte in ihrer Gesamtheit berücksichtigt. 
Was in Dayton fahrlässig vergessen worden war, wurde 
angesichts der Kosovo-Katastrophe in Köln nachgelegt: 
eine präventive Strategie, mit der alle Völker und Staa- 
ten Südosteuropas nachhaltig an das europäische Haus 
und dessen Hausordnung herangeführt werden sollen. 

Der Stabilitätspakt hebt die Bedeutung von Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, Minderheitenschutz und zwischen- 
staatlicher Zusammenarbeit für einen dauerhaften Frie- 
den in Südosteuropa deutlich hervor. Vermittlung, Um- 


setzung und Festigung dieser Ideale gehören zu den ur- 
eigensten Zielsetzungen des Europarates. Demzufolge 
ist es geradezu zwingend logisch, dass im Rahmen der 
Stabilitätspakt-Mechanismen die Mitwirkung des Euro- 
parates vorgesehen ist. 

Für den Europarat wird insbesondere der Untertisch 
„Demokratisierung und Menschenrechte“ ein wichtiges 
Arbeitsfeld sein. Hier sollen gemäß den Abmachungen 
von Köln all diejenigen Bereiche zusammengefasst wer- 
den, die unter dem Begriff „Zivilgesellschaft“ subsu- 
miert werden können. Der Stabilitätspakt hebt die dies- 
bezügliche historisch gewachsene Verantwortung und 
Erfahrung des Europarates ausdrücklich hervor. 

Der Europarat hat eine ganze Reihe von Angeboten auf 
Lager, die im Zuge des vor uns liegenden Stabilisie- 
rungsprozesses sinnvoll genutzt werden wollen. Ich 
denke dabei in erster Linie an unsere Beratungspro- 
gramme zur Förderung des Aufbaus von demokrafischen 
Insfitutionen sowie von Rechts- und Ausbildungswesen. 
Eine besondere Rolle wird - vor allem in den ersten Jah- 
ren - unser bewährtes „Monitoring“ spielen können. 
Aber auch unsere Erfahrungen mit der Kulturpolitik 
können einen Beitrag leisten, wenn es zum Beispiel da- 
rum geht, eine freie Medienlandschaft aufzubauen und 
zu etablieren, wo dies zurzeit noch nicht der Fall ist. 

Das langfristige Endziel des Stabilitätspaktes ist die In- 
tegration aller Balkan-Staaten in die Europäische Union. 
Diesem Ziel wird ein sehr langer Weg vorausgehen. Der 
Europarat könnte hier - wie schon in Bezug auf andere 
Staaten geschehen - sinnvoll vorgeschaltet werden. 
Dementsprechend hat sich der Europarat im Rahmen des 
Stabilitätspaktes ausdrücklich bereit erklärt, allen Bal- 
kanstaaten den Weg zur Vollmitgliedschaft zu eröffnen. 
Ich begrüße diese Haltung, möchte hier aber meinerseits 
betonen, dass die Mitgliedschaft im Europarat nur für 
die Staaten möglich ist, die sich den Prinzipien Demo- 
kratie, Rechtsstaatlichkeit und Achtung der Menschen- 
rechte voll und ganz - vor allem aber nachprüfbar! - un- 
terwerfen. 

Durch die Mitgliedschaft im Europarat üben sich zu- 
künftige EU-Partner im Mitwirken in unseren bewährten 
europäischen Strukturen. Außerdem können sie schon 
vor dem Beginn von Beitritts Verhandlungen in einigen 
Politikbereichen ein Stück weit an den „acquis commu- 
nautaire“ der EU herangeführt werden. Bei der Rechts- 
angleichung hat der Europarat schon in der Vergangen- 
heit wichtige Vorarbeit geleistet. Das alles erleichtert 
den späteren EU-Beitrittsprozess. 

Ich begrüße die Ergebnisse von Köln in Bezug auf die 
Zukunft des Balkans. Ich freue mich, dass der Stabili- 
tätspakt dem Europarat eine wichtige Rolle zumisst. 
Lassen Sie uns die damit verbundene Herausforderung 
annehmen und mit aller Kraft dazu beitragen, dass der 
Kosovo-Krieg der letzte Krieg Südosteuropas war! 
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Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Sonderbeauftragten des Präsi- 
denten der Russischen Föderation, Viktor 
Tschernomyrdin 

(Themen: Krise im Kosovo — Stellung Russlands zur Mi- 
litäraktion der UN im Kosovo - Wiederaußau der Ge- 
richtsbarkeit als Voraussetzung fiir Sicherheit - Wirt- 
schaftliche Maßnahmen - Schaffung eines Sicherheits- 
konzeptes für Europa - Bedeutung der UNO im 
21. Jahrhundert - Integration Russlands in Europa - 
Friedensbem üh ungen ) 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Premierministers der „Ehemali- 
gen Jugoslawischen Republik Mazedonien“, 
Ljubco Georgievski 

(Themen: 50 Jahre Europarat - Stellung Mazedoniens 
zum Kosovokonflikt - Flüchtlingsproblem - Wirtschaft- 
liche Lage Mazedoniens - Konferenz zum Ausgleich der 
Kriegsschäden - Geschichtliche Einbindung Mazedo- 
niens in Bündnissen - Bisher nicht geglückte Integration 
in Europa - Realisierung eines Stabilitätspaktes - 
Schaffung eines eurobalkanischen Zentrums in Mazedo- 
nien zum besseren Kulturaustausch - Beitrag des Euro- 
parates für Mazedonien) 

Frage des Abg. Wolfgang Behrendt (SPD): Abg. 
Behrendt begrüßt die Verabschiedung des Stabilitätspak- 
tes für Südosteuropa, der zu einem Kooperationsab- 
kommen mit der Europäischen Union führen werde. Er 
fragt, ob es Herr Georgievski für wünschenswert hält, 
dass der Europarat am Demokratisierungsprozess mit- 
wirke und zu einer Annäherung zwischen der ehemali- 
gen jugoslawischen Republik Mazedonien und der Euro- 
päischen Union beitrage. 

Antwort des Premierministers Georgievski: Premiermi- 
nister Georgievski antwortet auf die Frage von Herrn 
Behrendt, dass Mazedonien stets eine Integration in die 
Europäische Union und das Atlantische Bündnis ange- 
strebt habe. 

Der einzige positive Aspekt des Kosovokonflikts liege 
darin, dass er es ermöglicht habe, die Fragen in dieser 
Hinsicht eindeutig zu klären. Erst vor zwei Tagen habe 
der zuständige Ausschuss der Europäischen Union die 
Aufnahme von Verhandlungen mit dem Ziel eines Asso- 
ziierungsabkommens mit Mazedonien empfohlen, und 
die deutsche Präsidentschaft in der EU habe neue Per- 
spektiven der Zusammenarbeit mit den Staaten der Re- 
gion eröffnet. Er sei sehr erfreut über diese neuen Initia- 
tiven, die seine Regierung schnellstmöglich in die Tat 
Umsetzen wolle. 

Die Umsetzung des Stabilitätspaktes für Südosteuropa 
müsse dazu führen, dass der Kosovokonflikt in die Ge- 


schichte eingehe als der letzte Krieg auf dem Balkan - 
einer Region, die schließlich Teil Europas geworden sei. 

Tagesordnungspunkt 

Bericht des Ministerkomitees 

(Drucksache 8432 und Addenda) 

Vorlage durch den amtierenden Vorsitzenden, 
Halldor Asgrimsson, Außenminister von 
Island 

(Themen: Wiederaufbauprozess auf dem Balkan - Pro- 
gramm für den Stabilitätspakt für Südosteuropa, Rolle 
des Europarates - Beitritt Bosnien-Herzegowinas zum 
Europarat — Belarus und die Bundesrepublik Jugosla- 
wien - Notwendigkeit einer verstärkten Zusammenarbeit 
zwischen dem Europarat, der EU und der OSZE — Struk- 
turelle Reformen des Europarates - Bericht der Weisen) 

Tagesordnungspunkt 

betr.: Die Krise im Kosovo und die Lage in der 
Bundesrepublik Jugoslawien 

(Dokument 8449) 

(Folge) 

Empfehlung 14 14 

betr.: Die Krise im Kosovo und die Situation in 
der Bundesrepublik Jugoslawien 

(Dokument 8449) 

1. Die Versammlung begrüßt die Einigung auf eine po- 
litische Lösung der Kosovokrise auf der Grundlage 
der von der G8-Gruppe vorgeschlagenen Prinzipien 
und den daraus resultierenden Rückzug der jugosla- 
wischen militärischen, polizeilichen und paramilitä- 
rischen Kräfte aus dem Kosovo. Sie begrüßt ferner 
die Verabschiedung der Resolution 1244 (1999) des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen (UNSC), in 
der die Dislozierung einer internationalen zivilen und 
Sicherheitspräsenz beschlossen wurde. 

2. Die Versammlung würdigt die diplomatischen Be- 
mühungen des finnischen Präsidenten Martti 
Ahtisaari, Sonderbeauftragter der Europäischen Uni- 
on, Viktor Tschernomyrdin, Sondergesandter des 
russischen Präsidenten, und Strobe Talbott, stellver- 
tretender amerikanischer Außenminister. Sie bedau- 
ert jedoch zutiefst, dass die jugoslawische Regierung 
eine politische Lösung erst nach dem intensiven Ein- 
satz militärischer Gewalt durch die NATO akzeptiert 
hat. 

3. Die Versammlung stellt fest, dass gemäß Resolu- 
tion 1244 des VN-Sicherheitsrates die KFOR die 
militärische Präsenz gewährleistet und dass der Ge- 
neralsekretär der Vereinten Nationen (UNSG) 
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übergangsweise eine zivile Präsenz einsetzt, die VN- 
Mission für die Übergangsverwaltung im Kosovo 
(UNMIK) unter Leitung von Sergio Vieira Mello als 
Sonderbeauftragten des LTNSG. 

4. Die Versammlung ist der Auffassung, dass der 
Wiederaufbau des Kosovo und die Einrichtung de- 
mokratischer Selbstverwaltungsinstitutionen eine 
ungeheure und schwierige Aufgabe darstellen wird, 
die gewaltige konzertierte Anstrengungen seitens 
aller Staaten und aller internationalen Organisatio- 
nen erfordern wird. Der Europarat kann gemeinsam 
mit anderen Organisationen wie dem UNHCR, 
UNIFEM, der OSZE und der Europäischen Union 
einen wichtigen Beitrag leisten und sollte daher in 
der UNMIK angemessen vertreten sein. 

5. Die Versammlung ist der Auffassung, dass die frei- 
willige und geordnete Rückkehr und Wiedereinglie- 
derung der Flüchtlinge und Binnenvertriebenen in 
Sicherheit ein wesentliches Element des Wiederauf- 
baus des Kosovo ist. Die vom UNHCR und anderen 
Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen un- 
ternommenen Anstrengungen sollten weite Unter- 
stützung erhalten und von den Mitgliedstaaten des 
Europarates mit großzügigen finanziellen Mitteln un- 
terstützt werden. 

6. Die Versammlung bringt ihr Entsetzen über die zu- 
nehmenden Hinweise auf Massenhinrichtungen und 
andere Gräueltaten der jugoslawischen Streitkräfle 
im Kosovo zum Ausdruck. Sie unterstützt nach- 
drücklich die Bemühungen des Internationalen 
Strafgerichtshofes für das ehemalige Jugoslawien, 
Beweismaterial zu sammeln und die Verantwortli- 
chen vor Gericht zu stellen. 

7. Die Versammlung ist zutiefst besorgt über die Mas- 
senflucht der serbischen Bevölkerung des Kosovo. 
Diesen Menschen sollte angemessener Schutz garan- 
tiert werden. 

8. Die Versammlung ist der Auffassung, dass es in der 
Region erst dann Stabilität geben kann, wenn in der 
Bundesrepublik Jugoslawien demokratische Refor- 
men durchgeführt werden. Dies wird jedoch nicht 
möglich sein, solange Slobodan Milosevic und ande- 
re unter Anklage stehende Kriegsverbrecher an der 
Macht sind. Die Versammlung ruft daher die Bevöl- 
kerung der Bundesrepublik Jugoslawien auf, derarti- 
ge Reformen öffentlich zu unterstützen. Die interna- 
tionale Gemeinschaft sollte abgesehen von der Ge- 
währung humanitärer Hilfe auch demokratische 
Kräfte und die freien Medien unterstützen. 

9. Die Versammlung begrüßt und unterstützt in diesem 
Zusammenhang die mutige Haltung der Regierung 
von Montenegro während des Konflikts. Wenn es ih- 
re Politik ist, Katalysator für Veränderungen in der 


gesamten Bundesrepublik Jugoslawien zu werden, 
sollte die Regierung von Montenegro auf die volle 
Unterstützung und materielle Hilfe der internationa- 
len Gemeinschaft zählen können. 

10. Die Versammlung würdigt im höchsten Maße den 
politischen Beitrag Albaniens und „der ehemaligen 
jugoslawischen Republik Mazedonien“, Nachbarn 
der BRJ zur Auffechterhaltung von Frieden und Sta- 
bilität in der Region. Diese Staaten haben die schwe- 
re Last der Krise mit außergewöhnlicher Ruhe und 
Großzügigkeit getragen. Die Versammlung schlägt 
vor, dass die Zusammenarbeit mit Albanien und der 
„ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien“ 
und die ihnen gemäß dem Stabilitätspakt für Südost- 
europa zugeleitete Hilfe als vorrangige Angelegen- 
heiten zu behandeln sind. 

11. Die Versammlung begrüßt es, dass die Europäische 
Union am 10. Juni 1999 in Köln auf Initiative der 
Europäischen Union unter voller Beteiligung des Eu- 
roparates den Stabilitätspakt für Südosteuropa verab- 
schiedet hat. Die Organisation einschließlich der Par- 
lamentarischen Versammlung sollte nunmehr eine 
wesentliche Rolle bei dessen Implementierung, vor 
allem in Bezug auf Demokratisierung und Men- 
schenrechte spielen. 

12. Die Versammlung nimmt mit Befriedigung die Ver- 
abschiedung eines Stabilitätsprogramms für Südost- 
europa seitens des Ministerkomitees zur Kenntnis, 
das sowohl dringende Maßnahmen zur Unterstüt- 
zung zurückkehrender Flüchtlinge und Vertriebener 
sowie anderer ziviler Opfer des Kosovokonflikts in 
der Region als auch langfristigere Maßnahmen zur 
Schaffung demokratischer Institutionen umfasst. 

13. Die Versammlung ist der Auffassung, dass der Kon- 
gress der Gemeinden und Regionen eine wichtige 
Rolle bei der Schaffung einer kommunalen Selbst- 
verwaltung im Kosovo spielen kann und begrüßt die 
diesbezüglichen Vorschläge des Kongresses. 

14. Die Versammlung fordert die Kosovo-Beffeiungs- 
armee (KLA) dringend auf, das am 21. Juni 1999 mit 
der NATO Unterzeichnete Abkommen voll zu im- 
plementieren, das die KLA auffordert, binnen 90 Ta- 
gen ihre Waffen niederzulegen. Die Versammlung 
verurteilt alle Angriffe auf die serbische Zivilbevöl- 
kerung sowie die Drohungen gegen den russischen 
Teil der Sicherheitspräsenz. Die KLA sollte von al- 
len Racheakten absehen und mit allen politischen 
Kräften der kosovo-albanischen Bevölkerung zu- 
sammen an der Schaffung demokratischer Institutio- 
nen arbeiten. Vertreter der serbischen Bevölkerung 
des Kosovo sollten in die Lage versetzt und ermutigt 
werden, sich voll und ganz an diesem Prozess zu 
beteiligen. 
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15. Die Versammlung ruft den Internationalen Strafge- 
richtshof für das ehemalige Jugoslawien auf, die an- 
geblich von Mitgliedern der KLA begangenen 
Verbrechen zu untersuchen und entsprechend zu 
handeln. 

16. Die Versammlung 

a. beschließt daher, eine Konferenz über den parlamen- 
tarischen Beitrag zur Implementierung des Stabili- 
tätspaktes zu veranstalten, die in den nächsten Mona- 
ten in der Region stattfinden soll. 

b. empfiehlt, dass das Ministerkomitee: 

i. bezüglich der Implementierung der UNSC- 
Resolution 1244 gewährleistet: 

a) die angemessene Vertretung des Europarates 
in der UNMIK auf der Ebene eines stellver- 
tretenden Sonderbeauftragten und eine aktive 
Rolle auf den Gebieten Menschenrechte, ins- 
besondere Rechte von Kindern, kommunale 
Selbstverwaltung, Recht, Demokratisierung, 
Wiedereingliederung von Frauen, die Opfer 
von Vergewaltigung wurden, zivile Angele- 
genheiten, vor allem Kultur und Bildung, 
Humankapital und Staatsführung; 

b) eine führende Rolle des Europarates bei: 

i. der Überwachung der Menschenrechtsla- 

ge; 

ii. der Schaffung eines Ombudsmannamts; 

iii. der Entwicklung politischer Parteien; 

iv. der Ausbildung von Richtern; 

V. der Reform der Lehrpläne und des Bil- 
dungssystems; 

ii. schnellstmöglich die Eröffnung eines Büros des 
Europarates in Belgrad in Erwägung zieht, wel- 
ches die Aufgabe erhalten soll, zur Erfüllung der 
Normen des Europarates in der Bundesrepublik 
Jugoslawien beizutragen; 

iii. sein eigenes Stabilitätsprogramm durch die Er- 
öffnung eines Europaratsbüros in Pristina an die 
neue Lage im Kosovo anpasst; 

iv. einen wesentlichen Beitrag des Europarates bei 
der Implementierung des Stabilitätspaktes, vor al- 
lem hinsichtlich Arbeitstisch 1 (Demokratisierung 
und Menschenrechte) und 111 gewährleistet. 

Tagesordnungspunkt 

betr.: Das Zusatzprotokoll zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention über soziale 
Grundrechte 

(Dokument 8357) 


Berichterstatter: 

Abg. Pilar Pulgar (Spanien) 

Abg. Erik Jürgens (Niederlande) 

(Themen: Notwendige Verstärkung der sozialen Grund- 

reehte — Nichtbeaehtung der sozialen Grundreehte in ei- 
nigen Mitgliedstaaten - Aufforderung des EU-Kölner 

Gipfels, bestimmte soziale Reehte in Europa zu fördern) 

Empfehlung 14 15 

betr.: Das Zusatzprotokoll zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention über soziale 
Grundrechte 

1. Die Versammlung bekräftigt nachdrücklich ihr Ein- 
treten für den wirksamen Schutz der Menschenrech- 
te. Sie gibt zu bedenken, dass es ohne Anerkennung 
aller Menschenrechte einschließlich der sozialen 
Rechte keine wirkliche Demokratie geben kann. 

2. Wirtschaftliche und soziale Rechte sind Bestandteile 
der Menschenwürde und genau wie bürgerliche und 
politische Rechte eindeutig Menschenrechte. Diese 
beiden Kategorien von Rechten bedingen sich ge- 
genseitig und können nicht unterschiedlich gehand- 
habt werden. 

3. Die meisten Staaten führen gegenwärtig Wirtschafts- 
reformen und weitreichende Umbauten im Sozialbe- 
reich durch. Insbesondere die Staaten Mittel- und 
Osteuropas durchlaufen eine schwierige Übergangs- 
phase. Die Globalisierung der Wirtschaft und der 
Handels- und Finanzmärkte sowie der wachsende 
Druck auf die Gesellschaft im wirtschaftlichen Be- 
reich und aufgrund der Wettbewerbslogik machen 
das Eintreten für gemeinsame Werte und Normen, 
die von allen europäischen Staaten eingehalten wer- 
den können, zu einem Grunderfordemis. 

4. Wirtschaftlicher Fortschritt geht nicht notwendiger- 
weise mit sozialem Fortschritt einher, doch sollte es 
keinen wirtschaftlichen Fortschritt ohne Anerken- 
nung des sozialen Fortschritts und der sozialen Rech- 
te geben. Die künftige Gestalt der Gesellschaft hängt 
davon ab. 

5. Die Mitgliedstaaten des Europarates müssen bei der 
Erstellung gemeinsamer Sozialstandards weiterhin 
Zusammenarbeiten, und alle haben ähnliche soziale 
Verpflichtungen einzugehen. Sie müssen entschieden 
dafür eintreten, jedermann den Genuss und die tat- 
sächliche Ausübung sozialer Rechte zu garantieren. 
Für die Regierungen muss dieses Ziel unbedingten 
Vorrang besitzen. 

6. Anlässlich des 50. Jahrestages der Allgemeinen Er- 
klärung der Menschenrechte verabschiedete das Mi- 
nisterkomitee am 10. Dezember 1998 eine Erklä- 
rung, in der „die Regierungen der Mitgliedstaaten 
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des Europarates ... die Notwendigkeit [bekräftigen], 
den Schutz der sozialen und wirtschaftlichen Grund- 
rechte zu verstärken (...), die einen integrierenden 
Bestandteil des Schutzes der Menschenrechte bil- 
den“. 

7. Die Versammlung erinnert daran, dass die Europä- 
ische Sozialcharta der Maßstab für soziale Grund- 
rechte und einer der Ecksteine des europäischen So- 
zialmodells ist. 

8. Die Versammlung ist an der Förderung dieses In- 
struments und vor allem daran, ihm neuen Schwung 
zu verleihen, eng beteiligt und erinnert in diesem Zu- 
sammenhang an ihre Empfehlung 1354 (1998). Sie 
begrüßt insbesondere den Erfolg der im Januar 1997 
zur Förderung der Ratifizierung eingeleiteten Kam- 
pagne und das In-Kraft-Treten des Protokolls von 
1997 zur Einführung eines Sammelbeschwerdesys- 
tems und wünscht sich die Ratifizierung der Europä- 
ischen Sozialcharta und der überarbeiteten Charta 
durch möglichst viele Staaten rechtzeitig zum 
50. Jahrestag des Europarates im Mai 1999. 

9. Wenn die Demokratie in Europa fest verwurzelt sein 
soll, müssen eine größere Effektivität und eine um- 
fassendere Durchsetzbarkeit sozialer Rechte gewähr- 
leistet werden. Es sollte über die Stärkung bestehen- 
der internationaler Rechtsinstrumente nachgedacht 
werden. 

10. In der Empfehlung 1354 (1998) stellt die Versamm- 
lung fest, dass der Europäische Gerichtshof für Men- 
schenrechte „eine zentrale Einrichtung zum Schutz 
der Menschenrechte wie der bürgerlichen Rechte und 
der Menschenwürde“ ist und verlangt, dass „die 
Möglichkeit der Übernahme individueller Rechte aus 
der Sozialcharta in die Europäische Menschen- 
rechtskonvention“ geprüft wird, „um die Grundlage 
für eine strikte rechtliche Einhaltung zu schaffen“. 

1 1 . Eine Erweiterung des Zuständigkeitsbereichs des Eu- 
ropäischen Gerichtshofes für Menschenrechte, bei 
dem Einzelpersonen Beschwerden einreichen kön- 
nen, erscheint - in Ergänzung des Überwachungsin- 
strumentariums der Europäischen Sozialcharta - als 
das wirksamste Mittel, den Schutz der europäischen 
Bürger zu verbessern und die uneingeschränkte Ach- 
tung der sozialen Rechte durch die Staaten zu ge- 
währleisten. 

12. Ein Protokoll zur Europäischen Menschenrechtskon- 
vention würde es ermöglichen, Mängel abzustellen 
und wäre ein Instrument zur Festigung des sozialen 
Zusammenhalts, insbesondere im Hinblick auf die 
Beseitigung der Ungleichheit und die Wahrung der 
Interessen der am stärksten gefährdeten Gesell- 
schaftsbereiche. Die Erarbeitung eines solchen Pro- 


tokolls bedeutet für den Europarat die Herausforde- 
rung des nächsten Jahrtausends. 

13. Die Versammlung stellt fest, dass eine bestimmte 
Anzahl von sozialen Rechten bereits von der Europä- 
ischen Menschenrechtskonvention anerkannt und ge- 
schützt werden, vor allem aufgrund der Artikel 4, 8, 
11 und 14. Diese Artikel besitzen jedoch in Bezug 
auf Verletzungen des Nichtdiskriminierungsprinzips 
(Artikel 14) und die Anerkennung kollektiver Rechte 
(Artikel 1 1) nur eine begrenzte Tragweite. 

14. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, 
die Mitgliedstaaten des Europarates zu bitten, 

i. auf allen Ebenen die Anerkennung und sofortige 
praktische Umsetzung sozialer Rechte zu gelo- 
ben; 

ii. Gesetze zu verabschieden, die bei jedermann den 
uneingeschränkten Genuss grundlegender sozia- 
ler Mindestrechte anerkennen und garantieren; 

iii. die entsprechenden internationalen Instrumente, 
insbesondere die Europäische Sozialcharta, die 
überarbeitete Europäische Sozialcharta und den 
überarbeiteten Europäischen Kodex der Sozialen 
Sicherheit zu unterzeichnen und zu ratifizieren; 

iv. unverzüglich die für die Umsetzung dieser In- 
strumente erforderlichen Gesetze und Verord- 
nungen zu beschließen; 

V. die einzelstaatlichen rechtlichen Mechanismen 
und Verfahren auszubauen, mit denen Einzelper- 
sonen in zufrieden stellender Form ihre sozialen 
Rechte vor den Gerichten ihres Landes einfor- 
dem können; 

15. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, 

i. eine Befragung durchzuführen, um zu klären, 
welche der von den Verfassungen der Mitglied- 
staaten garantierten sozialen Rechte, die als vor 
den einzelstaatlichen Verfassungsgerichten ein- 
klagbar betrachtet werden, zu den Rechten hin- 
zugenommen werden könnten, die durch die Be- 
stimmungen der Europäischen Menschenrechts- 
konvention geschützt werden; 

ii. eine Befragung durchzuführen, um zu klären, 
welche der durch die Europäische Sozialcharta 
und die überarbeitete Europäische Sozialcharta 
garantierten Rechte als einklagbar betrachtet und 
zu den Rechten hinzugenommen werden könn- 
ten, die durch die Bestimmungen der Europä- 
ischen Menschenrechtskonvention geschützt 
werden; 

iii. sich an den Europäischen Gerichtshof für Men- 
schenrechte zu wenden, um zu klären, welche 
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der sozialen Rechte im Lichte seiner Rechtspre- 
chung als bereits durch die Konvention garan- 
tiert betrachtet werden könnten; 

iv. auf der Grundlage der oben erwähnten Erwä- 
gungen ein Zusatzprotokoll zu der Europäischen 
Menschenrechtskonvention zu erarbeiten, um im 
ersten Schritt folgende Rechte zu gewährleisten: 

a. Schutz der Grundbedürfnisse 

i. das Recht auf W ohnung; 

ii. das Recht auf grundlegende soziale und medizi- 
nische Hilfe; 

iii. das Recht auf ein Mindesteinkommen; 

b. Schutz am Arbeitsplatz 

i. das Recht auf ein angemessenes Entgelt; 

ii. das Recht auf regelmäßige und pünktliche 
Zahlung von Löhnen, Renten und Sozialleis- 
tungen; 

iii. das Recht auf angemessene und zufrieden stel- 
lende Arbeitsbedingungen, die dem Gebot der 
Menschenwürde entsprechen (darunter das 
Recht auf angemessene Arbeitszeiten, bezahlten 
Jahresurlaub, bezahlte gesetzliche Feiertage und 
eine wöchentliche Ruhezeit); 

i.v. das Recht auf sichere und gesunde Arbeitsbe- 
dingungen und auf Schutz vor ungesunder und 
gefährlicher Arbeit; 

V. das Recht auf eine geeignete Berufsausbildung; 

vi. das Recht auf spezifischen Schutz bei Beendi- 
gung des Arbeitsverhältnisses (Mindestkündi- 
gungsfrist, Anspruch von Arbeitnehmern, die 
nicht wegen Fehl Verhaltens entlassen wurden, 
auf eine Mindestentschädigung, Verbot der 
willkürlichen Entlassung und Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses); 

vii. das Recht abhängig beschäftigter oder selbst- 
ständiger Frauen auf Schutz als Mütter oder 
Schwangere; 

viii. das Verbot der Arbeit von Kindern, die das 
Schulabgangsalter noch nicht erreicht haben; 

ix. das Recht behinderter Menschen auf Eingliede- 
rung in die Arbeitswelt; 

X. das Recht auf Schutz vor sexueller Belästigung 
am Arbeitsplatz. 

16. Die Versammlung ist, da es sich hierbei um ein ehr- 
geiziges und schwieriges Unterfangen handelt, der 
Ansicht, dass ein schrittweises Vorgehen erforderlich 
ist und dass die Einklagbarkeit dieser Rechte vor Ge- 
richt ein Fernziel darstellen sollte. 


17. Darüber hinaus stellt die Versammlung fest, dass 
das Ministerkomitee in der Erklärung aus Anlass 
des 50. Jahrestages der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte zustimmte, „sobald wie möglich 
den Text eines rechtsverbindlichen Instruments fer- 
tig zu stellen, das alle Formen der Diskriminierung 
verbietet“. 

18. Sie erinnert an ihre wiederholten Aufforderungen an 
das Ministerkomitee, ein Zusatzprotokoll zur Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention auszuarbeiten, 
das die Nichtdiskriminierungsbestimmung von Arti- 
kel 14 stärkt. Sie unterstreicht, dass zahlreiche sozi- 
ale Rechte mit der Frage der Gleichheit Zusammen- 
hängen. Ein Zusatzprotokoll könnte deshalb eine 
Reihe von sozialen Rechten behandeln, z. B. die 
Nichtdiskriminierung beim Zugang zur Gesund- 
heitsversorgung und zu sozialen Einrichtungen, 
Gleichbehandlung am Arbeitsplatz und Lohngleich- 
heit - insbesondere von Männern und Frauen - oder 
die Nichtdiskriminierung beim Zugang zu Sozial- 
wohnungen. 


Donnerstag, 24. Juni 1999 

Tagesordnungspunkt 

betr.: Die Einhaltung der von der Ukraine einge- 
gangenen Pflichten und Verpflichtungen 

(Dokument 8424) 

Berichterstatter: 

Abg. Tunne Kelam (Estland) 

Abg. Hanne Severinsen (Dänemark) 

(Themen: Keine substanziellen Fortschritte in der Ein- 
haltung der Pflichten und Verpflichtungen als Mitglied- 
staat — Überlegungen über eine eventuelle Einschrän- 
kung des Stimmrechts der ukrainischen Delegation in 
der Parlamentarischen Versammlung) 

Rede des Abg. Wolfgang Behrendt (SPD): Merci, 
Mme. la Presidente! Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wir alle haben es uns im Januar nicht leicht gemacht, als 
wir nach einer sorgfältigen Abwägung die Verantwortli- 
chen in der Ukraine aufgefordert haben, bis Juni 1999 
ihre anlässlich ihres Beitritts eingegangenen Verpflich- 
tungen zu erfüllen. Wir wollten nicht nur mit schönen 
Worten abgespeist werden, sondern endlich Taten bei 
der Umsetzung der Verpflichtungen sehen, die uns in 
der Tat heilig sind, ln dem Bericht des Monitoring- 
Ausschusses sind diese Grundsätze noch einmal aufge- 
listet. Dort sind beispielhaft rechtsstaatliche Verfahren 
im Strafprozess, ein Rahmengesetz zum Schutz der 
Menschenrechte, vor allem die Abschaffung der Todes- 
strafe und der Beitritt zur Europäischen Charta der 
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Minderheitensprache genannt. In dem Bericht wird lei- 
der festgestellt, dass die Ukraine ihre Zusagen bis heute 
nicht vollständig erfüllt hat. 

Hätte die Ukraine alle diese Verpflichtungen erfüllt, wä- 
re dies ein weiteres Beispiel für die konstruktive Hal- 
tung gewesen, die die Ukraine nach dem Zusammen- 
bruch der Sowjetunion an den Tag gelegt hat. Tatsäch- 
lich hat die Ukraine freiwillig auf Atomwaffen verzich- 
tet; sie hat wichtige Schritte unternommen, um ihre bila- 
teralen Probleme mit Russland, Rumänien und Polen zu 
lösen, und sie hat sich während der Krise im Kosovo zu 
einem Zeitpunkt um Vermittlung bemüht, als in Russ- 
land die Emotionen noch relativ hochkochten. All dies 
sollten wir nicht vergessen, wenn wir heute über eine 
Frage debattieren, die für den künftigen Weg der Ukra- 
ine vielleicht von entscheidender Bedeutung ist. 

Wir sollten uns das Bild der blinden Justitia mit der 
Waagschale vor Augen führen, wenn wir uns mit der 
Frage befassen, welche Konsequenzen wir aus dem vor- 
liegenden Bericht ziehen. Bei allen Entscheidungen, die 
wir hier treffen, müssen wir in der Tat viele Gesichts- 
punkte abwägen. Allein mit rigoristisch-moralischen 
Anklagen wird häufig das Gegenteil dessen herbeige- 
führt, was man mit seinen guten Absichten eigentlich er- 
reichen will. Immerhin scheinen die Verantwortlichen in 
der Ukraine den Emst der Lage begriffen zu haben. 

Ich möchte noch einmal auf Befürchtungen in der Ukra- 
ine hinweisen, dass dieses Land in eine Grauzone, in ei- 
ne Art kulturelles und politisches Niemandsland zwi- 
schen EU und Russland geraten könnte, wenn wir jetzt 
eine sehr rigorose Entscheidung treffen. Umso wichtiger 
ist es, dass wir jetzt von Straßburg ein Signal aussenden: 
Alle Mitgliedstaaten des Europarates gehören einer eu- 
ropäischen Werte- und Kulturgemeinschaft an, und wir 
wollen, dass die Ukraine hierin einen von uns allen ge- 
achteten Platz findet. Wenn wir jetzt eine Empfehlung 
zum Ausschluss der Ukraine aus dem Europarat aus- 
sprächen, so wäre das geradezu eine Ermunterung für al- 
le europafeindlichen Kräfte in diesem Land, einen Son- 
derweg zu propagieren. Es sollte deshalb erwogen wer- 
den, der Ukraine eine letzte Frist zu gewähren. 

Der jetzige Zeitpunkt scheint mir auch angesichts der 
bevorstehenden Präsidentschaftswahlen in der Ukraine 
nicht angemessen, um jetzt zu einem rigorosen Schritt 
zu kommen. Aber wir sollten auch an die Ukraine appel- 
lieren: Nehmen Sie unseren Bericht ernst; setzen Sie 
jetzt konsequent run, was Sie vor der europäischen Öf- 
fentlichkeit versprochen haben; begreifen Sie, dass die 
Abschaffung der Todesstrafe auch zu dem Rechtacquis 
der Europäischen Union gehört! Lassen Sie mich in die- 
sem Zusammenhang auf die Entschließung der Men- 
schenrechtskommission der Vereinten Nationen zur To- 
desstrafe vom 28. April verweisen, die von der deut- 
schen EU-Präsidentschaft eingebracht worden ist. Jeder 
kann daraus auch eine deutliche Kritik an den USA he- 


rauslesen. Insofern sind Vorwürfe, wir seien auf einem 
Auge blind, nicht berechtigt. 

Abschließend möchte ich darauf hinweisen, dass der 
Gipfel der Europäischen Union in Köln Anfang Juni die 
Ausarbeitung einer umfassenden Ukraine-Strategie be- 
schlossen hat. Damit soll dieses Land an die EU heran- 
geführt werden. Wir sollten der Ukraine die Chance ge- 
ben, gegenüber der EU darzulegen, dass sie nach unse- 
ren ernsten Ermahnungen alle Verpflichtungen des Eu- 
roparates erfüllen will. Damit könnten wir auch gegen- 
über der Europäischen Union unsere wichtige Rolle bei 
der Osterweiterung der EU verdeutlichen. 

Auf Worte müssen jetzt allerdings Taten folgen - ein 
Fahrplan hierzu liegt uns jetzt vor. Wie heißt es doch: 
An ihren Taten sollt ihr sie erkennen. Geben wir deshalb 
der Ukraine eine letzte Chance, und ziehen wir die ent- 
sprechenden Konsequenzen, wenn diese letzte Warnung 
in Kiew nicht ernst genommen wird. 

Rede des Abg. Dieter Schloten (SPD): Frau Präsiden- 
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Empfehlun- 
gen der Berichterstatter sind konsequent; sie entsprechen 
dem Auftrag, den die Versammlung ihnen gegeben hat. 
Diesen Auftrag haben die Berichterstatter exzellent er- 
füllt, und ich zolle auch den Argumenten unserer Kolle- 
gin Wohlwend meinen Respekt. 

Dennoch möchte ich sagen: Auch der Europarat befindet 
sich nicht in einem politikfreien Raum. Wir müssen das 
politische Umfeld und die politischen Konsequenzen 
beachten. Eine Zurückweisung der Ukraine zu diesem 
Zeitpunkt würde einen Rückschlag für die gegenwärtige 
Politik bedeuten und rückwärtsgewandte Kräfte fördern. 
Sie würde Kandidaten stärken, die bei den Präsident- 
schaftswahlen die Vergangenheit und nicht die Zukunft 
repräsentieren; sie würde Kandidaten stärken, die die 
Menschenrechte weniger achten als die derzeitige politi- 
sche Führung. Ein negatives Signal aus dem Europarat 
zu diesem Zeitpunkt würde von den Gegnern der rechts- 
staatlich-demokratischen Entwicklung als Scheitern der 
prowestlichen Politik des gegenwärtigen Präsidenten 
gewertet und öffentlich ausgebeutet werden. 

Die Ukraine ist ein großes Land voller Probleme und 
nicht mit kleineren Staaten vergleichbar, die überschau- 
bar sind und die zum Teil an eine demokratische Ver- 
gangenheit anknüpfen können. Können wir diesem Land 
im Einzelnen vorschreiben, was gut für es ist? 

Meine Damen und Herren, Stabilität oder Instabilität in 
der Ukraine fördern, das ist hier die eine politische Fra- 
ge. Die andere lautet: Will der Europarat seinen politi- 
schen Einfluss behalten, oder will er ihn aufgeben und 
anderen, rückwärtsgewandten politischen Kräften über- 
lassen? Damit würde er die europäische Integration der 
Ukraine zumindest auf lange Zeit aufschieben. 
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Wenn einerseits westliche Staaten der Ukraine Kredite 
zur weiteren wirtschaftlichen Entwicklung gewähren, 
dann sollten wir ihr andererseits auch einen weiteren po- 
litischen Kredit gewähren. - Herzlichen Dank. 

Empfehlung 14 16 

betr.: Die Einhaltung der von der Ukraine einge- 
gangenen Pflichten und Verpflichtungen 

1. Die Versammlung verweist auf ihre am 27. Januar 
1999 verabschiedete Empfehlung 1395 und ihre Ent- 
schießung 1179 über die Einhaltung der von der 
Ukraine eingegangenen Pflichten und Verpflichtun- 
gen, in der sie „die Auffassung vertritt, dass die 
ukrainischen Behörden, einschließlich der Verkhov- 
na Rada, zum großen Teil verantwortlich sind für die 
Nichteinhaltung der von der Ukraine bei der Auf- 
nahme in den Europarat eingegangenen Verpflich- 
tungen, insbesondere jener, die darauf abzielen, in- 
nerhalb eines Jahres nach dem Beitritt folgende ge- 
setzliche Maßnahmen zu verabschieden: 

- ein Rahmengesetz über die Rechtspolitik der 
Ukraine in Bezug auf den Schutz der Menschen- 
rechte; 

-ein Rahmengesetz über Gesetzes- und Rechtsfor- 
men; 

-ein neues Strafgesetzbuch und eine Straiprozess- 
ordnung; 

- ein neues bürgerliches Recht und ein Zivilprozess- 
recht; 

-ein neues Parteiengesetz, nachdem ein neues Ge- 
setz über die Wahl der Volksvertreter der Ukraine 
bereits verabschiedet wurde. 

Darüber hinaus hat sich die Ukraine verpflichtet, in- 
nerhalb von drei Jahren nach ihrem Beitritt (9. No- 
vember 1995) das Protokoll Nr. 6 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention über die Abschaffung 
der Todesstrafe zu ratifizieren; die Frist ist abgelau- 
fen, und das Protokoll wurde nicht ratifiziert. Ferner 
ist die Ukraine ihrer Verpflichtung nicht nachge- 
kommen, innerhalb eines Jahres nach dem Beitritt 
die Europäische Charta der Regional- oder Minder- 
heitensprachen zu ratifizieren. 

Dies ist der Grund, weshalb die Versammlung be- 
schließt, dass sie, sofern keine wesentlichen Fort- 
schritte bei der Erfüllung dieser Verpflichtungen bis 
zur Eröffnung ihrer Junisitzung 1999 erreicht wur- 
den: 

i. die Beglaubigungsschreiben der parlamentari- 
schen Delegation der Ukraine gemäß Artikel 6 
ihrer Geschäftsordnung für ungültig erklären 
wird, und zwar solange bis diese Verpflichtungen 
uneingeschränkt erfüllt werden; 


ii. dem Ministerkomitee empfiehlt, das Recht auf 
Vertretung der Ukraine gemäß Artikel 8 der Sat- 
zung des Europarates auszusetzen. 

2. Die Versammlung schließt aus dem ihr von ihrem 
Überwachungsausschuss vorgelegten Bericht, dass 
bis zum 20. Mai 1999 in den oben erwähnten Berei- 
chen keine substanziellen Fortschritte erfolgen. Sie 
stellt jedoch fest, dass der Präsident der Verkhovna 
Rada am 14. Mai 1999 Anweisungen an die zustän- 
digen Parlamentsausschüsse gegeben hat hinsicht- 
lich von Maßnahmen, die zur Einhaltung bestimmter 
von der Ukraine eingegangener Verpflichtungen und 
Pflichten zu ergreifen sind. 

3. Darüber hinaus geht aus dem von der ukrainischen 
Delegation am 22. Juni 1999 vorgelegten Aide- 
memoire hervor, dass offensichtlich in jüngster Zeit 
folgende Entwicklungen stattgefünden haben: 

-im April 1999 verabschiedete die Verkhovna Rada 
in erster Lesung einen Gesetzesentwurf über „das 
Gerichtswesen“; 

-am 14. Juni 1999 begann das Verfassungsgericht 
mit der Prüfung eines Antrags, der von Parlamenta- 
riern auf Initiative der ukrainischen Europaratsde- 
legation gestellt wurde und die Verfassungswidrig- 
keit der Todesstrafe betrifft; 

-am 17. Juni 1999 verabschiedete die Verkhovna 
Rada ein Rahmengesetz betreffend die rechtspoliti- 
schen Maßnahmen der Ukraine im Bereich der 
Menschenrechte. 

Weitere Verpflichtungen stehen kurz vor der Erfül- 
lung: 

- am 7. Mai 1999 Unterzeichnete die Ukraine die Re- 
vidierte Europäische Sozialcharta; 

- im Einklang mit einem Präsidialerlass vom 
13. März 1999 wurde die ukrainische Abteilung für 
Strafvollzug aus der Zuständigkeit des Innenminis- 
teriums entfernt; 

-das ukrainische Parlament billigte im Grundsatz 
die Europäische Charta der Regional- und Minder- 
heitensprachen, wobei die noch vorzunehmende 
gesetzliche Klärung betreffend die Mechanismen 
der Umsetzung der Charta vom Parlament vor der 
Sommerpause festgelegt wird; 

-das ukrainische Parlament nahm in dritter Lesung 
das Gesetz über die „Politischen Parteien“ an, des- 
sen endgültige Verabschiedung vor der Sommer- 
pause stattfinden wird. 

Die Versammlung erkennt zwar an, dass diese Maß- 
nahmen ein Hinweis darauf sind, dass im Hinblick 
auf die Einhaltung der Verpflichtungen durch die 
Ukraine einige Fortschritte erzielt wurden, es bleibt 
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jedoch noch viel zu tun, sowohl in Bezug darauf, die 
Gesetze der Ukraine in Einklang mit europäischen 
Normen zu bringen, als auch darauf sicherzustellen, 
dass die ukrainischen Behörden diese Grundsätze in 
ihrer praktischen Arbeit befolgen und dass die 
Rechtsstaatlichkeit beachtet wird; diese Notwendig- 
keit wird dadurch deutlich, dass zurzeit Gerichtsbe- 
schlüsse nicht umgesetzt werden. 

4. Aus diesem Grund beschließt die Versammlung, 
dass es angemessen ist, im ersten Teil der ordentli- 
chen Sitzungsperiode des Jahres 2000 im Einklang 
mit Artikel 6 ihrer Geschäftsordnung das Verfahren 
einzuleiten, nach dem den Mitgliedern der ukraini- 
schen Delegation das Recht aberkannt wird, offiziel- 
le Dokumente im Sinne von Artikel 23 der Ge- 
schäftsordnung einzureichen, in der Versammlung 
und ihren Gremien Aufgaben zu übernehmen und 
abzustimmen, gleichzeitig jedoch das Recht dieser 
Mitglieder weiter bestehen bleibt, an Teilsitzungen 
der Versammlung und Treffen ihrer Gremien teilzu- 
nehmen und dort das Wort zu ergreifen, bis weitere 
Entwicklungen, die als erhebliche Fortschritte im 
Sinne der Entschließung 1179 vom Januar 1999 ge- 
wertet werden, erzielt worden sind. 

5. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, 
das Tätigkeitsprogramm für die Entwicklung und 
Konsolidierung der demokratischen Stabilität 
(ADACS) in der Ukraine zu verstärken, um dem 
Land zu helfen, die oben erwähnten Probleme zu 
überwinden, insbesondere in Bezug auf die Ausbil- 
dung von Richtern und die soziale und wirtschaftli- 
che Wiedereingliederung der Krimtataren. 

6. Die Versammlung fordert den Vorsitzenden des Mi- 
nisterkomitees und den neu gewählten Generalsekre- 
tär auf, in die Ukraine zu reisen mit dem Ziel, das 
Land bei seinem Übergang zu einer offenen und de- 
mokratischen Gesellschaft zu unterstützen. 

Entschließung 1194 

betr: Die Einhaltung der von der Ukraine einge- 
gangenen Pflichten und Verpflichtungen 

1. Die Versammlung verweist auf ihre am 27. Januar 
1999 verabschiedete Entschließung 1179 über die 
Einhaltung der von der Ukraine eingegangenen 
Pflichten und Verpflichtungen, in der sie die „Auf- 
fassung vertritt, dass die ukrainischen Behörden, ein- 
schließlich der Verkhovna Rada, zum großen Teil 
verantwortlich sind für die Nichteinhaltung der von 
der Ukraine bei der Aufnahme in den Europarat ein- 
gegangenen Verpflichtungen, insbesondere jener, die 
darauf abzielen, innerhalb eines Jahres nach dem 
Beitritt folgende gesetzliche Maßnahmen zu verab- 
schieden: 


- ein Rahmengesetz über die Rechtspolitik der Ukra- 
ine in Bezug auf den Schutz der Menschenrechte; 

-ein Rahmengesetz über Gesetzes- und Rechtsfor- 
men; 

-ein neues Strafgesetzbuch und eine Strafprozess- 
ordnung; 

- ein neues bürgerliches Recht und ein Zivilprozess- 
recht; 

-ein neues Parteiengesetz, nachdem ein neues Ge- 
setz über die Wahl der Volksvertreter in der Ukra- 
ine bereits verabschiedet wurde. 

Darüber hinaus hat sich die Ukraine verpflichtet, in- 
nerhalb von drei Jahren nach ihrem Beitritt (9. No- 
vember 1995) das Protokoll Nr. 6 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention über die Abschaffung 
der Todesstrafe zu ratifizieren; die Frist ist abgelau- 
fen, und das Protokoll wurde nicht ratifiziert. Ferner 
ist die Ukraine ihrer Verpflichtung nicht nachge- 
kommen, innerhalb eines Jahres nach dem Beitritt 
die Europäische Charta der Regional- oder Minder- 
heitensprachen zu ratifizieren. 

Dies ist der Grund, weshalb die Versammlung be- 
schließt, dass sie, sofern keine wesentlichen Fort- 
schritte bei der Erfüllung dieser Verpflichtungen bis 
zur Eröffnung ihrer Junisitzung 1999 erreicht wur- 
den: 

i. die Beglaubigungsschreiben der parlamentari- 
schen Delegation der Ukraine gemäß Artikel 6 
ihrer Geschäftsordnung für ungültig erklären 
wird, und zwar solange bis diese Verpflichtungen 
uneingeschränkt erfüllt werden; 

ii. dem Ministerkomitee empfiehlt, das Recht der 
Vertretung der Ukraine gemäß Artikel 8 der Sat- 
zung des Europarates auszusetzen.“ 

2. Die Versammlung schließt aus dem ihr von ihrem 
Überwachungsausschuss vorgelegten Bericht, dass 
bis zum 20. Mai 1999 in den oben erwähnten Berei- 
chen keine substanziellen Fortschritte erfolgen. Sie 
stellt jedoch fest, dass der Präsident der Verkhovna 
Rada am 14. Mai 1999 Anweisungen an die zustän- 
digen Parlamentsausschüsse gegeben hat hinsichtlich 
von Maßnahmen, die zur Einhaltung bestimmter von 
der Ukraine eingegangener Verpflichtungen und 
Pflichten zu ergreifen sind. 

3. Darüber hinaus geht aus dem von der ukrainischen 
Delegation am 22. Juni 1999 vorgelegten Aide- 
memoire hervor, dass offensichtlich in jüngster Zeit 
folgende Entwicklungen stattgefunden haben: 

-im April 1999 verabschiedete die Verkhovna Rada 
in erster Lesung einen Gesetzesentwurf über „das 
Gerichtswesen“; 
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-am 14. Juni 1999 begann das Verfassungsgericht 
mit der Prüfung eines Antrags, der von Parlamenta- 
riern auf Initiative der ukrainischen Europaratsde- 
legation gestellt wurde und die Verfassungswidrig- 
keit der Todesstrafe betrifft; 

-am 17. Juni 1999 verabschiedete die Verkhovna 
Rada ein Rahmengesetz betreffend die rechtpoliti- 
schen Maßnahmen der Ukraine im Bereich der 
Menschenrechte. 

Weitere Verpflichtungen stehen kurz vor der Erfül- 
lung: 

- am 7. Mai 1999 Unterzeichnete die Ukraine die Re- 
vidierte Europäische Sozialcharta; 

- im Einklang mit einem Präsidialerlass vom 
13. März 1999 wurde die ukrainische Abteilung für 
Strafvollzug aus der Zuständigkeit des Innenminis- 
teriums entfernt; 

-das ukrainische Parlament billigte im Grundsatz 
die Europäische Charta der Regional- und Minder- 
heitensprachen, wobei die noch vorzunehmende 
gesetzliche Klärung betreffend die Mechanismen 
der Umsetzung der Charta vom Parlament vor der 
Sommerpause festgelegt wird; 

-das ukrainische Parlament nahm in dritter Lesung 
das Gesetz über die „Politischen Parteien“ an, des- 
sen endgültige Verabschiedung vor der Sommer- 
pause stattfinden wird. 

Die Versammlung erkennt zwar an, dass diese Maß- 
nahmen ein Hinweis darauf sind, dass im Hinblick 
auf die Einhaltung der Verpflichtungen durch die 
Ukraine einige Fortschritte erzielt wurden, es bleibt 
jedoch noch viel zu tun, sowohl in Bezug darauf, die 
Gesetze der Ukraine in Einklang mit europäischen 
Normen zu bringen, als auch darauf, sicherzustellen, 
dass die ukrainischen Behörden diese Grundsätze in 
ihrer praktischen Arbeit befolgen und dass die 
Rechtsstaatlichkeit beachtet wird; diese Notwendig- 
keit wird daran deutlich, dass zurzeit Gerichtsbe- 
schlüsse nicht umgesetzt werden. 

4. Aus diesem Grund beschließt die Versammlung, 
dass es angemessen ist, im ersten Teil der ordentli- 
chen Sitzungsperiode des Jahres 2000 im Einklang 
mit Artikel 6 ihrer Geschäftsordnung das Verfahren 
einzuleiten, nach dem den Mitgliedern der ukraini- 
schen Delegation das Recht aberkannt wird, offiziel- 
le Dokumente im Sinne von Artikel 23 der Ge- 
schäftsordnung einzureichen, in der Versammlung 
und ihren Gremien Aufgaben zu übernehmen und 
abzustimmen, gleichzeitig jedoch das Recht dieser 
Mitglieder weiter bestehen bleibt, an Teilsitzungen 
der Versammlung und Treffen ihrer Gremien teilzu- 
nehmen und dort das Wort zu ergreifen, bis weitere 
Entwicklungen, die als erhebliche Fortschritte im 


Sinne der Entschließung 1179 vom Januar 1999 ge- 
wertet werden, erzielt worden sind. 

5. Die Versammlung beschließt, diese Entschließung 
dem Europäischen Parlament, der Europäischen 
Kommission, der OSZE, der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung, der Weltbank, dem 
Internationalen Währungsfonds, dem Kongress der 
Gemeinden und Regionen Europas und dem Sozial- 
entwicklungsfonds (in Bezug auf die soziale und 
wirtschaftliche Wiedereingliederung der Krimtata- 
ren) zu übermitteln und diese aufzufordem, bei ihrer 
Zusammenarbeit mit der Ukraine diese Vorkehrun- 
gen zu berücksichtigen, um dem Land zu helfen, die 
oben erwähnten Probleme zu lösen. 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Präsidenten von Moldau 
Petru Lucinschi 

(Themen: Umgestaltung Moldaus zu einem demokrati- 
schen Staat dank der Mitgliedschaft im Europarat seit 
1995 - Einhaltung der Pflichten und Verpflichtungen - 
Reform der Judikative - Neue Verfassung - Wirtschaft- 
liche und institutionelle Krise - Referendum über die 
Änderung des Regierungssystems am 23. Mai 1999- 
Schwierigkeiten mit den separatistischen Bestrebungen 
von Transnistrien) 

Tagesordnungspunkt 

betr.: Einhaltung der Pflichten und Verpflich- 
tungen durch Lettland 

(Dokument 8426 - Informationsbericht) 
Berichterstatter: 

Abg. T erry Davis (Großbritannien) 

Abg. Gunnar Jansson (Finnland) 

(Themen: Monitoringverfahren seit fünf Jahren — Fort- 
schritte Lettlands bei der Demokratisierung - Stand des 
Demokratisierungsprozesses in Lettland - Ratifizierung 
des Protokolls Nr. 6 der Menschenrechtskonvention 
über die Abschaffung der Todesstrafe - Fortschritte 
noch erforderlich bei der Integration der nicht- 
lettischen Bürger) 

Tagesordnungspunkt 

betr.: Dioxinkrise und Lebensmittelsicherheit 

(Dokument 8453) 

Berichterstatter: 

Abg. Etherington (Großbritannien) 

(Themen: Notwendige Einführung von KontrolT und 
Strafmechanismen - Einrichtung von nationalen 
Schnellwarnsystemen) 

Rede des Abg. Wolfgang Behrendt (SPD): Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! Diese Debatte hat 
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gezeigt, wie wichtig es ist, dass wir uns mit diesem 
Thema beschäftigen. Namens unseres Ausschusses 
möchte ich unserem Berichterstatter für den Bericht, den 
er vorgelegt hat, sehr herzlich danken, und möchte in 
diesen Dank ausdrücklich den Sekretär des Ausschusses 
mit einschließen, der dafür wichtige Vorarbeiten geleis- 
tet hat. Ich danke ferner den mitberatenden Ausschüssen 
und danke auch allen, die hier Änderungsanträge einge- 
bracht haben. Dazu darf ich sagen, dass unser Ausschuss 
allen Änderungsanträgen, die eingebracht worden sind, 
zustimmt, weil er glaubt, dass damit eine gute Ergän- 
zung und eine Verbesserung des Entwurfs erreicht wer- 
den kann. 

Ich finde, die Debatte war außerordentlich gut; sie fand 
auf einem hohen Niveau statt. Sie hat gezeigt, wie sehr 
viele unserer Kolleginnen und Kollegen von dieser 
Problematik betroffen sind. Auch hat sich, so denke 
ich, gezeigt, dass dieses Problem nicht auf die Europä- 
ische Union beschränkt ist, sondern auch alle Mitglied- 
staaten des Europarates wirklich mit erfasst und noch 
darüber hinausgeht. Deswegen habe ich mich beson- 
ders darüber gefreut, dass unser geschätzter Kollege 
Caccia aus Kanada an dieser Diskussion teilgenommen 
hat und einen sehr sachkundigen und informativen Bei- 
trag geleistet hat. Ich denke, das war wichtig, um deut- 
lich zu machen, dass es hier letztlich um ein fast globa- 
les Problem geht. 

Wichtig ist, dass wir eines hervorheben: Wir brauchen 
möglichst einen gleichartigen Standard in allen unseren 
Mitgliedsländern. Die vorliegende Empfehlung bringt 
das, so meine ich, zum Ausdruck und stellt dazu wesent- 
liche Forderungen. 

Erwähnen möchte ich noch, dass die Empfehlung 1389 
aus dem Jahre 1998 deutlich gemacht hat, dass der Aus- 
schuss schon damals den Finger auf die Wunden gelegt 
hat, und ich möchte damit den Appell an den Minister- 
ausschuss verbinden, diese Empfehlung jetzt auch ent- 
sprechend umzusetzen. 

Rede des Abg. Dr. Wolfgang Wodarg (SPD): Vielen 
Dank, Frau Präsidentin. Ich möchte mich dem Dank an 
den Rapporteur, Mister Etherington, anschließen und 
auch seinen beiden Co-Rapporteuren für die vielen gu- 
ten Vorschläge danken, die sie erarbeitet haben. 

Ich möchte meine Rede zum Anlass nehmen, darauf 
hinzuweisen, dass wir ja schon viele Jahre eine Kette 
von Skandalen erlebt haben, die immer wieder dazu ge- 
führt haben, dass die Landwirte, die sich an vernünftige 
Produktionsmethoden halten, in Mitleidenschaft gezo- 
gen wurden. Sie haben also unter den Auswirkungen 
ebenso gelitten wie diejenigen, die sich schuldhaft 
verhalten haben. 

Wir brauchen in diesem Zusammenhang mehrere Maß- 
nahmen. Auf der einen Seite ist die Exekutive sicherlich 


insuffizient, was die Zusammenarbeit in Europa angeht. 
In diesem Bereich muss erheblich mehr getan werden. 
Das ist eine Aufgabe, die nicht nur die EU betrifft, son- 
dern darüber hinaus auch für ganz Europa wichtig ist. 
Ich möchte als Beispiel die BSE-Krise nennen, die dazu 
geführt hat, dass der Handel mit risikoreichen Tiermeh- 
len innerhalb der EU eingeschränkt und nachher sogar 
verboten wurde. Das Ergebnis war aber, dass die Nach- 
barländer der EU umso mehr Tiermehl abgenommen 
haben. Angesichts der Tatsache, dass es innerhalb der 
EU Produzenten gibt, die inzwischen ihre Produktion in 
die Nachbarländer verlegt haben, wird diese Maßnahme 
also zur Farce; denn nun geschieht im Verborgenen, was 
in der EU nicht mehr erlaubt ist. 

Was das Verfüttern von risikoreichen Tiermehlen an- 
geht, ist in Europa also weiterhin gesündigt worden. Die 
Regierungen der EU-Länder haben die Schultern ge- 
zuckt und gesagt: Wir wissen nicht, was in unseren 
Nachbarländern verfuttert wird; es gibt nämlich keine 
entsprechenden Instrumente und keine Kommunikati- 
onswege, um eine ausreichende Kontrolle zu gewähr- 
leisten. Das heißt: Die Exekutive muss sich erheblich 
anstrengen, um besser zusammenzuarbeiten. Diese 
Maßnahme regen unser Bericht und auch die vorliegen- 
den Anträge an. 

Aber auch die Gesetzgeber können viel tun, um die Ri- 
siken zu minimieren. Es geht besonders darum, dass 
wir die Rahmenbedingungen für eine bessere Koopera- 
tion in der Forschung einerseits, aber auch bei der 
Schaffung von Standards und Prinzipien andererseits 
schaffen - wie zum Beispiel Regelungen, die eine bes- 
sere Transparenz der Nahrungsmittelkette gewährleis- 
ten. 

Wir haben nicht nur Nahrungsmittelketten, sondern auch 
Nahrungsmittelkreisläufe. 

Ich möchte besonders die Frage des Umgangs mit dem 
Tiermehl hervorheben. Sie wissen vielleicht, dass dieje- 
nigen Tiere, die zum Verzehr für den Menschen freige- 
geben werden, die also für den Menschen gesundheitlich 
unbedenklich sind, nicht vollständig verzehrt werden; 
vielmehr kommt ein Teil davon in den Nahrungsmittel- 
kreislauf zurück. Diese so genannten Schlachtabfälle 
werden also zu Tiermehl verarbeitet. Dieses Tiermehl 
wird dann nicht an Wiederkäuer, sondern an fleischfres- 
sende Tiere und an Allesfresser, wie Schweine oder 
Hühner, verfüttert. 

Es ist leider in vielen Ländern noch so - es gibt einige 
löbliche Ausnahmen, zum Beispiel Schweden -, dass 
auch fragliches Material verarbeitet und in den Kreislauf 
eingespeist wird. Das heißt, auch kranke Tiere oder ver- 
endete Tiere, die vorher mit Giftstoffen behandelt wor- 
den sind, kommen in den Kreislauf hinein. Deshalb ha- 
ben wir Amendments entworfen, die dazu führen, dass 
auf der Input-Seite das Risiko minimiert wird. 
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Außerdem wird eine europäische Koordination im Sinne 
einer Food-and-Drug- Administration, wie sie in Ameri- 
ka besteht, vorgeschlagen. Das begrüße ich sehr. Es wird 
aber darauf ankommen, dass diese Administration keine 
große zentrale Einheit ist, die sich lokal nicht auskennt; 
vielmehr muss sie die Aufgabe haben, die Vielzahl der 
unterschiedlichen mit diesem Thema beschäftigten Insti- 
tutionen zu koordinieren und zu gemeinsamen Bewer- 
tungsstandards zu bringen. Das wird sicherlich eine der 
wichtigsten Aufgaben in Europa sein, weil wir, was die 
Lebensmittelsicherheit angeht, eine große Vielfalt von 
Ansichten und Organisationsformen haben. 

Ich möchte auf eine weitere kleine Änderung aufmerk- 
sam machen, die aber auch wichtig ist: Wir wollen, dass 
diejenigen Tiere, die noch keine Pflanzenfresser sind, 
weil sie noch die Milch ihrer Mutter trinken, auch in 
diesem Stadium keine tierischen Stoffe aufnehmen dür- 
fen, also nicht mit Fleisch gefüttert werden dürfen. Das 
ist überall in Europa noch der Fall, zum Beispiel bei 
Kälbern, die mit Milchaustauschern gefüttert werden. 
Das verwendete Fett von Milchaustauschern wird in 
Tierkörperbeseitigungsanstalten hergestellt. Das ist auch 
hinsichtlich der Übertragung von prionenbedingten Er- 
krankungen, also von BSE und Ähnlichem, ein unnöti- 
ges Risiko. Vielen Dank. 

Empfehlung 14 17 

betr.: Dioxinkrise und Lebensmittelsicherheit 

1. Im Anschluss an ihre Empfehlung 1389 (1998) zur 
Verbrauchersicherheit und Lebensmittelqualität 
bringt die Versammlung angesichts der wiederholten 
Bedrohung der Lebensmittelsicherheit in Europa er- 
neut ihre tiefe Beunruhigung zum Ausdruck. Die Di- 
oxinbelastung von Lebensmitteln stellt ein neues 
Beispiel für das Fortbestehen schwerer Mängel in 
den europäischen Gesetzen und Rechtsvorschriften 
dar, wenn es darum geht, Krisensituationen im Le- 
bensmittelbereich vorzubeugen und diese gegebe- 
nenfalls effektiv zu bewältigen. 

2. Aufgrund der Aufhebung der Schranken zwischen 
den Staaten kann unser wirtschaftlicher (Handelsli- 
beralisierung) und institutioneller (europäisches 
Aufbauwerk) Gesamtzusammenhang außerdem je- 
dem ungelösten Problem in der landwirtschaftlichen 
Versorgungskette eine europäische, ja internationale 
Dimension verleihen. Neben den weitreichenden 
wirtschaftlichen Folgen, die jeder Ausfall im Pro- 
duktionskreislauf und beim Vertrieb von Lebensmit- 
teln nach sich ziehen kann, muss die Sicherung der 
Volksgesundheit das vorrangige Hauptanliegen der 
Behörden bleiben. 

3. Bei der Dioxinkrise sind einmal mehr zahlreiche 
Fehlhandlungen deutlich geworden, die zum Inver- 
kehrbringen und zum Vertrieb kontaminierter Le- 
bensmittel geführt haben, ohne dass die Vorbeu- 


gungs- und Schnellwammechanismen unserer Ge- 
setzgebung rechtzeitig gewirkt hätten. Ob nun bei 
den (vorbeugenden oder nachprüfenden) Kontrollen, 
der Beurteilung potenzieller Gefährdungen, dem 
Umgang mit tatsächlichen Risiken, der Information, 
den Zuständigkeiten oder der Koordinierung, überall 
ist ein sehr hartes Urteil darüber zu fällen, wie diese 
Krise gehandhabt worden ist. 

4. Die Versammlung befürchtet, dass künftig ähnliche 
Situationen auftreten könnten und es lässt sich nicht 
ausschließen, dass man sich noch ernsteren Lebens- 
mittelkrisen gegenübersehen könnte. Das gegenwär- 
tige agro industrielle System bietet zahlreiche Vortei- 
le, selbst in Bezug auf die Lebensmittelsicherheit, 
bringt jedoch weiterhin Risiken mit sich, die unter 
Kontrolle bleiben und weitestgehend verringert wer- 
den müssen. Neben der Selbstkontrolle der Unter- 
nehmen und der betroffenen Wirtschaftszweige sind 
letztlich die Behörden die verantwortlichen Garanten 
der Lebensmittelsicherheit und schulden dem Bürger 
dafür Rechenschaft. 

5. Die Entwicklung dieses agroindustriellen Systems 
hat insbesondere zu einer Massenproduktion von 
Lebensmitteln geführt, bei der der Vorteil der Ver- 
fügbarkeit vielfältiger Lebensmittel zu erschwing- 
lichen Preisen oft mit dem Nachteil eines Rückgangs 
nicht der eigentlichen Qualität der Lebensmittel 
selbst, aber ihres Nährwerts und ihrer organolep- 
tischen Eigenschaften verbunden ist. 

6. Die Globalisierung der Wirtschaft muss einhergehen 
mit einer internationalen Harmonisierung der Regeln 
zur Bewältigung von Problemen in den Bereichen 
Lebensmittel, Gesundheit und Sicherheit, nicht nur 
aus offensichtlichen Gesundheitsgründen, sondern 
auch, um eine Störung der Wettbewerbssituation zu 
verhindern, die wahrscheinlich eine Verlagerung 
großer Gefahrenpotenziale von einem Land zum an- 
deren nach sich zieht. 

7. Die Versammlung sieht es als dringlich an, nun eine 
Gesamtbetrachtung der Funktionsweise des agro- 
alimentären Sektors in den europäischen Staaten an- 
zustellen und die gebotenen Maßnahmen zu ergrei- 
fen. Nach den jüngsten Lebensmittelkrisen (BSE und 
Dioxin), die unsere Tierzuchtmethoden infrage stel- 
len, sind weitere Verzögerungen nicht mehr hinzu- 
nehmen, und es müssten unter anderem sehr auf- 
merksam die Produktion von Mischfutter für die 
Tieremährung untersucht und die Verwendung von 
Tiermehl verboten werden, welches aus kranken 
oder nicht sorgfältig untersuchten Tieren erzeugt 
wurde oder das in Einrichtungen mit unzureichenden 
Sicherheitsstandards hergestellt wurde. 

8. Die Versammlung möchte an ihre jüngsten Arbeiten 
auf diesem Gebiet erinnern, bei denen bereits einige 
Vorschläge unterbreitet wurden, die noch einmal be- 
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kräftigt werden. Das gilt insbesondere für ihre Emp- 
fehlungen 1142 (1991) zur Kennzeichnung von Qua- 
litätslebensmitteln, 1244 (1994) zu Ernährung und 
Gesundheit und 1389 (1998) zur Verbrauchersicher- 
heit und Lebensmittelqualität. 

9. Dementsprechend ruft die Versammlung die Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten auf: 

i. die in ihrer Empfehlung 1389 (1998) unterbrei- 
teten Vorschläge zu prüfen; 

ii. im Lebensmittelbereich systematisch das Vor- 
sorgeprinzip anzuwenden, um die Volksgesund- 
heit weitestgehend zu gewährleisten und vor ei- 
ner Gesetzgebung auf diesem Gebiet jeden er- 
forderlichen wissenschaftlichen Rat einzuholen; 

iii. die wissenschaftlichen Möglichkeiten zur Er- 
kennung toxischer Nahrungsmittelverunreini- 
gungen auszubauen; 

iv. Methoden zum raschen Aufspüren und zur Be- 
stimmung des Verunreinigungsgrades zu entwi- 
ckeln; 

V. auf eine gesamteuropäische oder internationale 
Standardisierung erfolgreicher Methoden hin- 
zuwirken, um deren Einsatz auf breiter Ebene zu 
ermöglichen; 

vi. ihre Lebensmittelgesetzgebung insbesondere bei 
der Zurückverfolgbarkeit von Lebensmitteln und 
ihrer Inhaltsstoffe zu überprüfen und auszubau- 
en, strenge, häufige und rein zufällige Kontrol- 
len während der gesamten Lebensmittelkette 
durchzuführen und für Fälle von Lebensmittel- 
verfälschung harte Strafen (bis hin zur Rück- 
nahme vom Markt oder zum Erlöschen der 
Marke) vorzusehen; 

vii. vor allem die Systeme zur Kontrolle der Tierer- 
nährungskette und der zur Mischfütterherstel- 
lung verwendeten Rohstoffe zu überprüfen; 

viii. unabhängige staatliche Stellen für Lebensmittel- 
sicherheit zu schaffen, wie sie in bestimmten 
Mitgliedstaaten schon bestehen, in denen die öf- 
fentliche Hand, wissenschaftliche Einrichtun- 
gen, die Wirtschaft, die Gewerbetreibenden, 
Vertreter aus Landwirtschaftsorganisationen und 
Verbraucherverbänden vertreten sind, und die 
für die Qualität und Sicherheit von Lebensmit- 
teln zuständig sind; 

ix. auf die Einbindung dieser Stellen sowie der für 
Drogenkontrolle zuständigen Einrichtungen in 
eine gesamteuropäische Struktur hinzuwirken, 
ähnlich der amerikanischen „Food and Drug 
Administration“; 

X. die Koordinierung zwischen Ministerien und für 
den Lebensmittelbereich zuständigen Stellen zu 
verbessern, die Kompetenzverteilung zu klären 


und insbesondere die Kontrolle der Lebensmit- 
telsicherheit dem Gesundheitsministerium zu- 
zuweisen; 

xi. klar zwischen den Zuständigkeiten der verschie- 
denen Akteure zu unterscheiden, z. B. zwischen 
jenen, die mit der Risikoanalyse befasst sind 
und jenen, deren Aufgabe die Risikobewälti- 
gung ist; 

xii. ein auf europäischer Ebene koordiniertes lan- 
desweites Frühwarnsystem einzurichten, das ei- 
ne sofortige Unterrichtung der übrigen Mitglied- 
staaten (und gegebenenfalls der Europäischen 
Kommission) von jedem auch noch so geringen 
Risiko ermöglicht, das die Lebensmittelsicher- 
heit beeinträchtigen könnte; 

xiii. eine neue gegenüber den Verbrauchern völlig 
offene und verantwortungsbewusste Informati- 
onspolitik auf dem Lebensmittelsektor zu entwi- 
ckeln; 

xiv. unter den bestehenden Abteilungen eine auszu- 
suchen, welche verantwortlich sein soll für die 
Zentralisierung der nationalen und internationa- 
len Informationen über Lebensmittelsicherheit. 

10. Die Versammlung fordert die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union auf, 

i. das uneingeschränkte und jederzeitige Eingrei- 
fen der Aufsichtsstellen der Europäischen 
Kommission ohne Voranmeldung in den natio- 
nalen Lebensmittelsektoren und in allen Stadien 
der Lebensmittelherstellung zu gestatten; 

ii. ihre Rechtsvorschriften demgemäß anzupassen 
und sobald wie möglich die gemeinschaftlichen 
Regelungen für Lebensmittelffagen anzuwen- 
den. 

11. Die Versammlung fordert die Europäische Union 

nachdrücklich auf, 

i. ihre Lebensmittelbestimmungen (insbesondere 
bei der Zurückverfolgbarkeit, den Kontrollen 
und den Strafmaßnahmen) auszubauen und in 
Zusammenarbeit mit dem Europarat, wie in des- 
sen Empfehlung 1389 (1998) vorgeschlagen, ei- 
ne (nur auf europäischer Ebene für die Qualität 
und die Sicherheit der Lebensmittel zuständige) 
europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit 
einzusetzen; 

ii. sich zu bemühen, diese Arbeiten und die Quali- 
tätskontrolle von Drogen in einer einzigen ge- 
samteuropäischen Behörde für Lebensmittel- 
und Drogenfragen zu integrieren; 

iii. in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten ihr 
System für Schnellwamung und die Anwendung 
der Schutzklausel auf dem Lebensmittelsektor 
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zu verbessern und Strafmaßnahmen gegen Zu- 
widerhandelnde Staaten vorzusehen; 

iv. ihre Überwachungsstellen für den Lebensmittel- 
sektor auszubauen, um diesen Sektor auf dem 
gesamten Gebiet der Gemeinschaft vorbeugend 
wie in Dringlichkeitsfällen ausreichend kontrol- 
lieren zu können und die Wahrscheinlichkeit 
solcher Kontrollen für jeden potenziellen Ver- 
letzter der Lebensmittelbestimmungen hinrei- 
chend abschreckend zu machen; 

V. die Anwendung oder Umsetzung der Gemein- 
schaflsbestimmungen durch die Mitgliedstaaten, 
insbesondere im Lebensmittelbereich, strenger 
zu überwachen; 

vi. eine gründliche Untersuchung des Sektors der 
Tieremährung durchzuführen und bessere und 
striktere Herstellungsvorschriften für Mischfut- 
ter einzuführen; 

vii. die Notwendigkeit eines Verbots der Verwen- 
dung von Abfällen und Teilen kranker Tiere im 
Tierfutter sowie der Verwendung tierischer 
Mehle und Fette als Futtermittel für Wiederkäu- 
er und deren Nachwuchs zu prüfen; 

viii. die Verwendung aller möglicherweise für Tier 
und Mensch giftigen Inhaltstoffe zu verbieten, 
deren Nährwerteigenschaften für Tierfutter nicht 
nachgewiesen sind und welche keine vorherige 
Zulassung erhalten haben und strenge Strafen 
gegen jedermann vorzusehen, der gegen das 
Verbot verstößt; 

ix. die Ausweitung des Anbaus von Ölsaaten zu 
fördern, ob nun in den Mitgliedstaaten oder, im 
Einvernehmen mit den entsprechenden Staaten, 
als Substitutionskulturen in den Ländern Mittel- 
und Osteuropas. 

12. Die Versammlung fordert die nationalen Parlamente 

auf: 

i. gesetzgeberisch tätig zu werden und eine lau- 
fende, regelmäßige Überarbeitung der Rechts- 
vorschriften zur Sicherheit und Qualität von Le- 
bensmitteln vorzunehmen; 

ii. was die Parlamente der nicht der Europäischen 
Union angehörenden Staaten und insbesondere 
der Kandidatenländer angeht, sich von den ge- 
meinschaftlichen Lebensmittelvorschriften lei- 
ten zu lassen und diese unter Umständen in ein- 
zelstaatliche Rechtsvorschriften umzusetzen, 
damit es auf diesem Gebiet in ganz Europa eine 
homogene und kompatible Gesetzgebung gibt, 
und das Recht zur Verabschiedung strengerer 
nationaler Gesetze zu verstärken zum Schutze 
der Gesundheit der Verbraucher und der Le- 
bensmittelsicherheit in ganz Europa; 


iii. solche Gesetze zu verabschieden und eine fort- 
laufende Überwachung der Gesetze in den Be- 
reichen Verbraucherrechte und Verbraucher- 
schutz sicherzustellen. 

13. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, 
seine Arbeit in Bezug auf Lebensmittelfragen weiter 
fortzusetzen und insbesondere 

i. den Ständigen Ausschuss des Europäischen 
Übereinkommens zum Schutz von Tieren in 
landwirtschaftlichen Tierhaltungen anzuweisen, 
ein neues Rechtsinstrument zu erarbeiten über 
Tierzuchtverfahren in Europa insbesondere im 
Hinblick auf die Frage des Tierfutters, in enger 
Zusammenarbeit mit den anderen beteiligten 
Ausschüssen und zuständigen internationalen 
Organisation; 

ii. den Ausschuss für Öffentliche Gesundheit des 
Teilabkommens im Sozialbereich und im Be- 
reich der öffentlichen Gesundheit anzuweisen, 
seine Arbeit über Emährungsfragen, Lebensmit- 
telsicherheit und Verbrauchergesundheit weiter 
auszubauen und seinen Bericht über die Le- 
bensmittelverseuchung durch Dioxin ohne wei- 
tere Verzögerung abzuschließen und zu veröf- 
fentlichen; 

iii. Maßnahmen zu ergreifen als Antwort auf die in 
seiner Empfehlung 1389 (1998) erhobene For- 
derung nach Ausarbeitung eines Europäischen 
Rahmenübereinkommens über Lebensmittelsi- 
cherheit. 

14. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, 
die Rolle des Europaratsausschusses für europäische 
Gesundheit, der für Fragen der öffentlichen Gesund- 
heit zuständig ist, auszubauen, indem innerhalb des 
Ausschusses eine Sonderarbeitsgruppe eingerichtet 
wird, die die Mitgliedstaaten in den verschiedenen 
mit dieser Frage verbundenen Bereichen berät. 


Freitag, 25. Juni 1999 

Tagesordnungspunkt 

betr.: Schutz der Menschenrechte und der Wür- 
de todkranker und sterbender Menschen 

(Dokument 8421) 

Berichterstatter: 

Abg. Edeltraud Gatterer (Österreich) 

Abg. Kevin McNamara (Großbritannien) 

(Themen: Achtung der Würde todkranker bzw. sterben- 
der Menschen - Unverletzbarkeit der Menschenwürde in 
allen Lebensphasen - Aufgabe des Europarates, diese 
Würde und die sich daraus ableitenden Rechte zu schüt- 
zen) 
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Rede des Abg. Dr. Wolfgang Wodarg (SPD): Frau Prä- 
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn Pati- 
enten zum Arzt oder zur Ärztin sagen „Ich will nicht 
mehr leben“, dann heißt das meistens nicht, dass sie 
sterben wollen. Sie sagen das, weil sie nicht mehr leiden 
wollen, und ich habe selbst sehr oft erlebt, dass sie, 
wenn dieses Leiden dann beherrscht wurde, wenn sie die 
richtige Therapie bekommen haben, wenn sie Schmerz- 
mittel bekommen haben, völlig andere Menschen waren. 

ln dieser Situation, wenn ein Mensch dem anderen Men- 
schen sagt: „Bring mich um, beende mein Leben“, gibt 
es zweierlei Not, einmal die Not bei dem, der gerade 
leidet, aber auch die Not bei dem, der daneben steht und 
hilflos ist, der nicht weiß, was er machen soll. Diese 
Hilflosigkeit kann ich sehr gut verstehen, und wenn der 
Mensch, der daneben steht, nicht die richtigen Mittel 
hat, nicht Bescheid weiß und wirklich hilflos ist, dann 
kommt er auf solche Ideen; dann kann er in seiner Ver- 
zweiflung vielleicht sogar dazu kommen, dass er nach- 
gibt, dass er weich wird, dass er gegen sein eigenes Ge- 
wissen tatsächlich das Leben des Menschen beendet, 
und er wird damit oft sein Leben lang selber nicht fer- 
tig - es wird ihn verfolgen. 

Da nützt es auch nichts, dass wir Gesetze machen, die 
das erlauben. Ich, als Deutscher, weiß, wovon ich rede. 
Wir haben die Prozesse in Nürnberg gehabt, wo dieses 
Thema sehr, sehr ausführlich behandelt wurde. Was in 
Deutschland mit psychisch Kranken gemacht worden ist, 
was mit chronisch Kranken gemacht worden ist, mit 
Menschen, die man - wie es damals ja auch hieß - erlö- 
sen wollte, das brauche ich hier, glaube ich, nicht zu 
wiederholen. 

Was wir aber machen müssen, ist - und da gebührt Frau 
Gatterer ein großer Dank dieser Versammlung -, dafür 
zu sorgen, dass es keine hilflosen Helfer gibt. Wir müs- 
sen dafür sorgen, dass es Menschen gibt, die ausgebildet 
sind, die wissen, wie sie Leiden bei Patienten verhindern 
können. 

Es ist heute nicht mehr nötig, dass jemand Schmerzen 
hat. Natürlich ist es so, dass dann, wenn Morphium ge- 
geben wird, nicht nur die Schmerzen Weggehen, natür- 
lich schwächt es auch den Menschen. Er atmet nicht 
mehr so kräftig. Die Risiken seiner Krankheit werden 
dadurch nicht abgeschwächt, sondern vielleicht sogar 
verstärkt. Es kann sein, dass der Mensch früher stirbt. 
Aber er leidet nicht, und er wird nicht durch einen ande- 
ren Menschen umgebracht, und darauf kommt es an. Er 
stirbt an seiner Krankheit oder an den Nebenwirkungen 
seiner Krankheit. 

Ich kann verstehen, wenn Herr Hancock sagt, er habe 
die Agonie seines Freundes nicht mehr ausgehalten. 
Wenn Herr Hancock in der Lage gewesen wäre, bei sei- 
nem Freund eine Schmerztherapie durchzuführen, so- 
dass er sich mit ihm noch hätte unterhalten können, dann 


hätte er diese Situation vielleicht aushalten können. Die- 
se Alternative muss man sehen. Wir müssen deshalb da- 
für sorgen, dass die Helfer nicht hilflos sind. 

Ich danke Ihnen, Frau Gatterer, dass Sie sich so große 
Mühe gegeben haben. Unterstützen Sie bitte die Amend- 
ments, die dafür sorgen, dass Menschen in den letzten 
Tagen ihres Lebens eine menschenwürdige Unterkunft 
bekommen, dass sich jemand um sie kümmert und dass 
sie nicht verhungern müssen! Wir hatten in Deutschland 
eine Diskussion darüber, ob man eine Magensonde bei 
jemandem ziehen darf, dessen Ernährung von dieser 
Magensonde abhängig ist. Gleichzeitig gab es die Dis- 
kussion darüber, dass die Kosten für diese Magensonde 
nicht mehr von der Gemeinschaft getragen werden sol- 
len. Das heißt, die Angehörigen sollten sie zahlen. Wenn 
man den Angehörigen sagen muss, die Fortsetzung der 
Behandlung koste sie im Monat 800 DM, dann wird es 
wirklich kritisch. 

Häufig kommen auch finanzielle Interessen ins Spiel. 
Der Präsident der Ärztekammer Deutschlands hat von 
einem „sozialverträglichen Ableben“ gesprochen. Dies 
hat zu einem Aufschrei geführt - mit Recht. Zum Glück 
ist er jetzt nicht mehr Präsident der Ärztekammer. Die 
Ärzteschaft hat sich richtigerweise dagegen gewehrt. 

Ich hoffe, dieses Haus entscheidet sich so, dass wir uns 
unserer Entscheidung nicht schämen müssen. 

Empfehlung 14 18 

betr.: Schutz der Menschenrechte und der Wür- 
de todkranker und sterbender Menschen 

1 . Die Aufgabe des Europarates ist es, die Würde aller 
Menschen und die aus ihr hervorgehenden Rechte zu 
schützen. 

2. Die Fortschritte in der Medizin, die es heute ermög- 
lichen, zahlreiche vormals unheilbare bzw. tödliche 
Krankheiten zu heilen, die Verbesserungen in der 
Medizintechnik und die Entwicklungen im Bereich 
der Wiederbelebungstechniken, die es möglich ma- 
chen, das Überleben eines Menschen zu verlängern, 
schieben den Zeitpunkt des Todes hinaus. Das führt 
dazu, dass die Lebensqualität der Sterbenden oftmals 
ignoriert wird, wie auch ihre Einsamkeit, ihr Leid 
und das ihrer Familien und der Personen, die für sie 
sorgen. 

3. Im Jahr 1976 erklärte die Versammlung in ihrer Ent- 
schließung 613, sie sei „überzeugt, dass das, was 
sterbende Patienten am meisten wünschen, ist, in 
Frieden und Würde zu sterben, falls möglich mit der 
Fürsorge und der Unterstützung ihrer Familien und 
Freunde“ und sie fügte in ihrer Empfehlung 779 hin- 
zu, dass „die Verlängerung des Lebens nicht in sich 
selbst ein ausschließendes Ziel der medizinischen 
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Praxis sein sollte, die sich gleichermaßen damit be- 
fassen sollte, Leiden zu lindem“. 

4. Seitdem hat die Europäische Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und der Menschenwürde im 
Hinblick auf die Anwendung von Biologie und Me- 
dizin wichtige Gmndsätze geschaffen und Wege ge- 
ebnet, ohne sich ausdrücklich auf die besonderen 
Bedürfnisse todkranker bzw. sterbender Menschen 
zu beziehen. 

5. Die Verpflichtung, die Würde einer todkranken bzw. 
sterbenden Person zu achten und zu schützen, leitet 
sich ab von der Unverletzbarkeit der Menschenwür- 
de in allen Lebensphasen. Diese Achtung und dieser 
Schutz finden ihren Ausdmck in der Bereitstellung 
einer angemessenen Umgebung, die es einem Men- 
schen ermöglicht, in Würde zu sterben. 

6. Diese Aufgabe muss vor allem zugunsten der ver- 
letzlichsten Mitglieder der Gesellschaft erfüllt wer- 
den, was sich anhand der zahlreichen Leidenserfah- 
rungen in der Vergangenheit und der Gegenwart 
zeigt. Der Mensch, der zu Beginn seines Lebens 
schwach und abhängig ist, braucht auch im Sterben 
Schutz und Unterstützung. 

7. Die Grandrechte, die sich aus der Würde einer tod- 
kranken bzw. sterbenden Person herleiten, werden 
heutzutage von zahlreichen Faktoren bedroht, d. h. 
von: 

i. unzureichendem Zugang zu palliativer Pflege 
und guter Schmerzbehandlung; 

ii. oftmals mangelhafter Behandlung körperlichen 
Leidens und der psychologischen, sozialen und 
geistlichen Bedürfnisse; 

iii. der künstlichen Verlängerung des Sterbeprozes- 
ses entweder durch unverhältnismäßige medizi- 
nische Maßnahmen oder durch das Fortführen 
der Behandlung ohne die Einwilligung des Pati- 
enfen; 

iv. einem Mangel an Weiterbildung und psycholo- 
gischer Unterstützung für das Personal in der 
Gesundheitsfürsorge, das in der palliativen Me- 
dizin tätig ist; 

V. unzureichender Fürsorge und Unterstützung für 
die Angehörigen und Freunde todkranker bzw. 
sterbender Patienten, die ansonsten das mensch- 
liche Leid in seinen vielen Formen lindem 
könnten; 

vi. der Furcht der Patienten, die Kontrolle über sich 
zu verlieren und eine Last für Angehörige oder 
Institutionen und von diesen völlig abhängig zu 
werden; 


vii. dem Fehlen oder der Unzulänglichkeit des 
sozialen und institutionellen Umfelds, in dem 
eine Person sich von ihren Angehörigen und 
Freunden in Frieden verabschieden kann; 

viii. der unzureichenden Zuteilung von Mitteln und 
Ressourcen für die Fürsorge und Unterstützung 
todkranker bzw. sterbender Menschen; 

ix. der gesellschaftlichen Diskriminierung der Phä- 
nomene Schwäche, Sterben und Tod. 

8. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten auf, in 
ihren innerstaatlichen Gesetzen den erforderlichen 
rechtlichen und sozialen Schutz vor diesen besonde- 
ren Gefahren und Ängsten vorzusehen, mit denen ei- 
ne todkranke bzw. sterbende Person in Bezug auf in- 
nerstaatliche Gesetze konfrontiert sein könnte, insbe- 
sondere 

i. dem Sterben unter unerträglichen Leiden (z. B. 
Schmerzen, Ersticken); 

ii. der Verlängerung des Sterbeprozesses einer tod- 
kranken bzw. sterbenden Person gegen ihren 
Willen; 

iii. dem Sterben in sozialer Isolation und Verlas- 
senheit; 

iv. dem Sterben in Angst, eine soziale Belastung zu 
sein; 

V. der Begrenzung der Behandlung zur Lebenser- 
haltung aus wirtschaftlichen Gründen; 

vi. der unzureichenden Bereitstellung von Mitteln 
und Ressourcen für eine angemessene unterstüt- 
zende Fürsorge für Todkranke bzw. Sterbende. 

9. Die Versammlung empfiehlt daher dem Ministerko- 
mitee, die Mitgliedstaaten des Europarates aufzufor- 
dem, die Würde todkranker bzw. sterbender Men- 
schen in jeglicher Hinsicht zu achten und zu schüt- 
zen, 

a. indem sie das Recht einer todkranken bzw. sterben- 
den Person auf umfassende palliative Pflege aner- 
kennen und gleichzeitig die erforderlichen Maßnah- 
men ergreifen, 

i. um sicherzustellen, dass die palliative Pflege als 
Rechtsanspruch einer Person in allen Mitglied- 
staaten anerkannt wird; 

ii. um den gleichberechtigten Zugang zu angemes- 
sener palliativer Pflege für alle todkranken bzw. 
sterbenden Personen bereitzustellen; 

iii. um sicherzustellen, dass Angehörige und Freun- 
de ermutigt werden, den Todkranken oder Ster- 
benden zu begleiten und bei diesen Bemühungen 



Drucksache 14/3230 


-38- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


professionelle Unterstützung erhalten. Sollten 
sich Familien und/oder private Netzwerke als 
entweder nicht ausreichend oder überfordert er- 
weisen, müssen andere bzw. ergänzende 
Formen der professionellen medizinischen Für- 
sorge bereitgestellt werden; 

iv. um ambulante Hospizteams und -netzwerke zur 
Verfügung zu stellen mit dem Ziel, sicherzustel- 
len, dass palliative Pflege immer dann zu Hause 
geleistet werden kann , wo ein Todkranker bzw. 
Sterbender ambulant betreut werden kann; 

V. um die Zusammenarbeit aller an der Pflege der 
todkranken bzw. sterbenden Person Beteiligten 
sicherzustellen; 

vi. um die Entwicklung und Durchsetzung von 
Qualitätsstandards für die Pflege Todkranker 
bzw. Sterbender sicherzustellen; 

vii. um sicherzustellen, dass eine todkranke bzw. 
sterbende Person eine angemessene Linderung 
ihrer Schmerzen (es sei denn, sie entscheidet 
sich dagegen) und palliative Pflege erfährt, auch 
wenn als Nebenwirkung dieser Behandlung mit 
einer Verkürzung des Lebens dieser Person zu 
rechnen ist; 

viii. um sicherzustellen, dass das medizinische Per- 
sonal dahingehend ausgebildet und angeleitet 
wird, dass es medizinische, pflegerische und 
psychologische Fürsorge bei todkranken bzw. 
sterbenden Personen in abgestimmter Zusam- 
menarbeit im Team und unter Erfüllung 
höchstmöglicher Standards leistet; 

ix. um Forschungs-, Lehr- und Ausbildungszentren 
im Bereich der palliativen Medizin und Pflege 
sowie in interdisziplinärer Thanatologie auf- 
und auszubauen; 

X. um sicherzustellen, dass zumindest in größeren 
Kliniken Fachabteilungen für palliative Pflege 
sowie Hospize eingerichtet werden, aus denen 
sich die palliative Medizin und Pflege als Be- 
standteil jeder medizinischen Behandlung ent- 
wickeln kann; 

xi. um sicherzustellen, dass die palliative Medizin 
und Pflege sich fest im Bewusstsein der Öffent- 
lichkeit als ein wichtiges Ziel der Medizin veran- 
kert; 

b. indem sie das Recht einer todkranken bzw. sterben- 
den Person auf Selbstbestimmung schützen und 

gleichzeitig die erforderlichen Maßnahmen ergrei- 
fen, 

i. um das Recht einer todkranken bzw. sterbenden 
Person auf ehrliche und umfassende aber mit- 


fühlend überbrachte Information über ihren Ge- 
sundheitszustand umzusetzen und gleichzeitig 
den Wunsch einer Person, nicht informiert zu 
werden, zu achten; 

ii. um es einer todkranken bzw. sterbenden Person 
zu ermöglichen, neben ihrem regulären Arzt 
weitere Ärzte zu konsultieren; 

iii. um sicherzustellen, dass eine todkranke bzw. 
sterbende Person nicht gegen ihren Willen be- 
handelt wird und gleichzeitig sicherzustellen, 
dass die Person von einer anderen Person weder 
beeinflusst noch unter wirtschaftlichen Druck 
gesetzt wird; 

iv. um sicherzustellen, dass die Patientenverfügung 
oder das Lebenstestament einer zurzeit nicht ge- 
schäftsfähigen todkranken bzw. sterbenden Per- 
son, mit der diese bestimmte medizinische Be- 
handlungen ablehnt, beachtet wird. Darüber hi- 
naus muss sichergestellt werden, dass die Gül- 
tigkeitskriterien in Bezug auf die Tragweite sol- 
cher Patientenverfügungen sowie die Benen- 
nung von Bevollmächtigten und der Umfang ih- 
rer Befugnisse festgelegt werden; weiterhin 
muss sichergestellt sein, dass Ersatzentschei- 
dungen Dritter auf der Basis eines zeitlich ver- 
setzt geäußerten persönlichen Willens oder des 
mutmaßlichen Willens nur vorgenommen wer- 
den dürfen, wenn kein direkt in der Situation 
geäußerter oder erkennbarer Wille des Betroffe- 
nen vorliegt. Dabei ist stets ein nachvollziehba- 
rer Bezug auf Äußerungen des Betroffenen her- 
zustellen, die zeitnah zur Entscheidungssituation 
sind, inhaltlich eindeutig auf die Sterbesituation 
bezogen sind und in einer angemessenen Situa- 
tion ohne Druck oder psychische Beeinträchti- 
gung gefallen sind. Um sicherzustellen, dass ein 
ersatzweiser Rückgriff auf allgemeine gesell- 
schaftliche Wertmaßstäbe unzulässig ist, ist in 
Zweifelsfällen immer für das Leben und eine 
Lebensverlängerung zu entscheiden. 

V. um sicherzustellen, dass - trotz der letztendlich 
beim Arzt liegenden therapeutischen Verantwor- 
tung - den ausdrücklichen Wünschen einer tod- 
kranken bzw. sterbenden Person in Bezug auf 
bestimmte Behandlungsformen Rechnung ge- 
tragen wird, vorausgesetzt, dass diese nicht die 
Würde des Menschen verletzen; 

vi. um sicherzustellen, dass in Situationen, in denen 
keine Patientenverfügung oder kein Lebenstes- 
tament existiert, nicht gegen das Recht des Pati- 
enten auf Leben verstoßen wird. Ein Katalog 
von Behandlungen, die unter keinen Umständen 
vorenthalten bzw. abgebrochen werden dürfen, 
muss festgelegt werden; 
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c. indem sie das Verbot der absichtliehen Tötung tod- 
kranker bzw. sterbender Personen aufrechterhalten 
und gleichzeitig die erforderlichen Maßnahmen er- 
greifen, 

i. anerkennend, dass das Recht auf Leben, insbe- 
sondere in Bezug auf todkranke bzw. sterbende 
Personen, in den Mitgliedstaaten gewährleistet 
ist, in Übereinstimmung mit Artikel 2 der Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention, in der es 
heißt, dass „[...] keine absichtliche Tötung vor- 
genommen werden [darf]“; 

ii. anerkennend, dass der Sterbewunsch einer 
todkranken bzw. sterbenden Person in keinem 
Fall ein Recht darauf beinhaltet, durch die Hand 
einer anderen Person zu sterben; 

iii. anerkennend, dass der Sterbewunsch einer tod- 
kranken bzw. sterbenden Person selbst keine ge- 
setzmäßige Rechtfertigung darstellen kann, 
Handlungen auszuüben, mit denen die Herbei- 
führung des Todes beabsichtigt ist. 

Tagesordnungspunkt 

betr.: Soziale Funktionen von Genossenschaf- 
ten, Versicherungsgesellschaften auf Gegen- 
seitigkeit und Verbänden als Basis der eu- 
ropäischen Sozialwirtschaft 

(Dokument 8366) 

Berichterstatter: 

Abg. Francisco Amau (Spanien) 

Abg. Helle Degn (Dänemark) 

(Themen: Zunehmende Bedeutung von Genossensehaf- 
ten, Versicherungsgesellschaften und Verbänden in ei- 
nem Europa mit wachsender Arbeitslosigkeit - Rolle der 
Sozialwirtsehaft bei der Verbesserung der Beschäfti- 
gungslage etc. - Notwendiger Erfahrungsaustausch zwi- 
schen den Verbänden) 

Entschließung 1195 

betr.: Soziale Funktionen von Genossenschaf- 
ten, Versicherungsgesellschaften auf Gegen- 
seitigkeit und Verbänden als Basis der eu- 
ropäischen Sozialwirtschaft 

1. Angesichts der in Europa bestehenden Arbeitslosig- 
keit ist die Suche nach neuen Instrumenten, neuen 
Wegen der Arbeitsorganisation und neuen unter- 
nehmerischen Initiativen unerlässlich. Damit befas- 
sen sich auch die in Kapitel 10 des Weißbuches der 
Europäischen Union über Wachstum, Wettbewerbs- 
fähigkeit und Beschäftigung angestellten Überlegun- 
gen, die auf die Notwendigkeit hinweisen, für unse- 
ren Kontinent ein neues sozioökonomisches Ent- 
wicklungsmodell zu finden. 


2. Weitverbreitete Armut und Abbau der Systeme der 
sozialen Sicherung bedeuten Bedrohungen für den 
sozialen Zusammenhalt. Einrichtungen, die auf der 
Grundlage von Solidarität, Selbsthilfe und Eigenver- 
antwortung aufgebaut sind, könnten daher zur Ver- 
besserung der sozialen Integration und des sozialen 
Zusammenhalts beitragen. 

3. Es gilt als allgemein akzeptiert, dass der Begriff „So- 
zialwirtschafl“ sowohl Genossenschaften als auch 
Versicherungsgesellschaften auf Gegenseitigkeit, 
Verbände und Stiftungen umfasst. Diese Organisati- 
onsformen nehmen oft Bezug auf Begriffe wie soziale 
Solidarität und Vorrang des Individuums vor dem Ka- 
pital. Sie sind insbesondere Schulen der Demokratie. 

4. Der Begriff der Sozialwirtschaft bezieht sich auf ei- 
nen bestimmten Sektor des Wirtschaftslebens und 
bedeutet nicht, dass die kapitalistisch ausgerichtete 
Wirtschaft keinerlei soziale Dimension aufweist. 

5. Sozialwirtschaft ist jedoch ein nicht fest begrenzter 
Begriff, der neben dem öffentlichen und privaten 
Sektor eine große Bannbreite von Einrichtungen um- 
fasst. Sie wird auch als der „dritte Sektor“ bezeich- 
net, und in einigen Ländern sind Verbraucher- und 
nicht auf Gewinnstreben ausgerichtete Einrichtungen 
ebenfalls mit diesem Sektor verbunden. 

6. Zwar ist richtig, dass die Sozialwirtschaft nicht die 
einzige und alleinige Lösung für die Arbeitslosigkeit 
sein kann, aber sie kann doch eine nicht zu überse- 
hende Rolle spielen, indem sie zur Modernisierung 
des Wohlfahrtsstaates und zur Ermutigung innovati- 
ver Ansätze bei der Beschäftigungspolitik beiträgt. 

7. Wie alle Wirtschaflsbereiche wurde auch die Sozial- 
politik von der Globalisierung betroffen und befindet 
sich derzeit im Begriff des Umdenkens und der 
Neudefinierung ihrer Aufgaben und ihrer besonderen 
Rolle. 

8. Seit der Verabschiedung der Empfehlung 1004 durch 
die Versammlung im Jahre 1985 über die Zukunft 
der europäischen Genossenschaften ist ein weiteres 
neues Phänomen hinzugekommen, nämlich der Zu- 
sammenbruch der kommunistischen Regime in Ost- 
europa und damit der Zusammenbruch von Genos- 
senschaften, die wesentlicher Bestandteil des Wirt- 
schaftssystems waren. Neue Überlegungen sind da- 
her notwendig für den Wiederaufbau und die Um- 
sfrukturierung der Sozialwirtschaft, insbesondere der 
Genossenschaften in diesen Staaten, und zwar in ei- 
ner der freien Marktwirtschaft angepassten Art und 
Weise. 

9. Die Versammlung unterstreicht, wie wichtig es ist, 
die Einrichtungen der Sozialwirtschaft zu fördern 
und zu unterstützen. 
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10. Der besondere Charakter von Genossenschaften, wie 
in den Grundsätzen der Erklärung des Internationa- 
len Genossenschaftsbundes (ICA) über das Wesen 
von Genossenschaften hervorgehoben, sollte generell 
als für die Gesellschaft nützlich akzeptiert und aner- 
kannt werden. 

11. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten des 
Europarates auf, die Genossenschaften als Verbände 
anzuerkennen, mit deren Hilfe es den Bürgern er- 
möglicht wird, eine große Vielzahl von Problemen 
zu bewältigen und viele ihrer Ziele umzusetzen, zu 
denen u. a. wirtschaftliche und soziale Ziele gehören, 
wie Beschäftigung, Beseitigung von Armut und ver- 
stärkte soziale Integration. 

12. Die uneingeschränkte Autonomie der genossenschaft- 
lichen Bewegung sollte garantiert werden. Jeder staat- 
liche Eingriff muss mit diesem Ziel vereinbar sein. 

13. Der Grundsatz der „Gleichbehandlung“ von sozial- 
wirtschaftlichen Einrichtungen und auf Kapitalertrag 
ausgerichteten Unternehmen ist nicht unvereinbar 
mit der Anerkennung des besonderen Wesens von 
Genossenschaften und anderer Verbände. Die Regie- 
rungen sollten bestrebt sein, ein günstiges Umfeld zu 
schaffen, insbesondere durch: 

i. steuerliche Regelungen; 

ii. Bereitstellung von Land und Immobilien zu ei- 
nem festen Preis; 

iii. Schaffung von Anreizen für die Gründung von 
Genossenschaften, V ersicherungsgesellschaften 
auf Gegenseitigkeit und Verbänden; 

iv. Schaffüng von Informationszentren und Zentren 
zur Förderung der Sozialwirtschaft; 


V. Bereitstellung besonderer Strukturen des Dialogs. 

14. Dieser Gedanke könnte noch weitergeführt werden 
durch die Schaffung eines europäischen Forums über 
die Sozial Wirtschaft, das als Treffpunkt für den Aus- 
tausch von Informationen, gemeinsamen Erfahrun- 
gen und nützlichen Verfahren dienen könnte und um 
Probleme in Verbindung mit der Globalisierung der 
Wirtschaft zu lösen. Es wäre auch erstrebenswert, 
einen Prozess der Harmonisierung der für die Sozi- 
alwirtschaft geltenden Regelungen einzuleiten. 

15. Die Versammlung ist der Auffassung, dass die Ent- 
wicklung eines soliden und gut strukturierten dritten 
Sektors in Osteuropa vorrangig sein sollte, wozu 
auch die Schaffung eines institutionellen Rahmen für 
die Beziehungen zwischen den west- und osteuropä- 
ischen Einrichtungen der Sozialwirtschaft gehören 
sollte. 

16. Die Versammlung beschließt, diese Entschließung 
dem Europäischen Parlament, dem Wirtschafts- und 
Sozialrat, der Genossenschaftsabteilung der Interna- 
tionalen Arbeitsorganisation (ILO), dem Internatio- 
nalen Genossenschaftsbund und dem Ausschuss für 
die Förderung von Genossenschaften (COPAC) vor- 
zulegen, welcher eine Verbindungsstelle zwischen 
der Genossenschaftsbewegung und den Vereinten 
Nationen und ihren Sonderorganisationen ist. 

17. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten des 
Europarates auf, die auf die Entwicklung von Genos- 
senschaften ausgerichteten derzeit noch in Ausarbei- 
tung befindlichen Richtlinien zu unterstützen, wenn 
sie zur Beratung in der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen im Jahre 1999 anstehen. 
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Anhang 


Mitgliedsländer der Parlamentarischen Versammlung des Europarates (41) 


Albanien 

Andorra 

Belgien 

Bulgarien 

Dänemark 

Deutschland 

Estland 

Finnland 

Frankreich 

Georgien 

Griechenland 

Großbritannien 

Irland 

Island 

Italien 

Kroatien 

Lettland 

Liechtenstein 

Litauen 

Luxemburg 

ehern, jugoslawische Republik Mazedonien 


Malta 

Moldau 

Niederlande 

Norwegen 

Österreich 

Polen 

Portugal 

Rumänien 

Russland 

San Marino 

Schweden 

Schweiz 

Slowakische Republik 

Slowenien 

Spanien 

T schechische Republik 

Türkei 

Ukraine 

Ungarn 

Zypern 


Länder mit Sondergaststatus (4) 

- zur Mitwirkung in der Parlamentarischen Versammlung ohne Stimmrecht berechtigt 


Armenien 

Aserbaidschan 

Bosnien-Herzegowina 

Belarus* 

* Der Sondergaststatus von Belarus wurde am 13. Januar 1997 ausgesetzt. 

Beobachter (2) 

Israel 

Kanada 
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Funktionsträger der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 

Präsident Lord Russell-Johnston (Großbritannien - LDR) 

Vizepräsidenten 1 9, darunter Klaus Bühler (Bundesrepublik Deutschland - CDU/CSU//EVP) 

Kanzler Bruno Haller (Frankreich) 

Politischer Ausschuss 

Vorsitzender Victor Ruffy (Schweiz - SOC) 

Stv. Vorsitzende Kristiina Ojuland (Estland - LDR) 

Jacques Baumei (Frankreich - EDG) 

Latchezar Toshev (Bulgarien - EVP) 

Ausschuss für Wirtschaft und Entwicklung 

Vorsitzende Helle Degn (Dänemark - SOC) 

Stv. Vorsitzende Jean Valleix (Frankreich - EDG) 

Peter Bloetzer (Schweiz - EVP) 

Mikko Elo (Finnland - SOC) 

Ausschuss für Sozial- und Gesundheitsfragen 

Vorsitzender Thomas Cox (Großbritannien - SOC) 

Stv. Vorsitzende Johan Weyts (Belgien - EVP) 

Lara Margret Ragnarsdöttir (Island - EDG) 

Andreas Gross (Schweiz - SOC) 

Ausschuss für Recht und Menschenrechte 

Vorsitzender Gunnar Jansson (Finnland - LDR) 

Stv. Vorsitzende Rudolf Bindig (Bundesrepublik Deutschland - SPD/SOC) 

György Frunda (Rumänien - EVP 
Per Stig Moeller (Dänemark - EDG) 

Ausschuss für Kultur und Erziehung 

Vorsitzender Charles-Ferdinand Nothomb (Belgien - EVP) 

Stv. Vorsitzende Emanuelis Zingeris (Litauen - EDG) 

Pedro Roseta (Portugal - EVP) 

Lluis Maria de Puig (Spanien - SOC) 

Ausschuss für Wissenschaft und Technologie 

Vorsitzender Ivan Melnikov (Russland - UEL) 

Stv. Vorsitzende Claude Birraux (Frankreich - EVP) 

Martti Tiuri (Finnland - EDG) 

Sören Lekberg (Schweden - SOC) 

Ausschuss für Umwelt, Regionalplanung und Kommunalfragen 

Cevdet Akcali (Türkei - EDG) 

Felice Carlo Besostri (Italien - SOC) 

Daniel Hoeffel (Frankreich - EVP) 

Olafur Öm Haraldsson (Island - LDR) 


Vorsitzende 
Stv. Vorsitzende 
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Ausschuss für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen 

Vorsitzender Agustin Diaz De Mera (Spanien - EVP) 

Stv. Vorsitzende Tadeusz Iwinski (Polen - SOC) 

Efstratios Korakas (Griechenland - UEL) 

Ana Guirado (Spanien - SOC) 

Geschäftsordnungsausschuss 

Vorsitzende Pilar Pulgar (Spanien - EVP) 

Stv. Vorsitzende Henning Gj ellerod (Dänemark - SOC) 

Miroslav Mozetic (Slowenien - EVP) 

Jan Dirk Blaauw (Niederlande - LDR) 

Landwirtschaftsausschuss 

Vorsitzender Wolfgang Behrendt (Bundesrepublik Deutschland - SPD/SOC) 

Stv. Vorsitzende Bernhard Seiler (Schweiz - LDR) 

Takis Hadjidemetriou (Zypern - SOC) 

Siegfried Hornung (Bundesrepublik Deutschland - CDU/CSU//EVP) 

Überwachungsausschuss 

Vorsitzender Joäo Mota Amaral (Portugal ) 

Stv. Vorsitzende Jordi Sole Tura (Spanien - SOC) 

Hanneke Gelderblom-Lankhout (Niederlande - LDR) 

Juris Sinka (Lettland - EDG) 

Ausschuss für die Beziehungen zu den nationaien Pariamenten und zur Öffentiichkeit 

Vorsitzender Jean-Claude Mignon (Frankreich - EDG) 

Stv. Vorsitzende Vera Squacialupi (Italien - SOC) 

Tunne Kelam (Estland - EVP) 

Michael Hancock (Großbritannien - LDR) 


Haushaitsausschuss 

Vorsitzender Leo Goovaerts (Belgien - LDR) 

Stv. Vorsitzende Alphonse Theis (Luxemburg - EVP) 

Kimon Koulouris (Griechenland - SOC) 
Serguei Glotov (Russland - UEL) 

Ausschuss für die Gleichsteiiung von Frauen und Männern 

Vorsitzende Yvette Roudy (Frankreich - SOC) 

Stv. Vorsitzende Zdravka Busic (Kroatien - EVP) 

Elena Poptodorova (Bulgarien - SOC) 
Nina Kulbaka (Russland - UEL) 


SOC Sozialistische Gruppe 

EVP Gruppe der Europäischen Volkspartei 

EDG Gruppe der Europäisehen Demokraten 

LDR Gruppe der Liberalen, Demokraten und Reformer 

UEL Gruppe der Vereinigten Europäisehen Linken 
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